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Als ich 1998, zwei Jahre nach der Gründung 

des Opferhilfe Sachsen e.V., als neues Ver-

einsmitglied in den Vorstand eintrat, konnte 

ich nicht erahnen, dass sich aus einer (!) 

Beratungsstelle und zwei Mitarbeiterinnen 

in Dresden ein Verein entwickeln würde, 

der nach 25 Jahren in allen Landgerichtsbe-

zirken Sachsens mit seinen Fachkräften und 

Beratungsstellen eine weit über Sachsen 

anerkannte und beachtliche Struktur profes-

sioneller Opferhilfe repräsentiert. 

Selbst in den zwei Jahren der Corona-Pan-

demie ist es unseren hauptamtlichen Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern gelungen, 

den durch Straftaten Verletzten, sowie den 

Zeuginnen und Zeugen, zuverlässig über 

den gesamten Zeitraum hinweg fachkundige 

Beratung und Begleitung zu gewährleisten. 

Diese Tatsache ist auch vor dem Hintergrund 

der weiter anhaltend hohen Anzahl von 

Rat- und Hilfesuchenden und der Zunahme, 

aufgrund der Schwere mancher Delikte  

deutlich komplexer gewordener Fallbear-

beitungen, sehr erstaunlich und gleichzeitig 

äußerst erfreulich. 

Die Grundlagen für diese Entwicklung 

sind das außerordentliche ehrenamtliche 

Engagement der Vereinsmitglieder und, 

neben der unermüdlichen Vorstandsarbeit, 

die hohe Fachlichkeit und der persönliche 

Einsatz der angestellten Fachkräfte in den 

Beratungsstellen sowie die kontinuierliche 

finanzielle und fachliche Unterstützung aus 

dem Sächsischen Staatsministerium der 

Justiz. Durch die institutionelle Förderung 

hat der Verein eine Basis, um einerseits 

seinen Hauptaufgaben, der Beratung und 

Begleitung für Betroffene von Straftaten, 

ihren Angehörigen und Zeuginnen und 

Zeugen, jederzeit nachzukommen sowie 

andererseits seine Angebote weiter zu 

qualifizieren. 

Dabei erscheint es wichtig, immer wieder zu 

betonen, dass im Fokus der allgemeinen pro-

fessionellen Opferhilfe zunächst alle Krimi-

nalitätsopfer stehen. In den überwiegenden 

Fällen erfolgen dann die Fachberatung und 

psychosoziale Begleitung unmittelbar durch 

die ausgebildeten und erfahrenen Kollegin-

nen und Kollegen in den Beratungsstellen. 

Diese Anlaufstellen dienen zum anderen 

auch als „Clearing-Stellen“, indem sie man-

chen Fall an dafür spezialisierte Einrichtun-

gen verweisen oder die Ratsuchenden in 

fachkundige psychotherapeutische Behand-

lung vermitteln, wenn mehr als psychosozia-

le Beratung und Begleitung nötig ist.

Seit 25 Jahren sind unsere Fachberaterinnen 

und -berater vor Ort in stetiger Partnerschaft 

mit der sächsischen Polizei. Diese Koopera-

tion wurde durch die Einsetzung der haupt-

amtlichen Opferschutzbeauftragten in allen 

VORWORT 
Andreas Edhofer (Geschäftsführer)

5Jahresbericht 2021



Opferhilfe Sachsen e.V.

fünf Polizeidirektionen im Freistaat noch ver-

stärkt und soll auch in den nächsten Jahren 

weiterentwickelt werden.

Seit 25 Jahren sind die Kolleginnen und 

Kollegen des Vereins im permanenten Aus-

tausch mit Justiz und Polizei, um Verletzte, 

sowie Zeuginnen und Zeugen von Straftaten 

psychisch und physisch so stabil und gesund 

wie möglich durch Gerichtsprozesse zu 

begleiten und ihrer erneuten Opferwerdung 

entgegenzuwirken. 

Seit 25 Jahren unterstützt der Verein mit 

seinem Knowhow an Wissen und Erfah-

rungen in Informationsveranstaltungen, 

Schulungen und Fachtagungen Justiz, Polizei 

und Einrichtungen im sozialen Bereich bei 

der Aus- und Weiterbildung von Personal. 

Zusätzlich werden Projekte initiiert, die der 

Sensibilisierung und Prävention im Bereich 

des Opferschutzes dienen. 

Die aufgezählten Aspekte sind tatsächliche 

Gründe, das 25-jährige Jubiläum des Vereins 

zu feiern. Jedoch musste pandemiebedingt 

die dafür geplante Veranstaltung im letzten 

Jahr ausfallen. Deshalb freut es mich sehr, 

dass es uns in diesem Jahr gelungen ist, 

eine Fachtagung zu initiieren, die sich dem 

Spannungsfeld der Opferhilfe zwischen 

Trauma und Justiz widmen wird. Im Rahmen 

dieser Veranstaltung können wir dann mit 

Menschen, die uns auf dem Weg begleitet 

haben und begleiten, die mit uns koope-

rieren und unser Wirken auf vielfältige Art 

unterstützen,  am Abend des 29. September 

2022 gemeinsam dieses Ereignis gebührend 

feiern.

Zunächst verweise ich gern wieder auf die 

Ergebnisse der Arbeit im vergangenen Jahr 

und auf neue Vorhaben, die im vorliegenden 

Sachbericht für das Haushaltsjahr 2021 dar-

gelegt werden. Vor allem freut es mich als 

Geschäftsführer besonders, dass es im letz-

ten Jahr, gemeinsam mit dem Staatsministe-

rium der Justiz und für Demokratie, Europa 

und Gleichstellung, endlich gelungen ist, 

alle Fachkräfte des Vereins nach tariflichem 

Gehalt, das im öffentlichen Sozialdienst 

vereinbart worden ist, zu entlohnen. Aus-

schlaggebend dafür war die Verabschiedung 

des Doppelhaushalts durch den Sächsischen 

Landtag im Mai 2021, der die erheblich höhe-

ren Zuwendungen an die Opferhilfe möglich 

gemacht hat. 

Weitere Informationen über den Verein und 

die Opferhilfe können Sie fortwährend erhal-

ten, in dem Sie auch Mitglied im Opferhilfe 

Sachsen e.V. werden und darüber hinaus mit 

Ihrer Mitgliedschaft diese wichtige Arbeit 

am Gemeinwohl unterstützen. Seit Anfang 

des Jahres ist der Verein auch auf mehreren 

Social Media Kanälen (Instagram, Facebook 
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und LinkedIn) vertreten. Wir freuen uns, 

wenn Sie uns folgen (@opferhilfesachsenev), 

Beiträge teilen oder eigene Kommentare 

veröff entlichen (#opferhilfesachsenev).

Unser Ziel ist eine noch bessere Versorgung 

von und Sensibilisierung für die Bedürfnisse 

und Belange von – vor allem traumatisierten 

– Menschen, die durch Straftaten verletzt 

wurden. Ich danke allen, die an diesem Ziel 

arbeiten und uns unterstützen.

im Auftrag des Vorstandes

Andreas Edhofer

Geschäftsführer des Opferhilfe Sachsen e.V.
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1.1 Erreichbarkeit

Beratungsstellen des Vereins Opferhilfe 

Sachsen e.V. für Betroffene von Straftaten 

und deren Angehörige sind in den Städten 

Bautzen, Chemnitz, Dresden, Görlitz, Leip-

zig, Pirna, Plauen und Zwickau eingerichtet. 

Diese Einrichtungen sind im Rahmen unserer 

Angebote der professionellen Begleitung 

von Zeuginnen und Zeugen oder der Psy-

chosozialen Prozessbegleitung gemäß § 

406g StPO ebenso Anlaufstellen für sensible 

Zeuginnen und Zeugen sowie Kinder, die 

im Rahmen eines Strafverfahrens aussagen 

müssen.

Alle Dienststellen des Vereins liegen nah an 

den Stadtzentren und in unmittelbarer Nähe 

von Haltestellen des öffentlichen Nahver-

kehrs. Diese zentralen Standorte erleichtern 

allen Rat- und Hilfesuchenden eine direkte 

Kontaktaufnahme. Zudem sollen die zu 

Beratenden unter größtmöglicher Anonymi-

tät die Angebote nutzen können. Das heißt, 

dass die Räumlichkeiten in einer gemischten 

Wohnstruktur, in einem geschützten, relativ 

sicheren Umfeld angesiedelt sind. Ändern 

sich diese Gegebenheiten oder steigen die 

Miet- und Mietnebenkosten über die finanzi-

ellen Verhältnisse, muss der Verein mit einem 

Umzug der Beratungsstelle reagieren.

Da die Umgebung der Büroräumlichkeiten in 

Plauen schon seit geraumer Zeit nicht mehr 

diesen Ansprüchen genügte, erfolgte zum 1. 

September 2021 der Umzug der Beratungs-

stelle in die Klosterstraße 2, die im Zentrum 

der Stadt liegt. Somit kann auch dieser 

Standort in den nächsten Jahren weiter 

ausgebaut werden, da der Bedarf an die 

professionelle Opferhilfe in der Stadt Plauen 

und im gesamten Vogtland als sehr hoch 

eingeschätzt werden muss. 

Für die Stadt Pirna und den Landkreis Säch-

sische Schweiz/ Osterzgebirge hat sich der 

Verein entschieden, die Beratungsstelle 

zunächst in den aktuell genutzten Büro-

räumen – entgegen der Ankündigung im 

letzten Sachbericht – weiter fortzuführen. 

Im Sommer 2021 fanden mehrere Gespräche 

zwischen der Mitarbeiterin vor Ort, dem 

Vorstand und der Geschäftsführung auf der 

einen Seite und der Gleichstellungsbeauf-

tragten des Landkreises und dem Vorstand 

des Deutschen Roten Kreuzes, Kreisverband 

Pirna auf der anderen Seite statt, in denen 

eine verbesserte Vernetzung der Hilfeland-

schaft, insbesondere für Betroffene von 

sexualisierter Gewalt, ausgelotet wurde. Im 

besten Fall könnte dadurch ein personeller 

Ausbau und, wenn günstige Räumlichkeiten 

gefunden werden, auch ein räumliches 

Zusammengehen der Partner erfolgen.

1. 
BERATUNGSSTELLEN DES VEREINS OPFERHILFE SACHSEN
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Da auch die Büroräume in den Städten 

Bautzen und Leipzig für die dortigen 

Beratungsstellen auf Grund personeller 

Erweiterungen und Sanierungsbedarf nicht 

mehr den Ansprüchen für professionelle 

Arbeitsbedingungen genügten, begann der 

Verein im Berichtszeitraum nach günstigeren 

Büroräumen zu suchen. Dabei zeigte es sich, 

dass die Mietpreise für Immobilien in beiden 

Stadtzentren, aber vor allem in der Messe-

stadt erheblich gestiegen sind. Dennoch 

gelang es – auch mit Unterstützung erhöhter 

Sachmittel durch den Freistaat Sachsen – für 

beide Beratungsstellen geeignete und aus-

reichend große und zentral gelegene neue 

Objekte anzumieten, die im Sommer 2022 

bezogen wurden. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 

Beratungsstellen übernehmen ebenso die 

Beratungs- und Unterstützungsversorgung 

für die umliegenden Landkreise, die teilweise 

territorial weitreichende Gebiete umfassen. 

Auf Grund der personellen Kapazität bleibt 

jedoch das Angebot dieser traditionellen 

Komm-Struktur gerade in kleinstädtischen 

und ländlichen Gebieten begrenzt und an 

die Orte der oben genannten Beratungsstel-

len gebunden. Mit der sogenannten flexib-

len, wohnortnahen Beratung für Betroffene, 

deren Angehörige und Zeuginnen/Zeugen 

von Straftaten im Landkreis Nordsachsen von 

der Beratungsstelle Leipzig aus offeriert der 

Verein in diesem ausgedehnten Landkreis 

seine Angebote. An verschiedenen Standor-

ten (Torgau, Oschatz, Eilenburg, Delitzsch) 

werden nach vorheriger telefonischer Verein-

barung mit den Ratsuchenden und mit dem 

Verein vernetzten Einrichtungen der sozialen 

Arbeit einzelne Büroräume – möglichst bar-

rierefrei und gut erreichbar – für Beratungen 

genutzt. Die Fachkräfte vereinbaren die 

Termine an den einzelnen Orten und müssen 

somit nur zu diesen Zeiten dort anwesend 

sein. Die zur Verfügung stehenden Büroräu-

me müssen die professionelle Beratung und 

vertrauliche Gespräche in einer angenehmen 

und sicheren Atmosphäre ermöglichen.

Damit das Beratungsangebot des Vereins 

noch besser im Umland der Städte genutzt 

werden kann, sind zusätzlich Außensprech-

stunden im Familienzentrum Annaberg, in 

Räumen der Diakonie Döbeln, Hainichen, 

Freiberg, Kamenz, Marienberg, Rochlitz, 

Weißwasser, in den Mehrgenerationen-

häusern in Hoyerswerda und Bernsdorf, 

in einer Bildungseinrichtung in Zittau, in 

Räumlichkeiten des Landratsamtes Rade-

berg, im Sozialhaus der Stadt Meerane und 

bei verschiedenen Vereinen (u.a. Caritas, 

AWO) in Ebersbach-Neugersdorf, Glauchau, 

Löbau und im Erzgebirgskreis eingerichtet 

bzw. jederzeit telefonisch zu vereinbaren. 

An diesen Orten können zusätzliche Termine 

für Ratsuchende angeboten und ihnen somit 
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der Zugang zu den Angeboten des Vereins 

erleichtert werden.

Die Beratungsstellen und -angebote des 

Opferhilfe Sachsen e.V. stehen allen Geschä-

digten oder Verletzten im Freistaat, die von 

einer Straftat betroffen sind, also Opfern, 

Zeuginnen und Zeugen, Angehörigen und 

Freunden und Freundinnen, für eine kosten-

lose und vertrauliche Beratung offen. Dabei 

spielt es keine Rolle, ob bereits Anzeige 

erstattet wurde oder zukünftig erfolgen soll. 

Ebenso wenig beschränkt der vergangene 

Zeitraum zwischen der Tat und dem Kontakt 

zur Opferhilfe das Beratungsangebot im 

Vorhinein. 

Für die Kontaktaufnahme zu einer Bera-

tungsstelle ist neben der günstigen Lage 

und unkomplizierten Erreichbarkeit eine 

ausreichende Anzahl von Sprechtagen 

wichtig. Alle Dienststellen des Vereins bieten 

deshalb nach den örtlichen Gegebenheiten 

und Erfahrungen feste Zeiteinheiten an 

1-2 Tagen pro Woche für eine allgemeine 

Sprechzeit an. Da die Beraterinnen und Bera-

ter Ratsuchenden nach Vereinbarung jeder-

zeit für ein Gespräch zur Verfügung stehen, 

wird die telefonische Kontaktaufnahme 

häufiger genutzt. Somit können Beratungs-

termine in den Außenstellen des Vereins 

oder in den kooperierenden Einrichtungen 

organisiert und durchgeführt werden. Alle 

Räumlichkeiten sind mit Telefon und Fax aus-

gestattet sowie per E-Mail erreichbar. 

Soweit erforderlich können Beratungsge-

spräche in einem äußerst begrenzten Maß 

auch außerhalb der Beratungsstelle in ver-

einbarten und geschützten Räumen oder als 

Hausbesuch stattfinden. Für die Begleitung 

zu Gericht, Polizei oder Ämtern wird zusätz-

lich ein hoher zeitlicher Rahmen notwendig, 

der auf Grund der begrenzten Personal-

ausstattung rechtzeitig geplant werden 

muss. Darüber hinaus sind jedoch alle 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bemüht, 

auch für kurzfristige Anliegen Lösungen zur 

Unterstützung von Betroffenen zu finden. 

Dabei zeigt sich die erweiterte Beratungs-

stellendichte als förderlich.

Nach wie vor sehr gute Erfahrungen hat der 

Verein mit seinen beiden Anlaufstellen am 

Amtsgericht Leipzig (seit 2013) und Amts-

gericht Chemnitz (seit 2015) für sensible 

Zeuginnen und Zeugen sowie Kinder, die 

im Rahmen eines Strafverfahrens aussagen 

müssen. Hier informieren entsprechend 

fachlich ausgebildete und zertifizierte Mit-

arbeiter und Mitarbeiterinnen des Vereins 

Zeuginnen und Zeugen von Straftaten – vor 

allem besonders schutzbedürftige Verletzte 

– in einer störungsfreien und geschützten 

Atmosphäre kostenfrei über den Verfah-

rensablauf und sichern die Begleitung bei 
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der Verhandlung nach Bedarf und in Abspra-

che mit dem Gericht ab. Es werden damit 

individuelle Belastungen der Verletzten 

reduziert und ihre Sekundärviktimisierung 

im Strafverfahren vermieden. Diese qualifi-

zierte Prozessbegleitung bietet somit einen 

wirksamen Schutz für die zu Begleitenden 

und fördert zugleich das gerichtliche 

Verfahren.

1.2 Personal

Im Verein waren im Jahr 2021 durchschnitt-

lich 25 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

(18,8 VZÄ = diplomierte Pädagoginnen 

und Pädagogen, Sozialpädagoginnen und 

Sozialpädagogen und Sozialarbeiterinnen 

und Sozialarbeiter) beschäftigt – davon 

23 Kolleginnen und Kollegen (17,1 VZÄ) in 

den Beratungsstellen und 2 Personen (1,7 

VZÄ, also 9% der Gesamtbelegschaft) in 

der Geschäftsstelle. Alle Kolleginnen und 

Kollegen arbeiten in Teilzeit, die meisten von 

ihnen mit einem Arbeitsvertrag über 30-35 

Wochenstunden. 

Mit der Fachkraft in der Beratungsstelle 

Plauen konnte ein unbefristetes Arbeitsver-

hältnis abgeschlossen werden. Es besteht im 

Fachkollegium Einigkeit, dass auf Grund der 

fachlichen Standards diese Beratungsstelle 

zukünftig mit zwei Stellen ausgestattet sein 

muss, da auf Grund der Arbeitsdichte eine 

dauerhafte Absicherung der zweiten Stelle 

in Plauen durch die Zwickauer Kolleginnen 

nicht mehr zu leisten ist. Erfreulicherweise 

konnte die Beratungsstelle in Zwickau ab 

Oktober 2021 mit einer neuen Kollegin 

verstärkt werden, die zunächst für 2 Jahre 

befristet eingestellt wurde. 

Mit einer zusätzlichen, nunmehr vierten 

Fachkraft konnte die Beratungsstelle Dres-

den ab Januar 2021 personell erweitert 

werden. Mit dieser, schon seit langer Zeit 

notwendigen, Konsolidierung wurde es 

auch möglich, die Dienststelle in Pirna ohne 

Einschränkungen für die Dresdner Stelle 

kontinuierlich weiterhin abzusichern. Das 

wäre vor dem Hintergrund des seit Jahren 

enorm gestiegenen Fallaufkommens in Dres-

den sonst nicht mehr zu leisten gewesen. 

Um jedoch die umliegenden Landkreise zu 

erreichen, braucht es zukünftig weiteres 

Fachpersonal.

Weiterhin konnte der Verein auch eine 

Fachkraft in Leipzig und einen Kollegen in 

der Beratungsstelle Görlitz in unbefristete 

Arbeitsverträge überführen. Da beide 

Dienststellen im Laufe des zweiten Halb-

jahres zusätzlich mit jeweils einer weiteren 

Personalstelle ausgestattet wurden, konnten 

die durch den hohen Krankenstand sowie 

Elternzeiten entstandenen personellen 

Engpässe ausgeglichen werden. Damit 
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wurde die Personalsituation im gesamten 

Verein weiterhin stabilisiert. Für das nächste 

Jahr soll diese personelle Beständigkeit des 

Vereins durch zusätzliche Arbeitskräfte in 

Chemnitz, Bautzen und Görlitz abgesichert 

werden. Dadurch können Wartezeiten für 

Beratungen und Begleitungen auch für die 

mit zu versorgenden Landkreise in einem 

zumutbaren Maß gehalten werden. Gerade 

bei schweren Straftaten, wie solche die im 

Bereich sexualisierter Gewalt stattfinden, ist 

es enorm wichtig kurzfristige Gesprächster-

mine anbieten zu können.

Zum Ende des Jahres gelang es dem Verein, 

über eine geringfügige Beschäftigung eine 

Expertin für den Aufbau und die Pflege des 

vereinseigenen Auftritts in den sozialen 

Medien zu gewinnen. Somit ist der Verein 

seit Januar 2022 auf mehreren Social Media 

Kanälen vertreten. Die redaktionelle Betreu-

ung der Accounts wird durch diese neue 

Mitarbeiterin in Zusammenarbeit mit den 

Fachkräften des Vereins abgesichert. Alle 

Benutzer und Benutzerinnen können nun 

diesen Kanälen folgen (@opferhilfesach-

senev), Beiträge und Informationen teilen 

oder eigene Kommentare veröffentlichen 

(#opferhilfesachsenev). 

Die gesamte Belegschaft nahm trotz der Ein-

schränkungen durch die Corona-Pandemie 

regelmäßig an Supervisionen teil. Wie es 

möglich war, nutzten sie Angebote zur 

fachlichen Weiterbildung und zur organisa-

torischen und inhaltlichen Koordination der 

eigenen Arbeit (Fachaustausch). Auf Grund 

der Pandemie-Einschränkungen wurden 

viele geplante Fortbildungen nicht bzw. 

als Online-Fortbildungen auf sehr unter-

schiedlichen technischen und inhaltlichen 

Niveaus durchgeführt. Für die neue Durch-

führungsrunde des Zertifikatskurses des 

Arbeitskreises der Opferhilfen in Deutsch-

land (ado) für professionelle Opferfachbera-

tung und Psychosoziale Prozessbegleitung 

(PsychPb) 2022 bis 2023 sind 3 Kolleginnen 

angemeldet. Leider hat die coronabedingte 

Verzögerung der letzten Kursdurchführung 

sowie fehlende Alternativangebote den 

Einsatz neuer ausgebildeter und anerkannter 

Psychosozialer Prozessbegleiterinnen und 

Prozessbegleiter verhindert. Somit standen 

aktuell weiterhin nur die 4 Kolleginnen und 

Kollegen aus dem Verein für dieses seit 2017 

zur Verfügung stehende Rechtsinstitut zur 

Verfügung. Das führte zu hoher Belastung, 

da darüber hinaus im Freistaat kaum noch 

praktizierende ausgebildete und anerkannte 

Fachkräfte für diese spezielle Begleitung vor-

handen sind.

Im Vergleich zu den Jahren vor 2020 blieb der 

interne Fachaustausch im zweiten Corona-

Jahr erneut stark eingeschränkt. Zwei Treffen 

der gesamten Belegschaft am 17. Juni und 6. 
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Dezember 2021 wurden im digitalen Format 

abgehalten. Deshalb freuten sich alle Kolle-

ginnen und Kollegen, dass zwischenzeitlich 

wenigstens ein Treffen, am 27. September 

2021 im Sitzungsraum der Geschäftsstelle 

unseres Kooperationspartners Christliches 

Sozialwerk gGmbH mit hervorragenden 

technischen Bedingungen stattfinden 

konnte. Das Thema dieser Veranstaltung 

passte zu den äußerst belastenden Rahmen-

bedingungen. Frau Dr. Sturz, Mitglied im 

Vereinsvorstand und langjährige Ärztliche 

Leiterin in der Schwedenstein- und Wald-

schlösschen-Klinik führte zum Thema „Psy-

chohygiene“ grundlegend ein und mode-

rierte anschließend die Diskussion unter 

den Fachkräften. Es wurden unter anderem 

praktische Tipps und Literaturempfehlungen 

besprochen, die in Stresssituationen und bei 

psychischer Belastung zur Reduktion der 

Symptomatik beitragen können. 

Die anerkannten Fachkräfte für die Psychoso-

ziale Prozessbegleitung trafen sich online am 

28. Mai 2021 sowie in Präsenz am 8. Oktober 

2021 in der Beratungsstelle Leipzig. Auf Grund 

der Corona-Maßnahmen wurde auf die 

Einladung externer Fachreferentinnen und 

Fachreferenten verzichtet. Allerdings wurden 

wieder wichtige Themen besprochen, die 

je nach Gericht verschiedentlich behandelt 

werden, wie zum Beispiel die Anmeldung 

der Psychosozialen Prozessbegleitung bei 

Vernehmungen, die Anträge auf Beiordnung 

und Kostenfestsetzungen, den Umgang 

mit dem Zeugnisverweigerungsrecht bei 

Kindern, die Regelung der Beiordnung für 

Angehörige bei Tötungsdelikten. 

Es bleibt nach wie vor zu konstatieren, dass 

das rechtliche Instrument der Psychosozialen 

Prozessbegleitung – obwohl mehrere Jahre 

in Kraft – weiterhin in den Justizkreisen 

unzureichend und unterschiedlich ange-

wandt wird. Dazu kommen organisatorische 

Probleme, wie kurzfristige Verschiebungen 

von Gerichtsverhandlungen oder deren 

zeitliche Verlängerungen, die mit teilweise 

unzumutbaren Wartezeiten für die Zeugin-

nen und Zeugen verbunden sind. Mittlerwei-

le wurden bereits die Anerkennungen der 

Psychosozialen Prozessbegleiterinnen und 

-begleiter nach der erforderlichen Frist ohne 

Probleme verlängert. Das zeigt, dass der 

Verein die kontinuierliche Fortbildung seiner 

Fachkräfte auch auf diesem Gebiet sehr ernst 

nimmt.

Leider steht erst ab November 2022 nach 

der Elternzeit wieder eine weitere Kollegin 

für die Psychosoziale Prozessbegleitung zur 

Verfügung, allerdings erfreulicherweise im 

Landgerichtsbezirk Görlitz, in dem bisher auf 

Grund der personellen Problematik Beiord-

nungen nur mit hohem Aufwand durch Fach-

kräfte aus anderen Landgerichtsbezirken 
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stattfanden. Ab Februar 2023 werden dann 

weitere 3 Kolleginnen ausgebildet und aner-

kannt sein und somit der Verein 8 Psychoso-

ziale Prozessbegleiterinnen und -begleiter 

stellen können.

Trotz der Corona-Pandemie nahm die 

Geschäftsführung regelmäßig an Dienstbe-

ratungen in den einzelnen Beratungsstellen 

teil, die zum Teil audiovisuell durchgeführt 

wurden. Die jährlichen Personalgespräche 

konnten zum größten Teil ebenso abgesi-

chert werden. Diese Gespräche bieten die 

Gelegenheit, ein Fazit über die individuell 

geleistete Arbeit im zurückliegenden Zeit-

raum zu ziehen und die nächste Phase der 

Tätigkeit im Verein zu planen sowie konkrete 

Umsetzungsvereinbarungen zu entwickeln. 

Dadurch kann die Zusammenarbeit durch 

allgemeine Maßnahmen und individuelle, 

gezielte Reflektion ständig verbessert bzw. 

ein kollegialer und wertschätzender Umgang 

bei der Zusammenarbeit gewährleistet 

werden. Weiterhin sind Ziele und Schritte 

der Personalentwicklung zu besprechen 

und festzulegen. Die Gespräche dienen der 

Personalmotivation und -bindung. Syste-

matisch können Ideen und Kritikpunkte der 

Beschäftigten aufgegriffen werden. Es ergibt 

sich außerdem die Möglichkeit, offene oder 

latente Konflikte oder Probleme zu thema-

tisieren und deren Bewältigung in Gang zu 

setzen.

Wie bereits im Vorwort erwähnt, haben alle 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 

Dienststellen trotz der Einschränkungen 

durch die Maßnahmen zur Bekämpfung der 

Corona-Pandemie über das gesamte Jahr 

hinweg, zuverlässig ihre Angebote aufrecht-

erhalten. Vor dem Hintergrund weiterhin im 

Berichtszeitraum gestiegener Ausfallzeiten 

durch Krankheiten, oft auch auf Grund von 

Corona-Infektionen im familiären Rahmen, 

kann das nicht hoch genug gewürdigt 

werden. Mit durchschnittlich 17,3 krankheits-

bedingten Ausfalltagen lag die Belegschaft 

weit über dem statistischen Bundesdurch-

schnitt des Jahres 2020 von 11,2 Tagen.

Es bleibt daher einzuschätzen, dass das 

Arbeitsfeld der professionellen Opferhilfe 

durchaus gesundheitliche Belastungen und 

Risiken mit sich bringen kann. Hieraus ergibt 

sich weiterhin eine besondere Fürsorge-

pflicht für die Unternehmen in diesem sozi-

alen Bereich. Deshalb erscheint es äußerst 

wichtig, die jährlich stattfindenden Perso-

nalgespräche, die in jedem Quartal durchge-

führten Dienstberatungen in den einzelnen 

Beratungsstellen, die Realisierung der Fach-

klausuren und weitere Treffen der gesamten 

Belegschaft konsequent fortzusetzen.

Durch die fortwährende personelle und 

strukturelle Entwicklung des Vereins 

kommt der Vorstandsarbeit eine äußerst 
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verantwortungsvolle Rolle zu. Vorstandsmit-

glieder, Geschäftsleitung und Angestellte 

des Vereins befanden sich in verschiedenen 

Kontexten und auf unterschiedlichen Ver-

anstaltungen untereinander im fachlichen 

Austausch. Daneben wurden viele offizielle 

sowie informelle Gespräche und Treffen mit 

Unterstützerinnen und Unterstützern des 

Vereins auf verschiedenen Ebenen durch 

Mitglieder des Vorstandes und des Vereins 

durchgeführt. Da diese Tätigkeit sämtlich 

ehrenamtlich erbracht wird und alle Mit-

glieder des Vorstandes berufstätig sind, ist 

es erfreulich, dass auch im zurückliegenden 

Geschäftsjahr die Kontinuität dieser wich-

tigen Aufgabe gesichert werden konnte. 

Wenn Treffen nicht möglich waren, erfolgte 

der Austausch durch E-Mails. Jedoch wurden 

im Jahresverlauf 4 Vorstandssitzungen als 

Präsenzveranstaltungen mit den notwendi-

gen Hygienemaßnahmen abgesichert. 

Nach dem coronabedingten Ausfall war es 

2021 besonders wichtig, die Jahreshaupt-

versammlung der Mitglieder des Vereins 

am 20. Mai 2021 durchführen zu können. 

Der seit vielen Jahren für den Verein tätige 

Vorstandsvorsitzende Herr Jürgen Scheuring 

sowie die bisherigen Vorstandsmitglieder 

Frau Cornelia Herbst, Frau Gaby Seyferth 

und Herr Rüdiger Haase hatten im Vorfeld 

bereits angekündigt, dass sie nach vielen 

Jahren ehrenamtlicher Tätigkeit im Vorstand 

aus verschiedenen privaten und berufli-

chen Gründen ihre ehrenamtliche Tätigkeit 

beenden bzw. ruhen lassen mussten. Für ihr 

langjähriges Engagement wurde ihnen ein 

herzliches Dankeschön der Mitglieder, der 

Geschäftsführung und aller Beschäftigten 

ausgesprochen (vgl. Vorwort zum Sachbe-

richt 2020).

Erfreulich war, dass sich zwei Vorstandsmit-

glieder für eine erneute Kandidatur im Vor-

stand bereit erklärten. Frau Dorothee Hendrix 

rückte nach der Neuwahl des Vorstandes auf 

der Jahreshauptversammlung von der 2. zur 

1. Vorsitzenden des Vereins auf. Frau Claudia 

Sommerfeld-Fischer übernahm die Funktion 

der 2. Vorsitzenden. Als neue Mitglieder im 

Vorstand wurden Frau Diana Enzinger, Frau 

Gabriele Heilfort, Herr Peter Lorbeer, Frau 

Heidrun Schönig und Frau Dr. med. Kornelia 

Sturz gewählt. Damit konnte der Vorstand 

für die Zukunft weiterhin stark ausgerichtet 

werden und die Grundlage für die weitere 

erfolgversprechende Zusammenarbeit mit 

der Geschäftsführung gelegt werden.

Als nächster wichtiger Tagesordnungspunkt 

wurden nach eingehender Diskussion 

die eingebrachten Änderungen in der 

Vereinssatzung durch die Mitgliederver-

sammlung einstimmig beschlossen. Die 

überarbeitete Satzung ist unter https://

www.opferhilfe-sachsen.de/files/2021/06/
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Satzung_Opferhilfe_Sachsen.pdf einzuse-

hen. In § 4 dieser Satzung wurde erstmals 

seit Bestehen des Vereins die Möglichkeit der 

Erhebung eines Mitgliedsbeitrages beschlos-

sen. In der Beitragsordnung (https://www.

opferhilfe-sachsen.de/files/2021/07/Beitrags-

ordnung.pdf) wurden die Höhe des Beitra-

ges für natürliche, ordentliche Mitglieder auf 

30,- € jährlich festgelegt. Alle notwendigen 

Informationen zur Zahlung dieses Beitrages 

wurden allen Mitgliedern rechtzeitig zuge-

sandt. Mit diesem neu eingeführten Beitrag 

ist beabsichtigt, das Vereinsleben für die 

Mitglieder interessanter, aktueller und ver-

bindlicher zu gestalten. 

Die ehrenamtliche Arbeit für den Verein – die 

aktuell mit hoher Intensität weitergeführt 

wird – bleibt neben der fachlichen Beratung, 

Begleitung und den weiteren Hilfeleistun-

gen, die durch die Fachkräfte täglich abgesi-

chert werden, ein wichtiger Erfolgsindikator 

für das Wirken des Vereins. Deshalb erscheint 

es wichtig, engagierte Menschen als Vereins-

mitglieder zu gewinnen, um darauf aufbau-

end die ehrenamtliche Basis des Vereins auch 

für die Zukunft zu sichern.

1.3 Aus- und Weiterbildung des 
Personals

Der Opferhilfe Sachsen e.V. gewährleistet 

durch seine Professionalität einen hohen 

Qualitätsstandard in der psychosozialen 

Opferberatung, in der Begleitung von 

Zeuginnen und Zeugen und in der Psycho-

sozialen Prozessbegleitung in Sachsen. Als 

Mitglied im Arbeitskreis der Opferhilfen in 

Deutschland (ado) richtet er sich zudem nach 

dessen bundesweit vereinbarten Fachstan-

dards für eine professionelle Unterstützung 

von Kriminalitätsopfern.

Um dem Qualitätsanspruch gerecht zu 

werden, erfüllen wir folgende Kriterien: 

–– Anspruch einer möglichst hohen perso-

nellen Kontinuität in der Beratung

–– umfassende fachliche Standards und 

Anleitung

–– kontinuierliche Fort- und Weiterbildung 

der gesamten Belegschaft

–– ständiger fachlicher Austausch unter 

allen Angestellten 

–– Sicherung der einheitlichen Arbeitsweise 

in allen Beratungsstellen

–– Dokumentation und statistische Auswer-

tung der Beratungsarbeit

–– Kooperation mit der CSW-Christliches 

Sozialwerk gGmbH, einem lan-

desweit tätigen Unternehmen der 

Behindertenhilfe

–– Kooperation mit dem Arbeitskreis der 

Opferhilfen in Deutschland (ado) und 

weiteren regionalen und bundesweiten 

Netzwerken des Opferschutzes
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Um die vorgenannten Kriterien erfüllen zu 

können, besuchten unsere Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter 2021 folgende Fachtagun-

gen, Fortbildungsveranstaltungen oder 

Ausbildungen:

–– Online-Kongress „Trauma & Beziehung“ 

von Dami Charf, 22.-26. Februar 2021

–– Online-Weiterbildung der Universität 

Ulm „Schutz und Hilfe bei häuslicher 

Gewalt“, 28. April 2021

–– 14. Vernetzungstreffen der Einrich-

tungen, die mit männlichen Opfern 

sexualisierter Gewalt arbeiten (digitale 

Form), 05. – 07. Mai 2021

–– Online-Fachtag „Kinderschutz in der 

Verantwortungsgemeinschaft“ des Uni-

versitätsklinikums Ulm, 04. August 2021

–– Online-Zertifikatskurs „Schutz und Hilfe 

bei häuslicher Gewalt des Universitäts-

klinikums Ulm, September – Dezember 

2021

–– Weiterbildung des Praxisinstituts Süd, 

Erfurt „Pädagogischer Umgang mit trau-

matisierten Kindern und Jugendlichen“ 

vom 04.-05. Oktober 2021 

–– Virtueller Fachtag der Arbeiterwohlfahrt 

(AWO) Chemnitz „Vorurteilsbewusste 

Sprache; Umgang mit Traumata und 

seelischen Belastungen in beratenden 

Kontexten“, 08. Oktober 2021

–– Online-Schulung zu den Neuerungen 

des Fonds Sexueller Missbrauch der 

Geschäftsstelle in Berlin, 15. November 

2021

–– Zertifikatskurs „Insofern erfahrene Fach-

kraft“ des Kinderschutzbundes Dresden 

vom September bis Dezember 2021 in 

Grimma

–– 14. Fachtagung (Online) des Traumanet-

zes „Seelische Gesundheit“ zum Thema 

„Trauma und Freiheit“ am 03. Dezember 

2021

–– Online-Fachtagung „Betroffene von 

geschlechtsspezifischer Gewalt wirksam 

unterstützen - Bestandsaufnahmen, 

Entwicklungen und Perspektiven eines 

Unterstützungsnetzes für Sachsen“, Bellis 

e.V., 13. Dezember 2021

–– E-Learning-Curriculum des Universi-

tätsklinikums Ulm zur ergänzenden 

Qualifikation in Traumapädagogik und 

Prävention von Sexuellem Kindesmiss-

brauch ab Mai 2021

Wie im Vorjahr nimmt sich diese Übersicht im 

Vergleich zur Zeit vor der Corona-Pandemie 

bescheiden aus.
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2.1 Anzahl der Ratsuchenden

Wie im Vorjahr und trotz der einschrän-

kenden Maßnahmen zur Bekämpfung der 

Corona-Pandemie registrierten die Fach-

beraterinnen und Fachberater des Vereins 

im Berichtszeitjahr eine anhaltend hohe 

Nachfrage von Rat- und Hilfesuchenden. Die 

Anzahl der Anfragen erreichten mit einem 

Plus von 4%, ohne Institutionen 4,5%, die 

Werte vor Corona. Somit nutzten 2021 ins-

gesamt 2.506 Betroffene von Straftaten die 

Angebote einer Beratung oder Begleitung 

(vgl. Abb. 1). 

Diese hohen Zahlen spiegeln erneut die 

Professionalität sowie das hohe Engage-

ment der Fachkräfte des Vereins bei der 

organisatorischen und inhaltlichen Koor-

dination ihrer Tätigkeiten in den einzelnen 

Beratungsstellen wider. Das Resultat ist 

wiederholt eine Bestätigung dafür, dass die 

Struktur der Beratungsstellen und deren 

Angebote kontinuierlich und stabil ange-

nommen werden und ein erheblicher Bedarf 

an den Angeboten der Opferhilfe und des 

Opferschutzes im Freistaat Sachsen besteht. 

Außerdem ist zu vermuten, dass die gesamt-

gesellschaftliche Aufmerksamkeit für die 

Belange von Opfern und Verletzten durch 

die politischen Debatten und multimedialen 

Berichterstattungen – gerade zum Themen-

komplex von Gewaltstraftaten gegen die 

sexuelle Selbstbestimmung von Menschen 

– hoch bleibt und somit verstärkt Betroffene 

aus dem Dunkelfeld ins Hellfeld kommen.

Im Verhältnis zur Gesamtzahl bleiben die 

Beratungsstellen Leipzig (24,3%) und Dres-

den (21,5%), neben Chemnitz (14,8%) und  

2. 
RATSUCHENDE

Abb. 1: Übersicht Ratsuchende nach Beratungsstellen (N = 2.506, Anzahl des Vorjahrs in Klammern)

Ratsuchende 
weiblich

Ratsuchende 
männlich

Ratsuchende 
divers Institutionen Gesamt

Bautzen 157 (143) 30 (27) 65 (52) 252 (222)

Chemnitz 266 (243) 58 (57) 42 (38) 366 (338)

Dresden 375 (357) 96 (108) 1 85 (62) 557 (529)

Görlitz 109 (122) 38 (34) 40 (68) 187 (224)

Leipzig 395 (393) 135 (103) 3 37 (33) 570 (530)

Nordsachsen 17 (35) 11 (6) 2 (4) 30 (45)

Pirna 41 (42) 14 (9) 12 (9) 67 (60)

Plauen 110 (91) 19 (23) 5 (10) 134 (124)

Zwickau 235 (205) 49 (42) 20 (30) 304 (277)

Online 30 (46) 7 (12) 2 (3) 39 (61)
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Zwickau (12,9%) die von Betroffenen am 

meisten frequentierten Dienststellen. Nach 

wie vor bestimmen Überlegungen den 

Alltag des Vereins, wie Menschen aus den 

Landkreisen und kleineren Städten über die 

Angebote des Vereins informiert werden 

und der Zugang zu den Beratungsstellen 

so niederschwellig wie möglich gestaltet 

werden kann. Ohne zusätzlichen personellen 

Einsatz, gezielterer Öffentlichkeitsarbeit und 

kollegialer Netzwerkarbeit sind allerdings 

kaum verbesserte Zugänge zu erreichen und 

eine höhere Anzahl von Ratsuchenden zu 

bewältigen.

Der Anteil von Männern und Jungen, die Rat 

und Unterstützung in den Beratungsstellen 

des Vereins suchten, bleibt erneut auf stabi-

lem, jedoch sehr geringem Niveau (20,8%). 

Vernachlässigt man die Institutionen (12,4%) 

bei der Bezugsgröße in der Betrachtung des 

Geschlechterverhältnisses (n = 2.196) sind 

die Beratungsstellen vor allem Anlaufstellen 

für Frauen und Mädchen (79,2%). Daran 

haben auch die speziell eingeführten Män-

nersprechstunden in den Beratungsstellen 

bisher kaum etwas geändert. So liegen die 

höchsten Anteile von Männern in den Bera-

tungsstellen Leipzig/Nordsachsen (26,0%, 

beide zusammengefasst, da die Gesamtzahl 

von Ratsuchenden in Nordsachsen im ver-

gangenen Jahr auf sehr geringem Niveau 

lag und damit die dortige hohe Anzahl von 

Männern nicht repräsentativ ist), in der 

Beratungsstelle Görlitz (25,9%) sowie in der 

Beratungsstelle Pirna (25,5%).

Dennoch setzen sich Verein und einzelne 

Kolleginnen und Kollegen engagiert dafür 

ein, separate Sprechzeiten für Männer und 

Jungen weiterhin zu etablieren und zu 

erweitern sowie in den speziellen Fachkrei-

sen (Beratungsstellen, die mit männlichen 

Hilfesuchenden arbeiten) mitzuwirken und 

somit die Zugänge zu Hilfe und Beratung für 

männliche Opfer zu erleichtern. In diesem 

Kontext unterstützt der Opferhilfe Sachsen 

e.V. weiterhin die Einrichtung und den Betrieb 

von Männerschutzwohnungen in Sachsen. In 

Kooperation mit den spezifischen Arbeits-

kreisen auf kommunaler Ebene und vor allem 

mit der Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) 

Jungen- und Männerarbeit Sachsen e.V. ist 

das Ziel, die bestehenden Schutzräume für 

verletzte Männer in Sachsen kontinuierlich 

abzusichern und das professionelle Hilfesys-

tem fachlich und personell zu stärken.

Abb. 2: Anzahl der Ratsuchenden nach Geschlecht (n = 2.192 ohne Institutionen)

2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019
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Die Gründe für diesen geringen Männeran-

teil bei den Ratsuchenden liegen weiterhin 

auf der Hand. Die seit einigen Jahren zusätz-

lich offerierten Angebote (z.B. Hilfestellung 

bei der Antragstellung „Fonds Sexueller 

Missbrauch“) beziehen sich vor allem auf 

Straftaten, bei denen Frauen zu einem 

überwiegenden Prozentsatz die Geschä-

digten sind. Mädchen und Frauen sind 

von bestimmten Sexualstrafdelikten, wie 

sexueller Missbrauch und Vergewaltigung, 

überproportional häufig betroffen. Frauen 

werden in familiären Beziehungen häufiger 

von schwerer und in hoher Frequenz auftre-

tender Gewalt betroffen als Männer. 

Allerdings sind auf der anderen Seite statis-

tisch gesehen rund zwei Drittel aller Geschä-

digten von Gewaltstraftaten männlich. 

Unbearbeitet können Gewalterfahrungen 

zu anhaltenden Problemen im Alltag führen. 

Alles wird zu viel, finanzielle Sorgen, Schwie-

rigkeiten in der Familie, in der Beziehung 

oder im sozialen Umfeld nehmen zu. Daraus 

entstehen oftmals weitere Belastungen, wie 

Aggressionen, Suchtverhalten oder Depres-

sion. Betroffene Männer haben nach wie 

vor große Hemmschwellen für eine psycho-

soziale Beratung zu überwinden. Der Gang 

zur Beratungsstelle wird dann gleichgesetzt 

mit dem Eingeständnis persönlicher Über-

forderung und Schwäche. Dieser Sichtweise 

liegen kulturell und strukturell determinierte 

Rollen- und Gewaltbilder zu Grunde, die 

Gewalt unter männlichen Kindern, Jugend-

lichen und jungen Erwachsenen als etwas 

„Normales“ spiegeln. Somit fällt sie weniger 

auf und es erscheint nicht legitim, sich Hilfe 

zu holen. 

Um die Hemmschwellen für die Beratung 

gerade bei Männern und Jungen zu verrin-

gern, bleiben diese ergänzenden Angebote, 

separate Sprechstunden, Onlineberatung 

und Stärkung des Themas in der Öffentlich-

keit weiterhin auf der Agenda des Vereins. 

Das ist notwendig, da gesellschaftlich gese-

hen die männliche Betroffenheit von Gewalt 

Opfer
Opfer, die zu 

Zeugen wurden
Angehörige/ 

Freunde Zeugen
Sonstige 

Ratsuchende

Bautzen 127 (122) 42 (47) 37 (42) 17 (6) 6 (4)

Chemnitz 219 (204) 78 (73) 74 (79) 13 (10) 19 (10)

Dresden 347 (326) 166 (144) 98 (106) 3 (7) 25 (28)

Görlitz 99 (123) 46 (52) 40 (29) 2 (1) 9 (3)

Leipzig 378 (377) 172 (167) 130 (103) 11 (16) 14 (10)

Nordsachsen 19 (28) 11 (6) 7 (9) 0 (4) 2 (2)

Pirna 35 (36) 13 (11) 18 (12) 0 (0) 4 (3)

Plauen 94 (83) 32 (44) 28 (31) 2 (6) 5 (0)

Zwickau 216 (193) 85 (89) 61 (48) 4 (3) 4 (6)

Online 31 (41) 8 (3) 6 (14) 0 (0) 2 (3)

Abb. 3: Übersicht Opfer, Zeuginnen und Zeugen, Angehörige/Freundinnen und Freunde, Opfer, die zu Zeugen 
wurden, und sonstige Ratsuchende nach Beratungsstellen (Anzahl des Vorjahrs in Klammern)
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– trotz aller bisherigen anerkennungsvollen 

Bemühungen – ein nachrangiges Thema 

bleibt. Der Bedarf an Unterstützung für 

Jungen und Männer wird außerhalb der 

Fachgremien und -kreise nur von wenigen 

gesehen und befürwortet. Die gesellschaft-

liche Ignoranz für dieses Themenfeld zeigt 

sich auch daran, dass es kaum wissenschaft-

liche Forschungen zu diesem Thema gibt 

und damit noch erhebliche Dunkelfelder 

und Wissenslücken existieren. Der Verein 

setzt sich deshalb in den entsprechenden 

Netzwerken und Gremien dafür ein, dass 

Zugänge zur Beratung für männliche Opfer 

erleichtert und Angebote für Männer und 

Jungen, die Betroffene von Gewalt sind, ver-

mehrt geschaffen werden. 

Die Nutzung der Onlineberatung im 

Berichtszeitraum sank stark ab. Über die 

Gründe kann nur spekuliert werden. Aller-

dings zeigen die Zahlen des laufenden Haus-

haltsjahres, dass die Nutzung wieder auf den 

vorherigen Stand anwächst. Der Verein und 

seine Fachkräfte sind überzeugt, dass dieser 

Zugang zur Beratung und Begleitung im 

digitalen Zeitalter unerlässlich geworden ist. 

Es muss weiterhin in der Öffentlichkeitsarbeit 

über dieses Angebot informiert werden. 

Außerdem hoffen die Onlineberaterinnen 

und -berater, dass durch den diesjährigen 

Wechsel zu einer verbesserten Online-

plattform das Angebot für die potenziellen 

Nutzerinnen und Nutzer interessanter und 

besser handhabbar werden könnte. Jedoch 

wird von dem überwiegenden Teil der 

Ratsuchenden der persönliche Kontakt per 

Face-to-Face oder per Telefon nach wie vor 

bevorzugt, wie auch die Erfahrungen in der 

Zeit der Corona-Pandemie gezeigt haben.

Die Zugänge der Ratsuchenden zu den 

Beratungsstellen erfolgten wie in den Jahren 

zuvor zu einem hohen Anteil auf Eigeniniti-

ative (36,5%) oder mit Unterstützung von 

Angehörigen und Bekannten der Ratsuchen-

den (11,8%). Ein weiterer möglicher Zugang 

ist der Weg über Institutionen, die mit 

Opfern von Straftaten in Berührung kommen 

(36,3%). Hierbei stehen neben Kliniken 

(2,7%) und sonstigen Behörden (4,7%) die 

zwei klassischen Zugänge über andere Bera-

tungsstellen (18,0%) und Polizeidienststellen 

(10,9%) an vorderster Stelle. Die Kontinuität 

dieser Zugänge ist ein Indiz für die stabile 

und erfolgreiche Zusammenarbeit in den 

entsprechenden Hilfenetzwerken. 

Wenige Ratsuchende kommen direkt nach 

Hinweisen auf die Hilfe des Opferhilfe Sach-

sen e.V. durch Medien (1,2%), Therapeuten, 

Therapeutinnen / Ärzte, Ärztinnen (7,0%) 

sowie durch Rechtsanwältinnen und Rechts-

anwälte (4,1%) und unter 1% über die Staats-

anwaltschaft. Bei 4,5% der Betroffenen sind 

keine Angaben zu ihrem Zugang getroffen 
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worden. Diese Verteilung hat sich gegenüber 

den Vorjahren kaum verändert. Das heißt, 

dass der Verein in seiner Öffentlichkeitsarbeit 

noch stärker sein Profil und seine Angebote 

zeitgemäß präsentieren sollte. Daher war 

auch der Schritt Anfang 2022 folgerichtig, 

den Verein auf mehreren Kanälen im Social 

Media zu präsentieren. Ebenso sollte ver-

stärkt auf die Onlineberatung hingewiesen 

werden, da der Anteil der Ratsuchenden, 

die diesen Zugang wählten im vergangenen 

Jahr sehr niedrig war.

Lediglich sehr wenige Ratsuchenden wand-

ten sich direkt als Zeuginnen und Zeugen 

– über eine Ladung – an unsere Beratungs- 

und Begleitungsangebote (2,0%). Dieser 

Zugang sollte aus unserer Sicht noch erhöht 

werden. Oft sind jedoch Betroffene oder 

Geschädigte von Straftaten gleichzeitig Zeu-

ginnen bzw. Zeugen oder werden während 

des Zeitraums eines Beratungsprozesses zu 

einer Zeugenvernehmung geladen. Ebenfalls 

können Ratsuchende, die sich als Ange-

hörige, Freunde/Freundinnen oder über 

Institutionen an die Beratungsstellen des 

Vereins wenden, als Zeuginnen oder Zeugen 

vernommen werden. (Abb. 3.)

Die meisten Ratsuchenden, die eine Bera-

tungsstelle des Vereins kontaktierten, gaben 

an, direkt Verletzte oder Opfer einer Straftat 

geworden zu sein (71,3%). Die Anzahl von 

Ratsuchenden, die im Laufe unserer Kon-

taktgespräche zu Zeuginnen bzw. Zeugen 

wurden, ist erneut auf 653 (2020 = 636) 

gestiegen. Die Anzahl der durchgeführten 

professionellen Zeugenbegleitungen erhöh-

te sich zum Vorjahr mit über 50% Zuwachs 

sehr stark auf 188. Dennoch mussten die 

Kolleginnen und Kollegen auch 2021 Absage 

und Verschiebung etlicher Gerichtsverhand-

lungen wegen der Corona-Pandemie in ihren 

Arbeitsalltag einkalkulieren. 

Auf Grund personeller Engpässe wurden 

etwas weniger Psychosoziale Prozessbeglei-

tungen angeboten werden (-37,9%). Da sich 

jedoch die Zeiträume von Antragsstellung 

über Beiordnung, Verfahren und Abrech-

nung in vielen Fällen über mehrere Monate 

und damit auch Jahre hinziehen, kann die 

Entwicklung anhand der abgerechneten und 

bezahlten Vergütungen pro Jahr dargestellt 

werden. So erscheint die Entwicklung – trotz 

zweitem Jahr Corona – hoffnungsvoll und 

mit mehr Fachpersonal in den nächsten 

Jahren erheblich ausbaubar (2017 = 12, 2018 

= 24, 2019 = 45, 2020 = 44, 2021 = 35).

Da die Psychosoziale Prozessbegleitung eine 

Trennung von Beratung und Begleitung 

gesetzlich vorschreibt, erhöhte sich die per-

sonelle Belastung in den Beratungsstellen 

der einzelnen Landgerichtsbezirke, in denen 

anerkannte Psychosoziale Prozessbegleiter 
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und -begleiterinnen für den Verein tätig sind. 

Da die Verantwortlichen des Vereins anneh-

men, dass sich dieses Rechtsinstitut in der 

Gerichtspraxis zunehmend etablieren wird, 

investiert der Verein weiterhin in die Ausbil-

dung weiterer Kolleginnen und Kollegen in 

der Psychosozialen Prozessbegleitung. Darü-

ber hinaus ist es allerdings ebenso erforder-

lich weitere Fachkräfte für die psychosoziale 

Beratung und Begleitung einzustellen.

Die Arbeit konzentrierte sich auch 2021 

vor allem auf die Kernaufgaben Beratung 

und Begleitung und lediglich nachrangig 

auf Öffentlichkeitsarbeit, Fortbildung und 

Fachaustausch. Zur Beratungs- und Netz-

werkarbeit wurde erneut besonders viel 

Unterstützung bei der Antragstellung für 

den „Fonds Sexueller Missbrauch“ geleistet. 

Diese Anträge sind meistens mit mehreren 

Beratungsgesprächen und mit beiderseitiger 

Recherchearbeit verbunden. Bis heute haben 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Opfer-

hilfe Sachsen e.V. bereits sehr vielen Betroffe-

nen bei der Antragsstellung geholfen, davon 

sind bis Ende 2021 mittlerweile 559 Anträge 

bewilligt worden. Die Aufgaben im Rahmen 

der Antragsunterstützung bindet sehr viel 

zeitliche und personelle Kapazitäten. Die 

Zusammenarbeit mit den Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern in der Geschäftsstelle des 

Fonds Sexueller Missbrauch hat sich nach 

unseren Erfahrungen deutlich verbessert. 

Das Leiden der Betroffenen scheint ihnen 

sehr wohl bewusst. Die personelle Aufsto-

ckung beim Fonds Sexueller Missbrauch 

hat im Jahr 2021 eine deutliche Verkürzung 

der Bearbeitungszeit der Anträge bewirkt. 

Anfang 2021 waren es etwa im Schnitt noch 

3 Monate Wartezeit, seit Ende 2021 sind es 

nur noch etwa 4-6 Wochen für Neuanträge 

und Nachanträge. Dennoch müssen die 

beratenden Fachkräfte des Vereins die Ratsu-

chenden darauf hinweisen, dass die Bewilli-

gung und Inanspruchnahme von Leistungen 

einen zeitlich längeren Prozess benötigen.

2.2 Alter der Ratsuchenden

Die prozentual geringfügigen Schwan-

kungen in den jeweiligen Alterskohorten 

gegenüber dem Vorjahr sind üblich und stel-

len keine Besonderheiten dar (Abb. 4). Der 

Zuwachs bei den 19-30-Jährigen liegt ledig-

lich bei 1,4%, bei den 0-13-Jährigen bei 0,5%. 

Mit fast 50% weisen die beiden statistisch 

festgelegten Gruppen zwischen 19 und 40 

Jahren (19-30 Jahre a 22,3% und 31-40 Jahre 

a 25,8%) mit Abstand die höchste Anzahl von 

Ratsuchenden auf. Es folgen die 41-50-Jähri-

gen (15,0%), vor den 51-60-Jährigen (13,2%) 

und den 14-18-Jährigen (10,7%). 

In regelmäßigen Abständen wird innerhalb 

der Belegschaft des Vereins über neue 

Formen der Ansprache für Betroffene von 
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Gewaltstraftaten diskutiert. Gerade junge 

Menschen – die leider noch in einer ver-

gleichsweise geringen Anzahl die Angebote 

des Vereins nutzen – sollten stärker mit dem 

Bewusstsein aufwachsen können, dass sie 

sich an die Fachkräfte des Vereins wenden 

sollten, falls sie durch Straftaten selbst ver-

letzt oder als Angehörige, Zeuginnen und 

Zeugen oder in Institutionen mit diesem 

Themenbereich konfrontiert wurden. Vor 

dem Hintergrund der gesellschaftlichen und 

politischen Debatten gerade im Kontext 

zum Themenbereich der „sexualisierten 

Gewalt“, den verabschiedeten Änderungen 

im Strafrecht diesbezüglich und der seit 

Jahren steigenden Anzahl der Ratsuchenden 

muss jedoch konstatiert werden, dass die 

personellen Kapazitäten des Vereins und 

von Partnerinnen und Partnern im Netzwerk 

unbedingt verstärkt werden müssen. Denn 

wenn das Dunkelfeld von Opfern kontinu-

ierlich heller wird, reichen der derzeitige 

Umfang des Angebots nicht mehr aus.

Die Beratungsstellen des Opferhilfe 

Sachsen e.V. bieten ihre Leistungen aus 

konzeptionellem Hintergrund vorwiegend in 

einer Komm-Struktur an. Personell aufwändi-

ge aufsuchende Formen der professionellen 

Opferhilfe können nur gewährt werden, 

wenn auf Grund der Situation des Opfers das 

Aufsuchen der Beratungsstelle unmöglich 

oder stark beeinträchtigt erscheint. Es ist 

aber offensichtlich, dass der Verein in der 

Fläche mit seiner Komm-Struktur nicht die 

Bedarfe an Beratung und Begleitung decken 

kann. Die Absicherung der verschiedenen 

Außenstellen und Außensprechstunden 

außerhalb der Oberzentren erscheint daher 

weiterhin sinnvoll und eine gute Alternative. 

Der personelle und finanzielle Aufwand 

dafür bleibt jedoch enorm hoch. 

Außerdem werden neue Formen der fle-

xiblen Komm-Struktur mit aufsuchenden 

Modellen – vor allem für die flächengrößten 

Landkreise ausprobiert – gerade um bisher 

vernachlässigte Zielgruppen zu erreichen. 

Das bedeutet allerdings nicht, dass die 

Komm-Struktur ihre Bedeutung für die Bera-

tungs- und Begleitungsarbeit verliert. 

Abb. 4: Alter der Ratsuchenden (n = 1.502, nur erfasst diejenigen Ratsuchenden, die ihr Alter auf Befragung 
angegeben haben, in Klammern prozentuale Verteilung des Vorjahres)

0 – 13 Jahre: 4,8 % (4,8 %)

14 – 18 Jahre: 11,0 % (10,0 %)

19 – 30 Jahre: 20,9 % (19,6 %)

31 – 40 Jahre: 25,9 % (25,3 %)

41 – 50 Jahre: 15,4 % (17,2 %)

51 – 60 Jahre: 14,1 % (15,3 %)

über 60 Jahre: 7,8 % (7,8 %)
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Darüber hinaus sind die Fachkräfte des 

Vereins zur Unterstützung der Opfer und 

Ratsuchenden in vielen Fällen ohnehin zu 

Außenterminen (Gericht, Polizei, soziale Ein-

richtungen usw.) und in der Öffentlichkeits-

arbeit für den Verein (Netzwerkarbeit, Buß-

geldwerbung, Fortbildung usw.) unterwegs. 

Auch das sind Gründe für hohe Ausgaben im 

Bereich Reisekosten.

2.3 Opferberatung: Kontaktaufnahme, 
Motivation der Ratsuchenden, Ergeb-
nisse der Beratung

Die Kontakte zwischen Beratenden und Rat-

suchenden, egal ob zu Geschädigten, Zeu-

ginnen und Zeugen, Angehörigen, Freun-

dinnen und Freunden oder Institutionen, 

erfolgten wie in den vergangenen Jahren 

in den meisten Fällen per Telefon (67,9%) 

oder auf direktem Weg zu den Sprechzeiten 

der Beratungsstellen (17,2%). Die zu den 

Vorjahren geringfügigere Prozentzahl beim 

direkten Zugang in die Beratungsstellen und 

die Erhöhung der Zugänge über E-Mail auf 

13,7% sind durch die Einschränkungen auf 

Grund der Corona-Pandemie erklärbar. Der 

postalische Zugangsweg bleibt mit 1,3% 

eher gering. Die Zahlen sprechen nach wie 

vor für eine effektive Planung der Beratungs-

termine, aber auch für die Beibehaltung 

fester Sprechzeiten. 

Die – trotz der Einschnitte im letzten Jahr – 

weiterhin kontinuierlich hohe Nutzung unse-

rer Sprechzeiten, auch wenn diese Kontakte 

zumeist über vorgeschaltete telefonische 

Absprachen zustande gekommen sind, 

führen wir zurück auf das freundliche und 

kompetente Auftreten der Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter vor Ort sowie auf deren 

Zuverlässigkeit bei der Terminvereinbarung 

und konsequenten Einhaltung der angebo-

tenen Besuchszeiten. Außerdem wurden alle 

persönlichen Kontakte nach einem strikten 

Hygienekonzept durchgeführt, damit sich 

alle Seiten so sicher wie möglich fühlen 

konnten. 

Im Zentrum der Tätigkeiten unserer Kolle-

ginnen und Kollegen steht neben der Ver-

mittlung von Informationen an Ratsuchende 

und in der Öffentlichkeitsarbeit nach wie 

vor die Beratung, egal ob einmalig oder 

mehrmalig. Der Informationsbedarf ist in 

den meisten Fällen der Grund zur Kontakt-

aufnahme mit den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern des Opferhilfe Sachsen e.V. 

Die Anlässe für eine Beratung können in 

zwei Hauptbereiche eingeordnet werden: 

Abfrage von Informationen zum Ablauf einer 

Gerichtsverhandlung oder zu Zeugenrech-

ten bzw. -pflichten; Klärung von Fragen zur 

psychischen Verarbeitung von extremen 

Belastungen für Opfer und deren Angehöri-

ge. Hier wird deutlich, dass die Besonderheit 

0 5
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der Opferberatungsstellen in ihrer Schnitt-

stellenfunktion zwischen den Gebieten des 

Rechts und der Psychologie liegt. Diese Auf-

gabe ist gerade in den ländlichen und klein-

städtischen Gebieten notwendig, wo eine 

therapeutische Hilfe weiterhin kaum oder 

nur nach sehr langen Wartezeiten vermittelt 

werden kann. Oftmals stehen die Fachkräfte 

damit einer sehr wesentlichen Belastung 

gegenüber, die ihnen oft wenig Zeit für die 

anderen Arbeitsfelder lässt. 

So unterschiedlich die Gründe für eine 

Beratung sind, können auch deren Verlauf 

und die Ergebnisse sehr breit gefächert 

sein. Aus Sicht der Beraterinnen und Berater 

des Opferhilfe Sachsen e.V. konnten die 

Ratsuchenden, die unsere Beratungsstellen 

aufsuchten, eine größere psychische Stabi-

lität erhalten, neue Zukunftsaussichten ent-

wickeln, die Konflikt- und Kontaktfähigkeit 

sowie ihre Selbstbehauptung verbessern 

und oft eine Veränderung auf die Sichtweise 

des Problems finden.

2.4 Deliktspektrum und 
Täter-Opfer-Beziehung

Die Beratungsstellen des Opferhilfe Sachsen 

e.V. sind nach wie vor besonders für Opfer 

von Gewalttaten eine wichtige Instituti-

on. Die unten aufgeführten Delikte (Abb. 

5) sind mehrheitlich dem Gewaltbereich 

zuzurechnen. Weitere Deliktarten, die in der 

Übersicht nicht dargestellt sind, sind Gei-

selnahme/Folter (8 Fälle in 2021) sowie mit 

jeweils 6 Nennungen Entführung/ Kindes-

entziehung und Verkehrsdelikte (6).

Der mit Abstand und seit Jahren umfang-

reichste Schwerpunkt in der Beratung und 

Begleitung der Fachkräfte des Vereins liegt 

im Bereich sexueller Gewaltstraftaten (insge-

samt: 47,3%). Dieses anhaltend hohe Niveau, 

mit denen unsere Fachkräfte in der Beratung 

und Begleitung konfrontiert werden, wird 

noch deutlicher, wenn die in der Tabelle 

aufgeführten Zahlen in das Verhältnis zu 

den Ratsuchenden gesetzt wird. Dann ist 

zu konstatieren, dass über 70% der Rat- und 

Hilfesuchenden direkt von diesen Straftaten 

betroffen sind. Somit kann nicht nur davon 

gesprochen werden, dass die Opferbera-

tungsstellen „Gewaltberatungsstellen“ sind, 

sondern ebenso Fachberatungsstellen für 

sexualisierte Gewalt.

Sexualisierte Gewalt, ob als Vergewaltigung, 

sexuelle Nötigung oder sexuelle Diskriminie-

rung im Arbeits- und Ausbildungsverhältnis 

beeinflussen die Lebensgestaltung und das 

Lebensglück der Betroffenen und ihres sozi-

alen Umfeldes erheblich. Die Beraterinnen 

und Berater, die täglich in ihrer konkreten 

Fallarbeit in diese  Schicksale involviert sind, 

benötigen eine stabile Vernetzungsstruktur, 
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Abb. 5: Deliktspektrum, basierend auf Angaben der Ratsuchenden (N = 3.524, Mehrfachnennungen möglich, 
Zahlen vom Vorjahr in Klammern, 21 Nennungen von Deliktarten unter 0,2% sind nicht dargestellt).

den permanenten Fachaustausch und regel-

mäßige Supervision, um ihre psychische 

Gesundheit und ihre Arbeitsfähigkeit in 

diesem Themenbereich zu erhalten. In regel-

mäßigen Fortbildungen tauschen sie sich zu 

dem spezifischen Fachwissen aus und geben 

auch ihre Erfahrungen im Arbeits- und Ins-

titutionenfeld weiter. Die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter des Vereins leisten somit 

kontinuierlich enorme Anstrengungen, um 

die Folgen sexueller Gewalt für die Betroffe-

nen abzumildern. Die Fachkräfte des Vereins 

können daher einen umfangreichen Schatz 

an Beratungserfahrungen in die noch weiter 

auszubauende Struktur der Prävention und 

Intervention sexualisierter Gewalt in Sach-

sen einbringen. Mittlerweile befindet sich 

der Verein gemeinsam mit Partnerinnen 

und Partnern aus Schule und Sport in kon-

kreten Planungen, um Interventions- und 

Präventionsprojekte mit seiner Expertise zu 

unterstützen.

Jeder Mensch reagiert unterschiedlich 

empfindsam auf Gewalt, jeder Mensch hat 

unterschiedliche Ressourcen, eine Straftat 

zu verarbeiten. Wie bereits erwähnt und aus 

der Statistik erkennbar suchen besonders 

Opfer von Sexualstraftaten und von Körper-

verletzungsdelikten die Beratungsstellen auf. 

Hier wird auch am häufigsten über längere 

Zeiträume hinweg der Kontakt zwischen Rat-

suchenden und Beratungsstellen gehalten. 

Zu beachten ist außerdem, dass hinter jedem 

Fall Einzelschicksale stehen, die von den 

jeweiligen Betroffenen als lebenseinschnei-

dend und traumatisch wahrgenommen 

werden können. 
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Ebenso langwierig können Begleitungen 

von Hinterbliebenen nach der Tötung 

eines Familienmitglieds sein. Hier konnten 

die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 

Vereins im vergangenen Jahr einen leichten 

Rückgang verzeichnen. Auch wenn sich die 

absolute Anzahl nur geringfügig ausnimmt, 

bleibt jeder dieser Fälle für alle Kollegen und 

Kolleginnen eine emotionale und psychische 

Herausforderung. Es zeigt sich leider oft, 

dass die zurückgebliebenen Familienmit-

glieder nach der Straftat und dem Verfahren 

schnell mit ihren Problemen allein gelassen 

sind oder sehr spät erst die Möglichkeit der 

Beratungs- und Begleitungsangebote des 

Opferhilfe Sachsen e.V. wahrnehmen. Die 

Folgen dieser Taten sind sehr oft tiefge-

hende traumatische Verletzungen, die nur 

in Kooperation mit anderen Partnerinnen 

und Partnern im sozial-psychologischen 

oder medizinisch-therapeutischen Bereich 

zu behandeln sind. Diese Fälle sind oft mit 

sehr langwierigen Beratungsgesprächen 

verbunden. Dabei ist es für die Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter des Vereins sehr schwie-

rig aber auch dringend notwendig, persönli-

che Betroffenheit und professionelle Distanz 

in der Waage zu halten. Nicht zuletzt, um 

Tendenzen der sekundären Traumatisierung 

entgegenwirken zu können, wie oben auch 

schon in einem konkretem Zusammenhang 

angesprochen.

Seit Anfang seines Wirkens haben die 

Zahlen des Opferhilfe Sachsen e.V. bei der 

Frage nach dem Täterstatus und der Täter-

Opfer-Beziehung nachgewiesen, dass der 

Täter bzw. die Täterin in den meisten Fällen 

bekannt ist und sich zum überwiegenden 

Teil im engeren sozialen Umfeld des Opfers 

bewegte. Das hat sich auch 2021 nicht geän-

dert. Dieser Aspekt wird mit 86,1% erneut 

sehr deutlich dargestellt. 

Als weiteres konstantes Verhältnis zeigt 

sich das Anzeigeverhalten der Opfer, die 

Abb. 6 : Wohnorte der Ratsuchenden, basierend auf deren Angaben (N = 2.023, Prozentangaben von 2020 in 
Klammern).
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wegen einer Straftat zu uns kommen. Vor 

einer Beratung beim Opferhilfe Sachsen 

e.V. hat eine deutliche Mehrheit von 61,2% 

der Ratsuchenden bereits eine Strafanzeige 

gestellt, 38.8% haben demnach zum Zeit-

punkt der Erstberatung noch keine Strafan-

zeige gestellt. An dieser Stelle muss jederzeit 

darauf hingewiesen werden, dass es für das 

Beratungsangebot generell unerheblich ist, 

ob die Tat bereits angezeigt wurde.

Klientinnen und Klienten suchen in der Bera-

tung häufig Antwort auf die Fragen: 

–– Soll ich Anzeige erstatten? 

–– Wie und wo kann ich eine Anzeige 

erstatten?

–– War es richtig, Anzeige zu erstatten? 

–– Kann ich einen Strafantrag 

zurücknehmen? 

–– Was kommt nach einem Gang zur Polizei 

auf mich zu? 

–– Werde ich nach Anzeigeerstattung 

vor weiteren oder möglicherweise 

verstärkten Übergriffen des Täters oder 

der Täterin geschützt? 

Diese Fragen lassen sich nicht immer mit 

einem klaren Ja oder Nein beantworten. Es 

gilt im Gespräch, einzelne Schritte zu klären 

und die Folgen abzuwägen. Wichtig ist es 

jedoch, hier nicht über die Köpfe der Betrof-

fenen hinweg Entscheidungen zu treffen, 

sondern den Geschädigten die Entschei-

dungsspielräume aufzuzeigen und bei der 

Umsetzung der Entscheidungen Unterstüt-

zung zu geben.

2.5 Das Beratungsangebot

Die Folgen einer Gewalttat werden, je nach 

den Umständen der Tat und den psychi-

schen Ressourcen des Opfers, unterschied-

lich verarbeitet. Ist eine Gewalttat mit einer 

Todesdrohung verbunden oder erfolgt die 

Gewalttat durch eine vertraute Person, kann 

die Traumatisierung besonders schwer sein. 

In diesen Fällen begleiten unsere Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter die zu Beratenden 

wie schon erwähnt oft über sehr lange Zeit-

räume hinweg. Delikte wie Diebstahl oder 

Sachbeschädigungen außerhalb des Wohn-

umfeldes erfordern häufig nur kurze infor-

matorische Beratungen. Sexualstraftaten 

oder Körperverletzungen, die am häufigsten 

zu bearbeitenden Fällen, machen eine enge 

Zusammenarbeit mit Ärztinnen und Ärzten, 

Psychologinnen und Psychologen, thera-

peutischen Einrichtungen, verschiedenen 

Leistungsträgern (Krankenkassen/ Sozialäm-

tern usw.), Polizei und Staatsanwaltschaft 

notwendig. Auch hier zeigt sich die bereits 

oben aufgezeigte Schnittstellenfunktion 

(Case Management) der Opferberatungsstel-

len als ganz besondere Eigenschaft unseres 

Angebotes.
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Die Anzahl der Kontakte, die unsere Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter 2021 im Rahmen 

ihrer gesamten Tätigkeit als Hilfekoordi-

natoren für Opfer und Ratsuchende sowie 

Multiplikatoren der Opferhilfe und des 

Opferschutzes hatten, blieb trotz des zwei-

ten Jahres der Corona-Pandemie hoch. Diese 

Tätigkeiten müssen zusätzlich zur eigentli-

chen Beratung geleistet werden. Dabei steht 

auf Grund des vorwiegenden Deliktspek-

trums mehrfache Beratung weit vor der 

einmaligen Beratung oder einer kurzzeitigen 

Krisenintervention. Mit der Einführung der 

Psychosozialen Prozessbegleitung kommt 

auch der professionellen Zeugenbegleitung, 

deren Vor- und Nachbereitung eine immer 

größere Bedeutung zu.

Vor dem Hintergrund der Beratungsdauer, 

die die Arbeitszeit überwiegend auslastet, 

wird deutlich, dass die ebenfalls notwendi-

ge Zeit für die sonstige Verwaltung in den 

einzelnen Beratungsstellen äußerst gering 

bemessen ist. Diese Entwicklung zeigt, dass 

der Schwerpunkt der Tätigkeiten der haupt-

amtlichen Belegschaft des Vereins in der psy-

chosozialen Beratung und Begleitung liegt.

Für die Geschädigten ist das Erleben einer 

Straftat ein tiefer Einschnitt in das bisherige 

Leben. Von einem Moment auf den anderen 

ist Vieles nicht mehr, wie es früher war. Die 

Menschen im Umfeld der Opfer sind den 

plötzlich auftretenden Schwierigkeiten und 

Veränderungen häufig nicht gewachsen. Die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bieten den 

Betroffenen zur Bewältigung der Schwierig-

keiten vielfältige Unterstützung an. Diese 

reichen von entlastenden Gesprächen, Bera-

tungen zu den entsprechenden Hilfefonds 

oder zum Opferentschädigungsgesetz und 

anderen Leistungen bis zur Information über 

Erstattung einer Anzeige, zum Strafverfahren 

sowie zu den Rechten und Pflichten von Zeu-

ginnen und Zeugen. Auf Wunsch begleiten 

wir auch zu Gerichtsverhandlungen, zu Ver-

nehmungen bei der Polizei oder vermitteln 

an weitere geeignete Fachdienste.
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3.1 Fallbeispiel – interdisziplinäre 
Fallberatung

Weithin ist die Annahme verbreitet, dass 

eine Strafanzeige bei der Polizei die Opfer 

bzw. Bedrohten von Straftaten umgehend 

schützt. Obwohl sich diese Vermutung oft 

nicht in der Realität bestätigt, soll hier ein Fall 

geschildert werden, in dem die Verständi-

gung mit der Polizei tatsächlich zum Schutz 

der Betroffenen diente.

In einem Klinikum in Dresden befand sich 

eine 18-jährige Frau mit ihrem neu gebore-

nen Kind. Sie vertraute sich der dort tätigen 

Sozialarbeiterin an und berichtete, dass sie 

mit einem jungen Mann heimlich eine Bezie-

hung angefangen hatte und schnell schwan-

ger wurde. Die Schwangerschaft hielt sie auf 

Grund ihrer familiären Herkunft geheim. 

Die junge Frau, nennen wir sie Maja, lebt in 

einem streng religiösen Elternhaus. Die Fami-

lie war wenige Jahre zuvor aus Russland nach 

Deutschland eingewandert und hatte erst 

seit kurzem einen Aufenthaltstitel erhalten. 

Eine Regel der Familie war unumstößlich: Erst 

nach der Hochzeit sind sexuelle Kontakte 

erlaubt, erst dann darf eine Familie gegrün-

det werden. Als die Schwangerschaft vor 

dem Vater nicht mehr zu verheimlichen war, 

sprach er umgehend Morddrohungen gegen 

die 18-Jährige aus. 

Die Sozialarbeiterin in der Klinik ahnte sofort, 

dass die große Angst der jungen Frau vor 

ihrem Vater real und durchaus begründet 

war. Daher informierte sie umgehend das 

Jugendamt, da für die Mutter und das noch 

nicht geborene Kind eine unmittelbare 

Gefahr bestand. Die Mitarbeiterinnen des All-

gemeinen Sozialdienstes kannten die Familie 

aufgrund einer vorangegangenen Meldung 

über eine Kindeswohlgefährdung bereits. 

Das Jugendamt ordnete die Informationen 

der Sozialarbeiterin als akute Gefahr für die 

Kindesentwicklung ein und kam zu dem 

Schluss, eine Strafanzeige von Amts wegen 

gegen den Vater zu stellen. Eine Stunde 

nach der Anzeige des Jugendamtes war die 

Polizei bei der jungen Mutter auf der Gebur-

tenstation, um mit ihr über die Anzeige zu 

sprechen. Die Beamten stellten zudem einen 

Wachschutz bereit.

Zwei Tage nach dieser Anzeige fand eine 

Fallkonferenz mit vielen Beteiligten statt. 

Mutter und Vater des nunmehr Neugebore-

nen waren anwesend, der Oberarzt und die 

Sozialarbeiterin der Station, zwei Mitarbeite-

rinnen des Jugendamtes, eine Beraterin der 

Dresdner Interventions- und Koordinierungs-

stelle D.I.K., zwei Polizeibeamte, eine Berate-

rin der Migrationsberatungsstelle sowie auch 

zwei Fachkräfte des Opferhilfe Sachsen e.V. 

saßen in der Runde und besprachen, welche 

weiteren Schritte einzuleiten waren.

3. 
FALLBEISPIELE AUS DER BERATUNGSARBEIT*

(* alle Namen sind anonymisiert)
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Die Vorstellung des jungen Vaters mit arabi-

schem Hintergrund war folgende: Er wollte 

Mutter und Kind in seiner angemieteten 

Wohnung für ein Jahr verstecken. Seine 

Eltern hatten das Einverständnis zur Heirat 

bereits gegeben. Er erklärte, dass auch das 

Kind für dieses eine Jahr versteckt werden 

müsse. Danach könne die kleine Familie ein 

normales Leben führen. 

Das Jugendamt schlug vor, dass die Mutter 

in eine Mutter-Kind-Wohneinrichtung ein-

ziehen sollte. Der Oberarzt der Klinik hatte 

Befürchtungen, dass die Mitarbeiterinnen, 

die Mutter und das Baby auf der Station vor 

dem drohenden Großvater nicht sicher sein 

könnten. Er wollte, dass der Aufenthalt in der 

Geburtsklinik so kurz wie möglich gestaltet 

würde. Die Polizeibeamten erläuterten ihre 

Möglichkeiten und Grenzen. Sie boten der 

jungen Frau das Zeugenschutzprogramm 

an. Dadurch hätte sie sofort unter anderem 

Namen und „anderer“ Identität ein neues 

Leben in Sicherheit beginnen können. 

Erstaunlich war der Beitrag der Migrations-

beraterin, die die junge Frau am Ende ihrer 

Schwangerschaft getroffen hatte, als diese 

für ihre Mutter die neue Lage (vom Asyl zum 

Aufenthaltstitel) übersetzte. Sie berichtete, 

dass auch sie die Schwangerschaft nicht 

bemerkt hatte.

Die Fallkonferenz lief sehr konstruktiv und 

zielorientiert ab. Die Gefahrenmomente, wie 

große Angst vor dem Vater, Verstecken der 

Schwangerschaft, reale Morddrohungen des 

Vaters wurden gesammelt und den jungen 

Eltern erläutert. Anschließend wurden beide 

nach ihren Vorstellungen befragt. 

Die junge Frau war sichtlich schockiert darü-

ber, was ihre Aussagen gegenüber der Sozi-

alarbeiterin in der Klinik ausgelöst hatten. 

Sie versuchte alles wieder zu beschwichtigen 

und die tatsächliche Gefahr zu bagatellisie-

ren. Dabei erwähnte sie, dass sie mit ihrer 

Mutter über Telefon und Video in Kontakt 

stehe. Über diese Gespräche würde der Vater 

Bescheid wissen, sie fänden sogar in seiner 

Anwesenheit statt. Er sei längst nicht mehr 

so aufgebracht wie am Anfang. Die Drohung 

hätte er – ihrer Meinung nach – nur in seiner 

ersten Wut ausgesprochen. 

Zwischenzeitlich musste die Beratung unter-

brochen werden. Der Sicherheitsdienst der 

Station meldete, dass ein unbekannter Mann 

mit Luftballons auf der Station sei. Auf diesen 

Mann passte die Beschreibung des Vaters der 

jungen Frau. Das stellte sich allerdings nach 

wenigen Minuten als Fehlalarm heraus.

Am Ende der Beratung war die junge 

Mutter fest entschlossen, die vom Allge-

meinen Sozialdienst erstattete Anzeige 
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„zurückzunehmen“ und von ihrem Zeugnis-

verweigerungsrecht Gebrauch zu machen. 

Daher wurde auch mit Zustimmung des 

Oberstaatsanwaltes der Beschuldigte über 

die Anzeige nicht informiert. 

Eine Lösung deutete sich bereits an, die dann 

tatsächlich umgesetzt wurde. Beide sehr reli-

giös eingestellten Familien der jungen Eltern 

einigten sich auf Aussteuer und Heirat. Damit 

konnte nach ihren Vorstellungen die Ehre der 

jungen Frau wieder hergestellt werden. Die 

junge Familie lebt nun – hoffentlich – glück-

lich miteinander. 

Die Teilnahme an dieser multiprofessionellen 

Beratung war für unsere Mitarbeiterinnen 

sehr interessant und lehrreich. Alle Beteilig-

ten agierten sehr umsichtig und kompetent. 

Dass das Gespräch zu einer annehmbaren 

Lösung geführt hat, war offensichtlich der 

Tatsache geschuldet, dass die Betroffenen 

jederzeit transparent in den Austausch ein-

gebunden waren.

3.2 Fallbeispiel – Onlineberatung 
praktisch

Die Onlineberatung des Opferhilfe Sachsen 

e.V. bietet seit 2013 Betroffenen von Strafta-

ten und deren Angehörigen die Möglichkeit, 

zeit- und ortsunabhängig sowie anonym 

Beratung in Anspruch zu nehmen. Dabei 

sind kurze Beratungen, aber auch länger-

fristige Begleitungen und Chatberatungen 

möglich. Für die Onlineberatung sind einige 

Kolleginnen im Verein zusätzlich als Online-

beraterinnen ausgebildet und zertifiziert 

worden. Anhand eines Fallbeispiels wird die 

Vielfältigkeit und Arbeitsweise der Onlinebe-

ratung nun beschrieben.

Lisa meldete sich auf Anraten ihres Thera-

peuten über die Onlineberatung beim Opfer-

hilfe Sachsen e.V. Sie wählte bewusst diesen 

Beratungszugang, da ihr die Anonymität 

wichtig war und sie die Möglichkeit hatte, 

alles Besprochene noch einmal nachlesen 

und reflektieren zu können. Sie berichtete 

von einem sexuellen Übergriff durch ihren 

Ex-Partner und fühlte sich sehr planlos und 

überfordert mit der Situation; auch beschäf-

tigten sie die Themen eigener Scham und 

Schuld. 

Die Klientin wurde zunächst positiv bestärkt, 

dem Rat des Therapeuten gefolgt zu sein 

und sich aktiv weitere Unterstützung 

gesucht zu haben. Die Beraterin erklärte ihr, 

dass innerhalb der Onlineberatung genü-

gend Raum und Zeit vorhanden ist, um sich 

gemeinsam über weitere Handlungsschritte, 

Belastungen und Möglichkeiten im Umgang 

mit dem Geschehenen auszutauschen und 

Lösungen zu erarbeiten. 
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Die Klientin meldete zügig zurück, dass sie 

Informationen zum Thema Strafanzeige 

benötigen würde. Die Beraterin brachte die 

Idee ein, dieses Thema innerhalb eines Chats 

zu besprechen. So gab es für Lisa die Mög-

lichkeit, sofort – ohne Umwege und langem 

Warten – Nachfragen stellen und vertie-

fende Informationen erhalten zu können. 

Sie berichtete, dass ihr das Schreiben und 

Nachlesen half, um ihre Gedanken besser zu 

sortieren.

Auf Grund eines notwendigen personellen 

Wechsels übernahm eine andere Beraterin 

die Beratung von Lisa. Das ist ein weiterer 

Vorteil der Onlineberatung, da die neue 

Beraterin durch die vorhandenen Texte 

einen authentischen Eindruck des bisherigen 

Beratungsverlaufes erhält. Für Lisa war dieser 

Wechsel in Ordnung. Die neue Beraterin 

erhielt selbstverständlich vor Beginn der 

weiteren Beratung auf Nachfrage das Ein-

verständnis von ihr, die bisherigen Mailnach-

richten und das Chatprotokoll anschauen 

zu können, um einen Einblick in die bereits 

stattgefundenen Beratungen zu erhalten.

Da es mittlerweile wieder zu Kontaktversu-

chen seitens des Ex-Partners gekommen war, 

wurden im Folgenden die Themen Beantra-

gung eines Kontakt- und Näherungsverbotes 

und Anzeigeerstattung intensiv bespro-

chen. Dabei wurden Informationen zu den 

Abläufen erläutert, die Motivation von Lisa, 

weitere Schritte zu unternehmen, abgeklärt 

und ihre aktuellen Gefühle erörtert. Es zeigte 

sich, dass die erneuten Vorfälle deutliche 

Auswirkungen auf ihren Alltag hatten. Sie 

lebte in ständiger Angst und fühlte sich über-

all unsicher. Daher vereinbarten Lisa und die 

Onlineberaterin miteinander, regelmäßig in 

Kontakte zu sein und die Chatberatung zu 

nutzen, um diese Emotionen besprechen 

und bewältigen zu können. Lisa bereitete 

sich auf alle Onlinekontakte intensiv vor. Sie 

erarbeitete eine Themensammlung mit Prio-

risierungen und formulierte an die Beraterin 

konkrete Fragen, die zum folgenden Chat-

Termin besprochen werden konnten.

Leider kam es zu einem weiteren körperli-

chen Übergriff und Bedrohungen gegenüber 

Lisa. Somit mussten Sicherheitsmaßnahmen 

und Interventionsmöglichkeiten intensiv 

besprochen und deren Grenzen und Mög-

lichkeiten erörtert werden. Lisa entschied 

sich nun, anwaltliche Beratung in Anspruch 

zu nehmen und ein Kontakt- und Nähe-

rungsverbot zu beantragen. Es wurden 

weitere Schutzmaßnahmen besprochen. In 

der Folge entschied Lisa sich, ihre Wohnung 

für einige Zeit zu verlassen, um für den Ex-

Partner nicht erreichbar zu sein. Dem Kon-

takt- und Näherungsverbot wurde durch das 

Familiengericht zugestimmt. Jedoch hielt es 

den Beschuldigten nicht davon ab, weitere 
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Bedrohungen, wie „es würde ihr noch leid-

tun, diesen Schritt gegangen zu sein“, gegen 

Lisa auszusprechen. 

Nachdem Lisa zwei Wochen bei Freunden 

untergetaucht war, entschied sie sich, nach 

Hause zurückzukehren. Es schien sehr ruhig 

um ihren Ex-Partner geworden zu sein. Er 

hatte keinen Kontakt mehr zu ihr gesucht. 

Allerdings folgte nun ein weiterer, massiver 

sexueller und körperlicher Übergriff. Der 

Beschuldigte hatte Fotos von Lisa gemacht 

und drohte, diese zu veröffentlichen, wenn 

sie weitere Schritte unternehmen würde. 

Daher brachte Lisas Therapeut sie am nächs-

ten Tag in die Notaufnahme und konnte 

für sie einen Klinikplatz für zwei Wochen 

organisieren. Es wurde vereinbart, dass Lisa 

diese Zeit für sich nutzen wollte und deshalb 

kein Kontakt zur Onlineberaterin stattfinden 

sollte. Die Beraterin brachte den Vorschlag 

ein, in dieser Zeit mit der Opferschutzbeauf-

tragten der zuständigen Polizeidirektion in 

Kontakt zu treten, um sich über eine Risiko-

einschätzung in diesem Fall auszutauschen. 

Dieses Angebot nahm Lisa wahr.

Nach 2 Wochen meldete sich Lisa erneut bei 

der Onlineberaterin. Sie hatte ein Foto vom 

Übergriff von ihrem Ex-Partner zugeschickt 

bekommen. Sie wollte nunmehr keine Anzei-

ge erstatten. Bis jetzt hatte sie die Erfahrung 

gemacht, dass jeder Schritt, den sie gegan-

gen war, schlimmere Folgen für sie erbracht 

hatte.

Die Beraterin zeigte Verständnis für diese 

Entscheidung. Sie gab Lisa weitere Hinweise 

zu möglichen weiteren Verfahrensweisen 

und den dafür notwendigen Vorbereitun-

gen. Sie motivierte Lisa, zukünftig alles mit 

der Anwältin zu besprechen und die Mög-

lichkeiten einer Untersuchungshaft für den 

Beschuldigten auszuloten. Erneut brachte 

Lisa viele Fragen ein. Diese wurden in Ruhe 

und geordnet beantwortet. Sie fühlte sich 

dadurch bestärkt und besprach alles mit 

ihrer Anwältin. 

Ebenso wurde der Therapeut von Lisa über 

alle weiteren Schritte und Ideen informiert. 

So bereitete er einen weiteren Klinikaufent-

halt vor, der dann angetreten werden sollte, 

wenn es Kenntnis darüber geben würde, ob 

gegen den Ex-Partner Untersuchungshaft 

angeordnet werde. Es wurden aus juristi-

scher, therapeutischer und psychosozialer 

Sicht alle Möglichkeiten besprochen, Fragen 

beantwortet und Befürchtungen erörtert. 

Im Ergebnis entschied sich Lisa, mit Unter-

stützung ihrer Anwältin eine Anzeige zu 

erstatten. 

Der Beschuldigte kam in Untersuchungs-

haft und Lisa konnte wieder nach Hause. 
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Ab diesem Zeitpunkt wurden die Chat-

termine von ihr intensiviert. Inhalte dabei 

waren Informationen rund um das Thema 

Gerichtsverhandlung und Zeugenaussage 

und die damit verbundenen Ängste und 

Befürchtungen. Ein weiterer Themenschwer-

punkt war die Zeugenbegleitung zu Gericht. 

Dafür wurden mehrere Varianten erarbeitet. 

Eine Begleitung durch eine Beraterin des 

Opferhilfe Sachsen e.V. des entsprechenden 

Landgerichtsbezirkes, eine Begleitung durch 

die Onlineberaterin oder eine Begleitung 

durch Lisas Umfeld wurden besprochen. Lisa 

entschied sich für eine Freundin. 

Nach einigen Monaten fand die Gerichtsver-

handlung statt. Lisa konnte ihre Aussage per 

Videovernehmung vornehmen und war sehr 

erleichtert als alles vorbei war. Es hatte sie 

viel Kraft und Mut gekostet; aber, sie hatte 

es geschafft. „Danke für deine Unterstützung 

und die Informationen, wie alles abläuft und 

was ich für Möglichkeiten habe. Das hat mir 

sehr geholfen!“ (Lisa)

Im Ergebnis war Lisa fast ein Jahr in Bera-

tung, ausschließlich in der Onlineberatung. 

Es fanden über hundert Kontakte zwischen 

Klientin und beiden Beraterinnen statt. Dazu 

kamen mehrere Fallbesprechungen und 

Kontakte zu anderen Beratungseinrichtun-

gen und Institutionen, die mit diesem Fall 

befasst waren. Es wurden zwölf Einzelchats 

durchgeführt mit einer Dauer von jeweils 

60 bis 90 Minuten. Davon dienten sechs 

Einzelchats der Zeugenvorbereitung und ein 

Einzelchat der Zeugennachbereitung.

Mit diesem Fallbericht wird deutlich, dass 

auch längere Prozesse in der Onlineberatung 

voll umfänglich – sowie erfolgreich – beraten 

und begleitet werden können. Die Vorteile 

dieser Form der Beratung sind auch in 

diesem komplexen Fall:

–– die Entschleunigung, 

–– die Nutzung schriftbasierter Nachhaltig-

keit und 

–– der gezielte Einsatz von Wissens- und 

Informationsmanagement.

3.3 Fallbeispiel – Sexualisierte Gewalt 
gegen Frauen in Beratung und 
Begleitung

Frau Wolf meldete sich telefonisch in der 

Beratungsstelle des Opferhilfe Sachsen 

e.V. Ihre 17-jährige Tochter Kathleen habe 

dringenden Gesprächsbedarf. Sie sei durch 

eine Mitarbeiterin des Weißen Rings an die 

Fachberatungsstelle des Vereins vermittelt 

worden. Das Anliegen konnte sie zunächst 

nicht konkret formulieren. Sie wirkte sehr 

aufgeregt und durcheinander. Ihr fehlten oft 

die Worte. Es ging um sexuelle Gewalt gegen 

ihre Tochter. Sie und ihre Tochter benötigten 
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dringend Unterstützung und einen schnellst-

möglichen Beratungstermin.

Mutter und Tochter erschienen gemeinsam 

zu einem ersten Gespräch. Bei diesem Tref-

fen erläuterte die Mutter, dass sie wenige 

Tage zuvor unerwartet nach Hause gekom-

men war und ihren Lebenspartner dabei 

überraschte, wie er gegenüber ihrer Tochter 

sexuell gewalttätig war. Sie fühlte sich scho-

ckiert und rief umgehend die Polizei, die 

den Beschuldigten verhaftete. Anschließend 

habe ihre Tochter ihr im Gespräch mitgeteilt, 

dass sie durch den Stiefvater bereits seit 

dem 13. Lebensjahr sexuelle Gewalt erleiden 

musste. Deshalb wandte sich Frau Wolf kurze 

Zeit später an eine Anwältin. Zum Zeitpunkt 

der Beratung hatte eine erste polizeiliche 

Vernehmung bereits stattgefunden.

In einem separaten Einzelgespräch beschrieb 

Frau Wolf ihre eigene emotionale Belastung 

auf Grund des Geschehens. Sie wirkte hoch 

verunsichert und wusste nicht, wie sie mit 

ihrer Tochter über das Erlebte sprechen und 

wie mit ihr umgehen sollte. Im Gespräch 

offenbarte sie darüber hinaus, dass sie selbst 

im Alter von 8 Jahren sexuelle Gewalt erlitten 

habe. Daher wurde vereinbart, diesen für sie 

notwendigen Beratungsprozess im Weiteren 

von dem ihrer Tochter abzukoppeln. Wäh-

rend dieser Beratung zeigte sich Frau Wolf 

hochbelastet und enorm angespannt. 

Frau Wolf fiel es offensichtlich sehr schwer 

einzuordnen, wie diese jahrelang ausgeübte 

Gewalt von ihrem Lebenspartner gegen-

über ihrer Tochter passieren konnte. Sie 

hatte große Schuldgefühle und machte sich 

Vorwürfe. Sie fühlte sich mitverantwortlich 

für die Situation, da sie nichts gemerkt und 

den Ex-Partner offensichtlich falsch einge-

schätzt hatte. Zudem sah sie sich durch die 

Schilderungen der Tochter mit dem eigenen 

Erleben sexueller Gewalt in ihrer Kindheit 

konfrontiert.

Frau Wolf stand gerade kurz vor dem 

Abschluss einer Umschulung und arbeitete 

zusätzlich noch, um das Familieneinkommen 

halbwegs zu sichern. Insgesamt wirkte sie 

kraftlos und überlastet. Zu der emotionalen 

Belastung kamen Existenzängste hinzu. 

Das Einkommen des ehemaligen Partners 

war durch die vollzogene Trennung weg-

gefallen. Sie musste nun für ihren und den 

Lebensunterhalt ihrer Tochter allein sorgen. 

Zum Zeitpunkt der ersten Beratung verfügte 

sie nur über ein geringes Einkommen und 

konnte einige Rechnungen nicht fristgerecht 

bezahlen. Der Energieversorger drohte, den 

Strom abzustellen. Um eine Verschuldung 

zu vermeiden, wurde mit Hilfe der Fachbe-

raterin ein Antrag bei der Stiftung Lichtblick 

gestellt. Dieser war erfolgreich und somit 

zunächst eine kleine Last von den Schultern 

der Klientin genommen.
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Ihre Tochter Kathleen erhielt im Erstgespräch 

die Möglichkeit, allein, ohne die Mutter, ihre 

Situation zu beschreiben. Zur Wahl gestellt, 

von wem sie beraten werden wollte, ent-

schied sie sich für eine männliche Fachkraft. 

Sie zeigte sich erleichtert, dass nun ihr 

jahrelanges Martyrium bekannt geworden 

und durch die Inhaftierung des Täters und 

folgender Trennung der Mutter von ihm 

beendet war. Jedoch blieben für sie genü-

gend belastende Probleme, die sie nun mit 

Hilfe des Opferhilfe Sachsen e.V. klären und 

bewältigen wollte. Sie berichtete von Schlaf-

störungen und Konzentrationsschwierigkei-

ten, in deren Folge sie ihrer Ausbildung nicht 

nachgehen konnte. Außerdem fühlte sie sich 

durch das Gerede im Dorf über sie erdrückt. 

Deshalb fiel ihr auch der Kontakt zu Gleich-

altrigen schwer. Sie fand einzig und allein 

Zuflucht und Ruhe bei ihren Tieren und beim 

Reitsport. Außerdem half ihr offensichtlich 

das Gespräch mit dem Berater, so dass sie um 

weitere Treffen bat.

Im folgenden Gespräch berichtete Kathleen 

davon, dass bereits das Erstgespräch für sie 

eine Entlastung erbracht hatte. Außerdem 

war zwischenzeitlich der Beschuldigte in 

Untersuchungshaft genommen worden. Wei-

tere betroffene Mädchen hatten sich gemel-

det und sich für eine Anzeige entschieden. 

Im weiteren Verlauf des Gesprächs wurden 

die Symptome einer Posttraumatischen 

Belastungsstörung besprochen. Diese deck-

ten sich zu diesem Zeitpunkt mit ihrem aktu-

ellen psychischen Erleben. Mit ihr wurden 

Ressourcen und Strategien zur Entlastung 

erarbeitet, die Ihr helfen sollten, die Folgen 

des Erlebten annehmen zu können.

Die folgenden Gespräche nutzte Kathleen 

erneut, um über aktuelle Belastungen und 

Konflikte zu sprechen. Dabei waren die Vor-

bereitungen und der Verlauf des Strafverfah-

rens gegen den Beschuldigten, bei dem sie 

als Zeugin aussagen sollte, beherrschendes 

Thema. Immer wieder betonte sie, dass es ihr 

half, über ihre Sorgen und Unsicherheiten im 

Rahmen der Beratung sprechen zu können. 

Sie erhielt viele Hinweise, wie sie im Alltag 

für Entlastung sorgen konnte. Dabei mussten 

die verschiedenen Methoden miteinander 

eingeübt und deren Anwendung im Alltag 

reflektiert und nachbearbeitet werden. 

Die von Kathleen beschriebenen Symptome 

und Belastungen nahmen jedoch im Verlauf 

des Beratungsprozesses zu. Ihre neuen aktu-

ellen Probleme resultierten aus den Anforde-

rungen ihrer Ausbildung, die kurz vor dem 

Abschluss stand. Deshalb wurden durch den 

Fachberater mögliche psychotherapeutische 

Wege thematisiert und angeraten. 

Frau Wolf nahm ebenfalls unabhängig 

von ihrer Tochter weitere Beratungen in 
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Anspruch. Die Beziehung zu ihrer Tochter 

und die eigene Belastungssituation standen 

dabei wiederholt im Fokus. Das Geschehene 

hatte das Familiensystem stark ins Wanken 

gebracht. Sie machte nun der Tochter den 

Vorwurf, nicht rechtzeitig mit ihr gespro-

chen zu haben. So sei ein Vertrauensverlust 

und eine bisher nicht vorhandene Distanz 

zwischen ihr und ihrer Tochter entstanden. 

Sie konnte in dieser Zeit keine Nähe zu 

ihrem Kind zulassen. Weiterhin beschrieb sie 

Verhaltensweisen der Tochter, die sie nicht 

einordnen konnte und die im Alltag zu Kon-

flikten und Auseinandersetzungen führten. 

Im Mittelpunkt der Gespräche mit der Mutter 

standen die traumatische Verarbeitung 

und die Symptome der Posttraumatischen 

Belastungsstörung. Außerdem wurde das 

Wirken von Täterstrategien besprochen. Frau 

Wolf beschrieb, dass ihr die Auseinander-

setzung mit diesen Themen sehr half, das 

Verhalten der Tochter neu einzuordnen und 

in Teilen zu verstehen. Ebenso war auch die 

eigene Belastungssituation in den folgenden 

Gesprächen immer wieder Thema. Gemein-

sam wurden Entlastungsstrategien erarbei-

tet und im geschützten Raum geprobt. Die 

Fachberaterin empfahl Frau Wolf ebenfalls, 

eine psychotherapeutische Behandlung zu 

beginnen. Dafür wurden mögliche Zugangs-

wege besprochen. 

Da Frau Wolf mittlerweile einen neuen 

Lebenspartner kennengelernt hatte und sie 

aus dem durch die Taten für sie belastenden 

Wohnumfeld ausziehen wollte, beschloss sie, 

mit diesem Partner in ein neues Zuhause zu 

ziehen. Sie betonte, dass sie dadurch Ent-

lastung im Alltag erfahren würde. Kathleen 

hingegen fühlte sich nun allein gelassen 

und unverstanden. Vor allem die Trennung 

von ihren Tieren, die für sie bisher eine der 

wichtigsten Stützen darstellten, belastete sie 

sehr. In der Beratung wurden diese Verän-

derungsprozesse besprochen und begleitet. 

Um die Familie für den Umzug auch finanziell 

etwas zu entlasten, wurde für einen Antrag 

um Unterstützung an den Weißen Ring 

vermittelt.

Nun stand auch der Gerichtsprozess an und 

die dafür notwendigen Zeugenaussagen 

der Betroffenen. Für die Zeugenvorberei-

tung und -begleitung wurde ein erfahrener 

Kollege aus einer anderen Beratungsstelle 

des Vereins dazu gezogen, um die weiter 

notwendigen Beratungen und die Zeugen-

begleitung getrennt durchführen zu können. 

Somit kann nicht die, meistens durch die 

Verteidigung konstruierte Unterstellung 

vorgebracht werden, dass Aussagen von 

Opferzeugen durch Fachberaterinnen und 

-Berater abgesprochen oder manipuliert 

würden. Gerade in Verfahren, die sich mit 

Delikten aus dem Bereich sexualisierter 
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Gewalt beschäftigen, stehen Aussagen von 

(Opfer-)Zeuginnen und (Opfer-)Zeugen oft 

als einzige Beweismittel zur Verfügung. Des-

halb erscheint es an dieser Stelle besonders 

wichtig, fachlich exakt zu beraten und zu 

begleiten.

Im Vorfeld der anstehenden Vernehmung 

nahm das Anspannungs- und Belastungs-

level bei Mutter und Tochter stetig zu. Es 

kamen immer mehr psychische Symptome 

im Alltag hinzu und vorhandene verschlim-

merten sich. So dienten die weiteren Termine 

vor allem der Stabilisierung der Zeuginnen. 

Außerdem wurden Lösungsansätze zur 

Entlastung im Alltag erarbeitet. Diese Phase 

der Beratung und Zeugenbegleitung ist vor 

einem Prozess enorm wichtig, damit die Zeu-

ginnen so stabil und sicher wie möglich ihre 

Aussagen vor Gericht erbringen können und 

somit dazu beitragen, dass ein möglichst 

gerechtes Urteil durch die Richter gespro-

chen werden kann.

Der Beschuldigte wurde in diesem Straf-

prozess zu einer Haftstrafe verurteilt. Als 

Gerechtigkeit konnten beide Klientinnen 

das Urteil nicht empfinden. Deshalb wurden 

der Verlauf und Ausgang des Verfahrens in 

der Zeugennachbereitung mit beiden aus-

führlich besprochen. Das Strafmaß stand für 

Kathleen in keinem Verhältnis zu dem, was 

ihr widerfahren war. Dennoch konnte sie mit 

dem Urteilsspruch nun einen Schlussstrich 

ziehen. Die psychischen Symptome hatten 

im Nachgang zu ihrer Zeugenaussage vor 

Gericht noch einmal erheblich zugenommen. 

Kathleen konnte wenige Wochen nach dem 

Prozess erfolgreich in psychotherapeutische 

Behandlung vermittelt werden. Ihre viel-

fältigen psychischen Symptome habe sie 

mittlerweile annehmen können. Sie gehören 

zu ihrer aktuellen Lebenssituation. Viele 

im Beratungsprozess vermittelten Inhalte 

zu ihrem Störungsbild und eingeübten 

Methoden zur Entlastung haben ihr dabei 

sehr geholfen zu lernen, damit umgehen. 

Sie ist dankbar für die Begleitung und 

Unterstützung. Mit Aufnahme in die The-

rapie konnte der Beratungsprozess für sie 

beendet werden. Für ihre Mutter steht nach 

wie vor das Angebot, bei Bedarf weitere 

Beratungen zur Linderung ihrer Symptome 

auf Grund ihrer eigenen Gewalterfahrungen 

in Anspruch zu nehmen.
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Oft erreichen den Verein per Brief, E-Mail 

oder im persönlichen Gespräch verschiedene 

Dankesworte von Betroffenen, die sich sehr 

gut beraten und begleitet gefühlt haben. 

Diese Dankbarkeit spiegelt sehr deutlich 

wider, welche intensiven und berührenden 

menschlichen Begegnungen im Beratungs-

alltag unserer Kolleginnen und Kollegen 

stattfinden und wie verantwortungsvoll und 

professionell die Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter des Vereins damit umgehen.

4.1 Therapie in der 
Opferberatungsstelle

Wie auch in den vergangenen Jahren 

wünschten insbesondere traumatisierte Kli-

entinnen und Klienten des Opferhilfe Sach-

sen e.V., in einer Opferberatungsstelle eine 

Psychotherapie beginnen zu können bzw. 

die Zeit bis zur Therapie begleitet zu werden. 

Sie schätzen das vertraute Beratungsverhält-

nis und scheuen sich bisweilen davor, wieder 

einer bislang unbekannten Person (nach 

Polizei und Justiz usw.) ihr Leid und ihre 

Beschwerden mitzuteilen. Die Beratungs-

stellen des Vereins Opferhilfe Sachsen bieten 

grundsätzlich keine Psychotherapie an. Die 

Beraterinnen und Berater verfügen jedoch 

teilweise über therapeutische Ausbildungen 

oder Zusatzqualifikationen, insbesondere in 

der Trauma-Beratung und Trauma-Therapie. 

Dadurch kommen Elemente therapeutischen 

Grundwissens in der Beratung sehr wohl 

zum Tragen. Es hat sich auch bewährt, die in 

langjähriger Zusammenarbeit aufgebauten 

Kontakte zur Ärzteschaft, spezialisierten 

Psychotherapeutinnen und -therapeuten 

und Fachkliniken zu nutzen und Betroffene 

bei Bedarf und Wunsch schnell und unkom-

pliziert in eine Therapie zu vermitteln. Diese 

Kooperation wurde auch im Jahr 2021 kon-

tinuierlich genutzt. Außerdem ist der Opfer-

hilfe Sachsen e.V. Mitglied im Förderverein 

Traumanetz Seelische Gesundheit e.V. und 

unterstützt dessen Engagement zur Förde-

rung von niedrigschwelligen Angeboten für 

Traumapatientinnen und Traumapatienten.

Mit Interesse beobachten die Fachkräfte des 

Vereins deshalb die Initiativen der professi-

onellen Opferhilfe, die bereits mit eigenen 

Angeboten und Konzepten versuchen, die 

gravierende Versorgungslücke in der psy-

chotherapeutischen Versorgung von Trau-

mafolgestörungen bei Menschen, die Opfer 

einer Straftat geworden sind, schließen zu 

helfen. So gibt es seit September 2015 in 

Hessen Institutionen, die, in Anlehnung an 

die Trauma-Ambulanzen in anderen Bundes-

ländern, eine zeitnahe psychotherapeutische 

Erstversorgung für Opfer von Straftaten im 

Auftrag der zuständigen Versorgungsämter 

anbieten – das Trauma- und Opferzentrum 

Frankfurt ist Teil dieses Netzwerkes. Die 

Opferhilfe Potsdam betreibt seit 2012 eine 

4. 
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eigene Traumambulanz, deren erfolgreiches 

Wirken in einem Bericht über die Modellpro-

jektzeit 2015 evaluiert wurde. 

Dort kann über die psychotraumatologische 

Beratung hinaus bereits seit Jahren sofortige 

Psychotherapie angeboten werden, um 

eine Ausbildung bzw. Chronifizierung von 

Traumafolgestörungen bei traumatisierten 

Opfern von Gewalt- und Sexualstraftaten zu 

verhindern. Die Vorteile liegen auf der Hand. 

Möglichst früh, vor einer Ausbildung der 

psychischen Störung, kann aus der Beratung 

heraus direkt in Therapie vermittelt werden. 

Beratung und Therapie sind in einem 

interdisziplinären, hochprofessionellen Hel-

fernetz von der Krisenintervention bis zur 

Traumatherapie eingebunden. Somit stehen 

verschiedene Hilfeangebote und ein flexib-

les Methodenrepertoire ‚aus einer Hand‘ zur 

Verfügung. Alle betroffenen Lebensbereiche 

der Klientinnen und Klienten können damit 

konsequent in die Behandlung einbezogen 

werden. Zugleich wird auch die Nachsorge 

nachhaltiger und kontinuierlicher und somit 

werden die positiven Effekte der therapeuti-

schen Arbeit längerfristig aufrechterhalten.

4.2 Soziale Arbeit und Therapie mit 
Täterinnen und Täter

Oft wird angenommen, Opfer von Straftaten 

würden generell eine härtere Verurteilung 

und Bestrafung der Täterinnen und Täter for-

dern. In der Beratung erleben wir diese Mei-

nung eher selten. Häufig jedoch verlangen 

die Geschädigten, dass die Verurteilten sich 

das Leid bewusst machen sollen, welches 

sie anderen Menschen angetan haben, dass 

sie sich ändern sollen, soziale Trainingskurse 

absolvieren oder eine Therapie machen 

müssten. Es ist für eine Organisation wie den 

Opferhilfe Sachsen e.V. nicht möglich, mit 

Straffälligen direkt zu arbeiten und beispiels-

weise ein Antigewalttraining anzubieten. 

Wir unterstützen aber jede Initiative, die 

mit Täterinnen und Tätern in dieser Form 

arbeitet. Leider gibt es in Sachsen insbe-

sondere für erwachsene Straftäterinnen 

und -täter kein ausreichendes Angebot an 

solchen Kursen. In der Stadt Görlitz koope-

rieren wir seit Juni 2003 mit dem Verein für 

Straffälligenhilfe Görlitz e.V. in einem Projekt 

gegen häusliche Gewalt. Dabei bietet der 

Straffälligenhilfeverein soziale Trainingskurse 

für die Tätergruppe, der Verein Opferhilfe 

Sachsen e.V. gleichzeitig Beratungsangebote 

für deren Opfer an. Soweit erforderlich und 

gewünscht, können gemeinsame Gesprächs-

angebote für beide Gruppen durchgeführt 

werden. 

Den im Strafrecht vorgesehenen und bei 

freien Trägern der Jugendhilfe und dem Sozi-

alen Dienst der Justiz durchgeführten Täter-

Opfer-Ausgleich sehen wir als sinnvolle und 
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bislang zu wenig angewandte Möglichkeit 

der Konfliktschlichtung und der nachhaltigen 

Einwirkung auf Straftäterinnen und -täter. Die 

Möglichkeit des Täter-Opfer-Ausgleichs wird 

in der Beratung regelmäßig angesprochen 

und auf Wunsch der Betroffenen werden 

Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner 

in den Konfliktschlichtungsstellen vermittelt.
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Öffentlichkeitsarbeit und Lobbyarbeit für 

Opfer von Straftaten sind zweischneidige 

Angelegenheiten. Viel zu oft erfahren Opfer 

von Straftaten das Medieninteresse als eine 

zweite Traumatisierung. Einzelschicksale 

werden in die Öffentlichkeit gezerrt und die 

hilfesuchenden Opfer finden sich nicht selten 

in einer entwürdigenden und peinlichen 

Darstellung wieder. Leider viel zu oft werden 

in den Massenmedien unter dem Vorwand 

des Lobbyistentums Opfer von Straftaten 

voyeuristischen Interessen ausgeliefert und 

im gleichen Atemzug Polizei, Justizbehör-

den oder der Gesetzgeber pauschalisierend 

angegriffen.

Die professionelle Opferhilfe lehnt diese 

Form der Öffentlichkeitsarbeit ab. Wir enga-

gieren uns langfristig in Arbeitskreisen, fach-

spezifischen Gremien und bei Schulungen 

für verschiedene Berufsgruppen darum, das 

Fachwissen und das Verständnis zum Opfer-

schutz und der Opferhilfe kontinuierlich und 

nachhaltig zu verbessern.

In den folgenden regionalen und überregio-

nalen Gremien vertraten die Fachkräfte und 

Vorstandsmitglieder des Opferhilfe Sachsen 

e.V. im Berichtszeitjahr den Verein. Viele Tref-

fen fanden auf Grund der Corona-Pandemie 

nicht statt oder wurden Online durchgeführt.

Für den gesamten Verein

–– Mitglied im Arbeitskreis der Opferhilfen 

in Deutschland (ado) e.V. (Sprecher des 

Dachverbandes, Mitglied im Geschäfts-

führenden Ausschuss)

–– Mitglied im Plenum des Landespräventi-

onsrates im Freistaat Sachsen

–– Mitglied im Lenkungsausschuss zur 

Bekämpfung häuslicher Gewalt im 

Freistaat Sachsen und Mitarbeit in der 

AG Justiz

–– Mitglied im Traumanetz „Seelische 

Gesundheit“ e.V. Sachsen

–– Mitglied im Landesarbeitskreis 

„Sexualisierte Gewalt – Prävention und 

Intervention in Sachsen“

–– Mitglied im Sächsischen Präventions-

netzwerk Mobbing

Landgerichtsbezirk Chemnitz (Bera-
tungsstelle Chemnitz)

–– Arbeitskreis „Häusliche Gewalt und 

Stalking“ im Erzgebirgskreis

–– Interdisziplinäre Facharbeitsgruppe 

Gewalt und Facharbeitsgruppen 

„Polizeiliches Handeln“ und „Prävention 

Beziehungsgewalt“ in Chemnitz

–– Interventionsstammtisch Mittelsachsen

–– Arbeitskreis „Häusliche Gewalt und 

Stalking“ in Chemnitz

–– Arbeitsgruppe „Vertrauliche Spurensi-

cherung“ in Chemnitz

5. 
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–– Netzwerkforum „Kinder im Blick“ 

Mittelsachsen

–– Traumanetz Stammtisch in Chemnitz/

Westsachsen

Landgerichtsbezirk Dresden (Bera-
tungsstellen Dresden, Pirna)

–– Arbeitskreis der Stadt Dresden gegen 

sexualisierte Gewalt an Kindern und 

Jugendlichen

–– Arbeitskreis der Stadt Dresden gegen 

Gewalt an Mädchen und Frauen

–– Bündnis gegen häusliche Gewalt in 

Dresden

–– Netzwerk Soziale Dienste in Pirna

–– Netzwerk Häusliche Gewalt Landkreis 

Sächsische Schweiz-Osterzgebirge

–– Netzwerktreffen mit Interventions- und 

Koordinierungsstelle zur Bekämpfung 

Häuslicher Gewalt des Landkreises 

Sächsische Schweiz-Osterzgebirge 

–– Vernetzungstreffen mit der Dresdner 

Interventions- und Koordinierungsstelle 

zur Bekämpfung Häuslicher Gewalt 

(D.I.K.)

–– Arbeitskreis Psychosoziale Notversor-

gung Dresden

–– Arbeitsgruppe „Präventive Angebote 

gegen sexuelle Gewalt im Landkreis 

Sächsische Schweiz - Osterzgebirge“

Landgerichtsbezirk Görlitz (Beratungs-
stellen Bautzen, Görlitz)

–– Arbeitsgemeinschaft gegen sexualisierte 

Gewalt im Landkreis Bautzen 

–– Arbeitskreis Mädchenarbeit im Landkreis 

Bautzen

–– Arbeitskreis Jungen im Landkreis 

Bautzen

–– Arbeitsgruppe Öffentlichkeitsarbeit im 

Arbeitskreis gegen sexuelle Gewalt

–– Vernetzungstreffen mit der EUTB (Ergän-

zende Unabhängige Teilhabeberatung)

–– Netzwerk Kinderschutz und frühe Hilfe 

im Landkreis Görlitz

–– Arbeitskreis Opferschutz Görlitz

–– Arbeitsgruppe Häusliche Gewalt und 

Beziehungsgewalt in Görlitz

–– Digitales Gesundheitsnetzwerk Görlitz

–– Arbeitsgruppe Jungenarbeit in Görlitz

–– Arbeitsgruppe gegen Gewalt an Frauen 

und Mädchen in Zittau

–– Arbeitsgruppe Jugendgerichtshilfe im 

Landkreis Görlitz

–– Traumanetzwerk des Landkreises Görlitz

Landgerichtsbezirk Leipzig (Beratungs-
stellen Leipzig, Nordsachsen)

–– Koordinierungskreis gegen sexualisierte 

Gewalt in Leipzig (KOK)

–– Netzwerk gegen häusliche Gewalt und 

Stalking Landkreis Leipzig

–– Koordinierungsgremium (KOG) gegen 
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häusliche Gewalt und Stalking der 

Stadt Leipzig und Unterarbeitsgruppe 

(UAG) Stalking und Migranten und 

Migrantinnen

–– Netzwerk Kinderschutz des Landkreises 

Leipzig

–– Arbeitskreis Gewalt gegen Jungen und 

Männer (elure)

–– Sprach- und Integrationsvermittler 

Leipzig (SprInt)

–– Netzwerk gegen Häusliche Gewalt im 

Landkreis Nordsachsen

Landgerichtsbezirk Zwickau (Bera-
tungsstellen Plauen, Zwickau)

–– Steuerungsgruppe „Netzwerk für Kin-

derschutz/ Frühe Hilfen“ Vogtlandkreis

–– Netzwerk Kindeswohl Landkreis Zwickau

–– Arbeitskreis Opferschutz im Landge-

richtsbezirk Zwickau

–– Arbeitskreis Sexualpädagogik im Land-

kreis Zwickau

–– Arbeitskreis „Rituelle Gewalt“ im 

Vogtlandkreis

Auf Grund der einschränkenden Maßnah-

men zur Bekämpfung der Corona-Pandemie 

und zunehmenden Ausfalls eigener Fach-

kräfte mussten die Schulungsaktivitäten des 

Vereins reduziert werden. So konnten ledig-

lich folgende Schulungen, Fachvorträge und 

Fortbildungen durch die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter des Vereins im Jahr 2021 

durchgeführt werden:

–– Fortbildungsreihe „Der ASD als neue 

Berufsperspektive“, Modul: „Sexualisierte 

Gewalt – der Blick auf die betroffenen 

Kinder und Jugendlichen“, Onlinever-

anstaltung mit 13 ASD-Fachkräften aus 

ganz Sachsen (Januar 2021)

–– Durchführung von 2 Modulen (Häusliche 

Gewalt; Arbeit mit traumatisierten 

Eltern) innerhalb des Qualifizierungs-

kurses zur Familienhebamme und 

Familien-Gesundheits- und Kinder-

krankenpflegerin in Kooperation mit 

dem Felsenweginstitut Dresden mit 9 

teilnehmenden Familienhebammen aus 

Sachsen (Juli 2021)

–– Durchführung des Workshops „Moby 

Dick“ mit 28 Schülerinnen, Schülern und 

pädagogischen Fachkräften der Dr.-

Salvador-Allende-Grundschule Chemnitz 

(September 2021)

–– Durchführung des Workshops „Moby 

Dick“ mit 29 Schülerinnen, Schülern 

und pädagogischen Fachkräften an der 

Grundschule Borna (September 2021)

–– Führungskräfteschulung für 30 Personen 

am Fortbildungszentrum Bautzen der 

Hochschule der Sächsischen Polizei in 

Bautzen (September 2021)

–– Fortbildung „Sexualisiert grenzverlet-

zendes Verhalten erkennen, adäquat 
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reagieren und helfen“ für 26 Personen 

des Pflegekinderdienstes Kamenz (Sep-

tember 2021)

–– Fortbildung „Traumasensibler Umgang 

mit Opferzeugen bei polizeilichen 

Vernehmungen“ mit 30 Führungskräften 

der Polizei Görlitz (September 2021)

–– Fortbildung „Traumasensibler Umgang 

mit Opferzeugen bei polizeilichen 

Vernehmungen“ mit 15 Beamtinnen und 

Beamten des Regionalkommissariats 

Seifhennersdorf (September 2021)

–– Durchführung des Projekts „Planspiel 

Gerichtsverhandlung“ mit 29 Schülerin-

nen, Schülern und Schulsozialarbeite-

rinnen an der Oberschule Schlossberg 

Döbeln (September 2021)

–– Durchführung des Projekts „Planspiel 

Gerichtsverhandlung“ mit 26 Schülerin-

nen, Schülern und Schulsozialarbeiterin 

an der Oberschule Freiberg (Oktober 

2021)

–– Fortbildungen zum Thema „Opferhilfe 

und Trauma“ für 30 Beschäftigte im Bun-

desfreiwilligendienst in Zittau (Oktober 

2021)

–– Fortbildung „Traumasensibler Umgang 

mit Opferzeugen bei polizeilichen 

Vernehmungen“ mit 30 Führungskräften 

der Polizei Görlitz (November 2021)

–– Fortbildung ASD Sächsische Schweiz-

Osterzgebirge: Sexualisierte Gewalt 

gegen Kinder und Jugendliche 

– Dynamik in missbrauchenden 

Systemen und Umgang im ASD, 

Onlineveranstaltung am 24.11.2021 mit 

20 ASD -Fachkräften des ASD Sächsische 

Schweiz-Osterzgebirge (November 2021)

–– Schulung für Pflegeeltern zum Thema: 

„Sexueller Missbrauch und Trauma sen-

sible Alltagsgestaltung“ im Lebenshaus 

Lichtenstein e.V. (November 2021)

–– Vortrag „‘Was brauchen Opfer von Terror 

und Gewalt?‘ – Perspektiven des Opfer-

hilfe Sachsen e.V.“ zur Fachveranstaltung 

„Gemeinsam für Opfer von Terrorismus 

und Extremismus“ der Opferbeauftrag-

ten der Sächsischen Staatsregierung in 

Dresden (November 2021)

–– Fortbildung „Traumasensibler Umgang 

mit Opferzeugen bei polizeilichen Ver-

nehmungen“ für 30 Studentinnen und 

Studenten der Hochschule Zittau/Görlitz 

(Dezember 2021)

5.1 Landesarbeitsgemeinschaft 
Sexualisierte Gewalt – Prävention und 
Intervention in Sachsen

Die Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) grün-

dete sich 2012/2013 als freier Zusammen-

schluss von Fachkräften, die präventiv und/

oder interventiv im Bereich sexualisierter 

Gewalt in Sachsen tätig sind. Alle Mitglieder 

arbeiten parteilich für Betroffene sexuali-

sierter Gewalt. Damit kooperieren seit 2020 
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folgende Vereine, Einrichtungen und Initiati-

ven in der LAG:

–– Bellis e.V.

–– Frauen für Frauen e. V. Leipzig

–– Landeskriminalamt Sachsen, Zentralstel-

le für polizeiliche Prävention

–– Opferhilfe Sachsen e.V.

–– Trude e.V., Verein gegen sexualisierte 

Gewalt und für sexuelle Selbstbestim-

mung. Prävention und Fachberatung im 

Landkreis Görlitz

–– Shukura -Fachstelle zur Prävention 

sexualisierter Gewalt gegen Kinder und 

Jugendliche, AWO Kinder- und Jugend-

hilfe gGmbH

–– *sowieso* Kultur-Beratung-Bildung, 

Frauen für Frauen e. V.

–– Wildwasser Chemnitz, Erzgebirge und 

Umland e.V.

Die Vertreterinnen und Vertreter der ein-

zelnen Vereine und Institutionen sind gut 

miteinander vernetzt und arbeiten kollegial 

miteinander. Der fachliche Austausch findet 

auf einem hohen professionellen Niveau 

statt und ist sehr wertschätzend. Die LAG hat 

sich als Leitbild die flächendeckende Bera-

tung und Unterstützung von Betroffenen 

sexualisierter Gewalt, die sachliche Informati-

on über das Phänomen, sowie die Schaffung 

von Angeboten wirksamer Präventionsmaß-

nahmen gesetzt.

Die LAG bemüht sich kontinuierlich um die 

Umsetzung dieses Leitbildes. Im Berichts-

zeitjahr fanden 6 Arbeitstreffen statt. Diese 

wurden auf Grund der Corona-Pandemie vor 

allem virtuell aber auch in Präsenz durch-

geführt. Um konzentriert an verschiedenen 

Themenschwerpunkten arbeiten zu können, 

wurden verschiedene Unterarbeitsgruppen 

gebildet.

In den vergangenen Jahren wurde immer 

deutlicher, dass die Umsetzung der Ziele und 

des Leitbildes mit einem sehr hohen Arbeits-

aufwand verbunden ist, welcher neben den 

originären Aufgaben der einzelnen Mitglie-

der kaum zu bewältigen ist. Weiterhin wurde 

den Mitgliedern der LAG immer bewusster, 

dass es eine noch stärkere Sichtbarwer-

dung der LAG braucht, um verschiedene 

Anliegen besser in öffentlichen Debatten zu 

kommunizieren.

Aus dieser Situation heraus entwickelte sich 

der Gedanke, aus der LAG einen Verein zu 

gründen, der über eine finanzielle Förderung 

hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter zur Koordination sowie Aufgabenüber-

nahme beschäftigen kann. Aus dieser ersten 

Idee formten sich im vergangenen Jahr 

konkrete Schritte, so dass am Ende 2021 ein 

Konzeptentwurf zur Gründung eines Vereins 

stand. Damit einher ging die Entscheidung, 

die anstehende Organisationsentwicklung 
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durch eine externe Moderation begleiten zu 

lassen. Anfang Juli 2022 wurde  die Vereins-

gründung vollzogen.

Inhaltlich beschäftigte sich die LAG im Jahr 

2021 hauptsächlich mit

–– einer möglichen Implementierung des 

Simultanen Mehrperspektiven Ansatzes 

als Methode der Verdachtsabklärung in 

den jeweiligen Allgemeinen Sozialdiens-

ten (ASD) der Jugendämter,

–– der Einladung von Gästen wie Frau 

Mandy Uhlig (Referentin zur Umsetzung 

der Istanbul Konvention), Kolleginnen 

vom Institut für regionale Innovation 

und Sozialforschung e.V. (IRIS e.V.), Jan 

Schweinsberg, Blaufeuer e.V. dienten u.a. 

der Vernetzung und dem Kennenlernen 

sowie dem fachlichen Austausch mit 

bundes- sowie sachsenweiten Vereinen 

und Institutionen wie der BKSF – 

Bundeskoordinierung Spezialisierter 

Fachberatung gegen sexualisierte 

Gewalt in Kindheit und Jugend, der 

Waldschlösschen-Klinik Dresden, dem 

Childhood-Haus Leipzig und dem Deut-

schen Kinderschutzbund

–– der Unterstützung der Mitarbeiterinnen 

von Bellis e.V. hinsichtlich der Bestands-

ermittlung und der Bedarfsanalyse im 

Rahmen des Modellprojekts zum Aufbau 

eines Beratungsnetzes

–– konkreten Fallberatungen sowie mit 

allgemeinen beratungsspezifischen 

Themen wie beispielsweise Erfahrungen 

mit Entscheidungen vor Familienge-

richten, intransparentem Arbeiten 

von Jugendamtsmitarbeiterinnen und 

-mitarbeitern, Beratungsarbeit mit 

geflüchteten Frauen und Mädchen und 

Missbrauchsfälle im kirchlichen Kontext

Der Bellis e.V. in Leipzig wurde 2019 neu 

gegründet und startete im selben Jahr das 

dreijährige Modellprojekt „Medizinische 

Soforthilfe nach Vergewaltigung und häusli-

cher Gewalt“ im Bereich der Polizeidirektion 

Leipzig. Mit diesem Modellprojekt wird 

erwachsenen Betroffenen sexualisierter und 

häuslicher Gewalt der Zugang zum medi-

zinischen Hilfesystem und zur verfahrens-

unabhängigen Spurensicherung geebnet. 

Daran anschließend sollen die Betroffenen in 

das psychosoziale Hilfesystem übergeleitet 

werden. Damit diese Überleitung gelingt, 

braucht es ein adäquates Unterstützungs-

netz bei Vergewaltigung und sexualisierter 

Gewalt in Sachsen. Im Juli 2021 wurde 

Bellis in Ergänzung zum Modellprojekt mit 

der Entwicklung und Umsetzung einer 

gesamtsächsischen Strategie zum Aufbau 

eines Unterstützungsnetzes für Betroffene 

beauftragt. Grundlage bildet eine sach-

senweite Übersicht der Einrichtungen und 

Angebote, die zum Thema Vergewaltigung 
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und sexualisierte Gewalt arbeiten. Parallel 

dazu wird auf Basis verschiedener Berichte 

und Analysen ein Bedarfskonzept erstellt, 

das den Maßstab eines optimalen Unterstüt-

zungsnetzes abbilden soll.

Für das Modellprojekt wurden sechs Regio-

nen ausgewählt, die Landkreise Leipzig, Mit-

telsachsen, Nordsachsen, Görlitz, Erzgebirge 

und Sächsische Schweiz. Bei der Ermittlung 

der Bedarfe für die jeweilige Projektregion 

arbeiten Bellis e.V. mit Regionalreferentinnen 

und -referenten vor Ort zusammen, die den 

Verein in der Umsetzung erarbeiteter Stra-

tegien unterstützen und begleiten. Für die 

Region Nordsachsen wirkt ein Vereinsmit-

glied des Opferhilfe Sachsen e.V. als erfahre-

ner Referent an diesen Aufgaben mit.

Frühzeitig hat der Opferhilfe Sachsen e.V. im 

Zusammenhang mit dem Thema Förderung 

und Ausbau von Fachberatungsstellen bei 

sexualisierter Gewalt auf bestehende und 

tragfähige Strukturen innerhalb des Vereins 

aufmerksam gemacht. Die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter des Vereins beraten und 

begleiten seit 25 Jahren Betroffene und 

Angehörige sowie Zeuginnen und Zeugen 

von Straftaten, mit einem hohen professi-

onellen Anspruch und in der kooperativen 

Vernetzung mit Justiz, Polizei, medizinischen, 

psychosozialen und therapeutischen Insti-

tutionen. Dabei liegen die Straftaten, von 

denen die Rat- und Hilfesuchenden, die den 

Verein kontaktieren, betroffen sind, konstant 

bei 45-50% im Bereich sexualisierter Gewalt. 

Ebenso ist der überwiegende Anteil der 

Betroffenen, die die Angebote des Vereins 

in Anspruch nehmen, dem Erwachsenen-

bereich zuzuordnen. Die für die Beratungen 

notwendigen spezifischen fachlichen Qua-

lifikationen und Zertifikate erwerben die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kontinu-

ierlich auf Fort- und Weiterbildungen sowie 

Fachtagen. Alle im Verein beschäftigten 

Kolleginnen und Kollegen können Zusatz-

qualifikationen und Weiterbildungen im 

Zusammenhang mit Opfer- und Traumabera-

tung aufweisen.

Es ist davon auszugehen, dass es eine 

erheblich hohe Dunkelziffer von Betroffenen 

sexualisierter Gewalt gibt, welche die beste-

henden Beratungsangebote aus verschie-

denen Gründen nicht nutzen. Der Bedarf 

an fachkundiger Beratung, insbesondere 

abseits der Großstädte, nimmt stetig zu. Eine 

Erweiterung und Ausbau bestehender Struk-

turen sind daher sinnvoll und notwendig. 

Durch die hohe fachliche Expertise werden 

die Fachkräfte des Opferhilfe Sachsen e.V. 

von Behörden, Institutionen und Vereinen 

zum Thema „Sexualisierte Gewalt“ für 

Fachberatungen, Weiterbildungen, Präven-

tionsprojekte und -angebote angefragt. 
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Außerdem dienen die Beratungsstellen des 

Vereins für Verbände und Einrichtungen im 

Rahmen ihrer Leitlinien und Schutzkonzepte 

als Anlaufstellen für Betroffene von sexua-

lisierter Gewalt. Ein Alleinstellungsmerkmal 

des Opferhilfe Sachsen e.V. ist das flächende-

ckende, sachsenweite Angebot der Psycho-

sozialen Prozessbegleitung bzw. der profes-

sionellen Zeugenbegleitung für Betroffene 

sexualisierter Gewalt im Strafverfahren und 

die damit einhergehende Vernetzung mit 

Justiz und Polizei.

Um eine Parallelstruktur und damit zusätzli-

che administrative Hürden und hohe Kosten 

zu vermeiden, sind die bestehenden Unter-

stützungsangebote des Vereins bei den 

Zielgruppen stärker bekannt zu machen und 

gleichzeitig die Angebote im Netzwerk so 

zu gestalten, dass die Betroffenen über nie-

derschwellige Zugänge diese mehr nutzen 

können. Dafür bedarf es einer noch koope-

rativeren Zusammenarbeit mit den Partnern 

aus den Bereichen Polizei, Justiz und Psycho-

therapie sowie psychosozialer Beratung usw. 

Die bestehenden Fachberatungsstellen 

des Opferhilfe Sachsen e.V. bilden eine 

solide Ausgangsbasis, um auch weiterhin 

Hilfestrukturen für die Fachberatung von 

Betroffenen sexualisierter Gewalt anbieten 

zu können. 

Besonders in den ländlichen Gebieten Sach-

sens (evaluierte Modellregionen Görlitz, 

Nordsachsen, Mittelsachsen, Erzgebirge, 

Landkreis Sächsische Schweiz/Osterzgebir-

ge) könnten durch eine erhöhte personelle 

und sachliche Ausstattung die bereits beste-

henden Hilfe- und Vernetzungsstrukturen 

der Beratungsstellen des Vereins für die 

Fachberatung von Betroffenen sexualisierter 

Gewalt, sowie für die notwendige Präven-

tionsarbeit zu diesem Thema verstärkt 

genutzt und ausgebaut werden.

5.2 „Gegen sexualisierte Gewalt im 
Sport“ – Kooperationsprojekt mit der 
RasenBallsport Leipzig GmbH 

Sexualisierte Gewalttaten und sexualisierte 

Grenzverletzungen aus dem Dunkeln zu 

holen, um Täter- und Täterinnenstrategien 

zu durchbrechen, präventiv zu wirken und 

Übergriffe zu verhindern, ist ein Bestreben 

des Opferhilfe Sachsen e.V. Nicht nur die 

Beratung und Begleitung der Betroffenen, 

sondern auch die Entwicklung eines präven-

tiven Angebotes umfasst die Professionalität 

des Vereins. Spätestens seit dem Aufkommen 

der „Me too“-Debatte zeigt sich die Dring-

lichkeit, das Thema der sexualisierten Gewalt 

ernst zu nehmen und aufzugreifen – vor 

allem, um sexualisierte Grenzverletzungen 

zu erkennen und zu verhindern. Aus diesem 

Grund freuen wir uns seit 2021 aktiv an dem 
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Kooperationsprojekt „Gegen sexualisierte 

Gewalt im Sport“ mit der RasenBallsport 

Leipzig GmbH zusammen zu arbeiten. 

Sexualisierte Gewalt als gesamtgesellschaftli-

ches Problem zu betrachten, beinhaltet, dass 

auch im Bereich des (Profi)Sports das Thema 

besteht und sich damit befasst werden muss. 

Ziel des Projektes ist die fachliche Beratung, 

Intervention und Begleitung des präventiven 

Schutzkonzepts „Gegen sexualisierte Gewalt 

im Sport“. Beinhaltet sind Weiterbildungsan-

gebote im Bereich „Prävention sexualisierte 

Gewalt“ und „Professionelle Opferhilfe und 

-beratung bei sexualisierter Gewalt“ an die 

Beschäftigten, Dienstleistenden und das 

Servicepersonal.

In Zusammenarbeit und Abstimmung mit 

RB Leipzig wurden in der ersten Phase des 

Projektes Schulungen für die jeweiligen 

Zielgruppen konzipiert, welche im weiteren 

Verlauf seit September 2021 regelmäßig 

durchgeführt werden. Ein erster Bestandteil 

ist dabei, die Kolleginnen und Kollegen der 

RasenBallsport Leipzig GmbH in den Berei-

chen sexualisierter Gewalt mit Schwerpunkt 

sexuellen Missbrauchs an Kindern, Jugendli-

chen und Schutzbefohlenen weiterzubilden. 

Der Fokus liegt dabei auf der Vermittlung der 

Fähigkeit, Täter- und Täterinnenstrategien 

erkennen und bei Vorkommnissen hand-

lungsfähig werden zu können.

Der zweite Bestandteil des Projektes richtet 

sich auf die Schulung des Service- sowie 

Sicherheitspersonals, welches an den 

Spieltagen anwesend ist. Ziel ist es, einen 

gemeinsamen Umgang mit sexualisierter 

Gewalt zu finden, die Handlungsfähigkeit 

bei Vorkommnissen zu stärken und eine Null-

Toleranz-Politik bei sexualisierter Gewalt im 

Stadion zu etablieren. 

Die Schulungen fanden regelmäßig statt 

und werden auch über das Jahr 2021 hinaus 

durchgeführt. Es herrscht nicht nur eine gute 

Annahme der vermittelten Inhalte bei den 

Schulungsteilnehmenden, sondern ebenfalls 

eine gute Zusammenarbeit mit RB Leipzig. 

Die Schulungsinhalte und Schulungser-

gebnisse werden regelmäßig im engen 

Austausch besprochen, aktualisiert und 

weiterentwickelt.  

Im Team der Beratungsstelle Leipzig wurden 

mehrere Supervisionen durchgeführt, um 

den zeitlichen Aufwand des Kooperations-

projektes und den weiterlaufenden Bera-

tungs- und Begleitungsalltag zu gestalten. 

Die Finanzierung des Projektes durch die 

RasenBallsport Leipzig GmbH ermöglichte 

die Bezuschussung einer zusätzlichen Stelle, 

welche die uneingeschränkte Weiterführung 

des Arbeitsalltags sicherstellt. 
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Erfreulich ist, dass die geplante Laufzeit des 

Kooperationsprojektes nach Gesprächen 

beider Parteien verlängert wird und Inhalte 

erweitert werden. Die Verantwortlichen 

beider Parteien blicken zuversichtlich auf 

die weitere Entwicklung des Projektes und 

freuen sich, dass RB Leipzig die Notwendig-

keit sieht, sich einem so großen Thema zu 

widmen und präventiv sowie situativ hand-

lungsfähiger wird. 

5.3 Arbeitskreis Opferschutz im 
Landgerichtsbezirk Zwickau

Der Arbeitskreis „Opferschutz“ im Landge-

richtsbezirk Zwickau wurde auf Initiative der 

Interventions- und Koordinierungsstelle zur 

Bekämpfung häuslicher Gewalt und Stalking 

des Wildwasser Zwickauer Land e.V. und der 

Beratungsstelle des Opferhilfe Sachsen e.V. in 

Zwickau am 30. Oktober 2015 gegründet. Die 

Entwicklung, Organisation und Durchfüh-

rung des Arbeitskreises liegt weitestgehend 

beim Opferhilfe Sachsen e.V., der von der 

Interventions- und Koordinierungsstelle 

Unterstützung erhält.

Der Arbeitskreis dient der Vernetzung 

der verschiedenen Professionen und 

der Förderung der interdisziplinären 

Zusammenarbeit. Es sollen Einblicke in 

die verschiedenen Arbeitsfelder mit ihren 

unterschiedlichen Aufgabenstellungen und 

Rahmenbedingungen gegeben werden und 

ein Austausch erfolgen. Weiterhin erfolgt die 

Informationsvermittlung durch Fachkräfte 

aus den einzelnen Bereichen. Mit dem zusäz-

lichen Wissen über die anderen Professionen 

wird das Verständnis untereinander und der 

gegenseitige Respekt für die verschiedenen 

Arbeitskontexte aufgebaut und weiterentwi-

ckelt. Das ist eine wichtige Grundlage für die 

interdisziplinäre Zusammenarbeit und somit 

Grundvoraussetzung für einen effektiven 

Opferschutz. 

Das Ziel des Arbeitskreises besteht darin, 

Opferschutz im Landgerichtsbezirk Zwickau 

so zu gestalten, dass unter Berücksichtigung 

der Grundsätze und Erfordernisse eines 

Strafverfahrens, die Bedürfnisse der Geschä-

digten angemessen Berücksichtigung 

finden. Die zersplitterten, unübersichtlichen 

Ansprüche auf Schutz und Hilfe für Betrof-

fene von Straftaten werden durch regionale 

Zusammenarbeit besser nutzbar gemacht. 

Der Arbeitskreis beschäftigt sich unter 

anderem mit Themen aus den Bereichen 

staatliche soziale Entschädigung, Zivilrecht, 

Polizeirecht, Strafprozessrecht, Täter-Opfer-

Ausgleich, Therapie, Beratung und Begut-

achtung. Folgende Themen wurden in den 

letzten Jahren besonders erörtert:

–– Umgang mit Verletzten und Zeuginnen 

und Zeugen mit Blick darauf, was die 
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Betroffenen unterstützt und wie sich 

das zu Glaubhaftigkeit und Erhalt der 

Aussagefähigkeit verhält

–– Vorstellung der Arbeitsfelder

–– Psychosoziale Prozessbegleitung

•	 Jugendamt, Ergänzungspflegschaft 

und Vormundschaft

•	 Kinder in Opferzeugenschaft im 

Strafverfahren – Möglichkeiten und 

Grenzen des Jugendamtes – Bereich 

Ergänzungspflege und Frage der 

Ausübung des Zeugnisverweige-

rungsrechts durch Ergänzungspfle-

ger und Ergänzungspflegerinnen

•	 Glaubhaftigkeitsgutachten

•	 Sozialer Dienst der Justiz/

Täter-Opfer-Ausgleich

•	 Männer- und Frauenschutzeinrich-

tungen im Landgericht Zwickau

•	 Polizeiliche Arbeit im Kontext 

Opferschutz

•	 Staatsanwaltliche Arbeit im 

Kontext Opferschutz und 

Gewaltschutzverfahren

•	 Kinder im Strafverfahren; Risiken 

erneuter Viktimisierung und Retrau-

matisierung; Erfahrungsberichte aus 

der therapeutischen Praxis“

–– Interdisziplinäre Zusammenarbeit: Wie 

kann die Zusammenarbeit zwischen 

Jugendamt, Beratungsstellen und Polizei 

gestärkt werden?

–– Informationsvermittlung

•	 Die Reform des Opferentschädi-

gungsgesetzes (OEG)

•	 Rechtliche Neuerungen

–– Veränderungen im Netzwerk

Im Arbeitskreis arbeiten ca. 30 Kolleginnen 

und Kollegen aus den Bereichen Justiz, 

Anwaltschaft, Polizei, Jugendamt, Täter- und 

Opferberatungsstellen mit. Jährlich werden 

zwei Treffen abgehalten. Nachdem 2020 auf 

Grund der Corona-Pandemie keine Zusam-

menkünfte stattfinden konnten, traf sich 

der Arbeitskreis 2021 wieder turnusmäßig 

im April und Oktober. Derzeit rekrutieren 

sich die Mitwirkenden aus den folgenden 

Trägern, Einrichtungen und Berufsgruppen:

–– Beratungsstellen Zwickau und Zwickau 

Land (Handschlag Täterorientierte 

Beratung)

–– RAA Sachsen e.V.

–– Frauenschutz

–– Interventions- und Koordinierungsstelle 

des Wildwasser Zwickauer Land e.V.

–– Frauenschutzwohnung

–– Mütterzentrum

–– Opferhilfe Sachsen e.V., Beratungsstelle 

Zwickau

–– Opferschutzbeauftragte Polizei

–– Kriminalpolizei aller Dienstgrade

–– Richterinnen und Richter

–– Zeugenbeauftragte Amtsgericht und 

Landgericht Zwickau

–– Sozialer Dienst der Justiz
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–– Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte

–– DRK Kreisverband Auerbach e.V.

–– Karo e.V.

–– Männerschutzwohnung Weissenberg 

e.V.

–– Weißer Ring e.V. Außenstellen Vogtland-

Ost, Vogtland-West/Plauen (Stadt), 

Landkreis Zwickau

–– Vertreterinnen und Vertreter der Staats-

anwaltschaft Zwickau und Plauen

–– Leitung Jugendamt

–– Koordinierungsstelle Netzwerk 

Kindeswohl

–– Allgemeiner Sozialer Dienst

–– Netzwerk Kinderschutz und Frühe Hilfen

–– Vormundschaft

–– Gleichstellungsbeauftragte.

5.4 Rahmenkonzeption zum Manage-
ment von Hochrisikofällen häuslicher 
Gewalt und Stalking im Freistaat 
Sachsen

Auf Grund der 2011 im Europarat völker-

rechtlich vereinbarten Übereinkommen trat 

die Instanbul-Konvention zur Verhütung und 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 

häuslicher Gewalt am 1. August 2014 in Kraft 

und wurde 2017 durch Deutschland ratifi-

ziert. Artikel 51 der Konvention beinhaltet 

die konkrete Aufforderung, die erforderli-

chen gesetzgeberischen und weiteren Maß-

nahmen zu treffen, um zu gewährleisten, die 

Gefahren für Leib und Leben unter Kontrolle 

zu bringen und koordiniert für Sicherheit 

und Unterstützung zu sorgen. Da im Freistaat 

Sachsen Opferhilfe und Opferschutz seit 

Jahrzehnten ernst genommen wird, erfolgte 

in den entsprechenden ministerialen Stellen 

die Arbeit an einer Konzeption, um profes-

sions- und institutionenübergreifend Hoch-

risikofälle häuslicher Gewalt und Stalking zu 

erkennen und mit geeigneten Maßnahmen 

zu bearbeiten.

Die Rahmenkonzeption wurde im Septem-

ber 2020 fertiggestellt und anschließend den 

Polizeidirektionen, dem Lenkungsausschuss 

zur Bekämpfung Häuslicher Gewalt (LA 

HGW) und den entsprechenden Ministeri-

en zur Verfügung gestellt. Die praktische 

Umsetzung erfolgte dann ab Januar 2021. 

Der Opferhilfe Sachsen e.V. ist bei der prak-

tischen Umsetzung und Evaluierung als Mit-

glied im Lenkungsausschuss kontinuierlich 

beteiligt. Aus Sicht der Fachkräfte des Vereins 

ist die Rahmenkonzeption ein sehr gutes 

Instrument für die gemeinsame Arbeit bei 

Bedarfsfällen.

So haben 2021 alle Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter der Beratungsstellen des Vereins die 

Rahmenkonzeption erhalten und sich damit 

bei internen Fachaustauschen und Treffen 

fachlich intensiv auseinandergesetzt. Fach-

kräfte einzelner Beratungsstellen in Bautzen, 
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Dresden und Zwickau wurden bereits in Fall-

konferenzen involviert. Sowohl über deren 

Ablauf als auch über die Ergebnisse wurde 

nur positiv berichtet. Darüber hinaus wurden 

in Zwickau und Dresden thematische Treffen 

mit der jeweiligen Opferschutzbeauftragten 

der Polizei durchgeführt. 

Nach Einschätzung der betreffenden Kolle-

ginnen wird es jedoch noch eine Zeit dauern, 

bis genügend Erfahrungen im Ablauf und 

der Umsetzung der Konzeption gesammelt 

werden können. Diesem Prozess sollte 

jedoch Zeit gegeben werden. Die jeweiligen 

Einrichtungen bzw. möglichen Beteiligten 

einer Fallkonferenz haben durch ihre unter-

schiedlichen Ausrichtungen mehr oder weni-

ger mit Hochrisikofällen zu tun. Die Inter-

ventions- und Koordinierungsstellen gegen 

Häusliche Gewalt und Stalking werden 

hier sicher am ehesten Routine gewinnen 

können, als Einrichtungen, die nur marginal 

in dem Arbeitsfeld Häusliche Gewalt und 

Stalking tätig sind. Obwohl der Opferhilfe 

Sachsen e.V. – gemessen an anderen Strafta-

ten und je nach Standort der Beratungsstelle 

– in diesem Bereich von Gewaltstraftaten 

eher seltener arbeitet, wird gegenwärtig 

an einem für den Verein geeigneten Scree-

ninginstrument für die Risikoeinschätzung 

gearbeitet. 
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Geraten Opfer von Straftaten durch eine 

Straftat in eine finanzielle Notsituation, die 

durch andere Möglichkeiten nicht unmit-

telbar behoben werden kann, stehen auf 

Antrag Mittel aus dem Opferfonds des 

Opferhilfe Sachsen e.V. zur Verfügung. 

Grundlage für die Vergabe sind die internen 

Zuwendungsrichtlinien des Vereins und 

einzelne Beschlüsse durch den Vorstand. Die 

Finanzierung des Opferfonds wird, vom jähr-

lichen Haushalt getrennt, ausschließlich aus 

Spenden und erwirtschafteten Überschüs-

sen (z.B. Honorareinnahmen) gewährleistet. 

Es fließen keine staatlichen Zuwendungen 

direkt an die Betroffenen. 

Im Haushaltsjahr 2021 konnten aus Spenden 

und zusätzlichen Honorareinnahmen über 

3.000,00  € für Betroffene direkt zur Verfü-

gung gestellt werden. Außerdem akquirier-

ten unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

einen Gesamtbetrag in Höhe von 15.564,00 € 

bei verschiedenen Stiftungen und Geld-

gebern, die direkt und in voller Höhe den 

Betroffenen zugutekamen. Dafür recht herz-

lichen Dank! 

Im letzten Jahr trafen sich Mitarbeiterinnen 

und Geschäftsführung mit einer Vertrete-

rin der Stiftung Sächsische Behinderten-

Selbsthilfe Otto Perl. Diese Institution vergibt 

– wenn andere Hilfsmöglichkeiten nicht 

ausreichen – auf Antrag Leistungen an 

schwerbehinderte Menschen, um persönli-

che Notlagen abzuwenden. Nach der Bera-

tung und Unterstützung bei der Antragsstel-

lung konnten die Fachkräfte des Vereins für 

einzelne Hilfesuchende bereits finanzielle 

Mittel erfolgreich erlangen. Im Treffen ging 

es darum, die zukünftige Kooperation zu 

besprechen, um einerseits die Fristen der 

Antragsgenehmigung durch optimale 

Bearbeitung so kurz wie möglich zu halten. 

Andererseits wurde die gesamte Belegschaft 

des Vereins über das Procedere der Antrag-

stellung ausführlich informiert.

Diese Art der Geldmittelakquise, die Ein-

werbung von Spenden, die in nicht uner-

heblichem Maße zusätzliche Arbeit für die 

Kolleginnen und Kollegen bedeutet, deren 

Erfolg nicht im Vorhinein planbar erscheint, 

ist ein weiterzuführendes Modell für den 

funktionierenden Opferfonds.

6. 
OPFERFONDS DES OPFERHILFE SACHSEN E.V.
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7. 
FINANZEN

Auf der Grundlage der Verwaltungsvorschrift 

des Sächsischen Staatsministeriums der 

Justiz für die Gewährung von Zuwendungen 

im Bereich der freien Opfer- und Präventi-

onshilfe (VwV Opfer- und Präventionshilfe) 

erhielt der Opferhilfe Sachsen e.V. für 2021 

erneut eine institutionelle Förderung. Durch 

kontinuierliche Gespräche mit dem zuständi-

gen Fachministerium konnte wieder erreicht 

werden, dass für das Haushaltsjahr frühzeitig 

die Mittel und in einem wesentlich erhöhten 

Maß zur Verfügung standen, ein weiterer 

Hinweis dafür, dass der Freistaat Sachsen den 

Opferschutz ernst nimmt. Der Verein konnte 

somit sein Beratungs- und Begleitungsange-

bot für die Ratsuchenden kontinuierlich und 

in vollem Umfang abdecken.

Die Finanzen des Vereins sind geordnet. 

Neben der institutionellen Förderung muss-

ten im Berichtszeitraum zur Deckung der 

Ausgaben lediglich 2,1% Eigenmittel, haupt-

sächlich durch die Einnahme von Geldaufla-

gen, erwirtschaftet werden. Da der Verein im 

Berichtszeitjahr überraschenderweise ausrei-

chende institutionelle Förderung vom Säch-

sischen Staatsministerium der Justiz erhielt, 

mussten keine Rücklagen zur Deckung der 

Ausgaben eingesetzt werden. Auf Grund 

dieser optimalen Förderung konnten 2021 

alle beschäftigten Fachkräfte des Vereins 

angelehnt an den seit 1. Januar 2020 gülti-

gen Tarifvertrag (TV-L S) für den Sozial- und 

Erziehungsdienst der Länder entlohnt 

werden. Diese Entwicklung ist angesichts der 

fachlichen Qualifikation, des enormen Erfah-

rungsschatzes und der kontinuierlich hohen 

Arbeitsbelastung der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter des Vereins nur folgerichtig und 

ein Beleg dafür, dass dem Freistaat Sachsen 

professionelle Opferhilfe und präventiver 

Opferschutz wichtige Anliegen sind.

Im Verein werden die finanziellen Mittel 

weiterhin sparsam eingesetzt, ohne dass es 

sich für die Ratsuchenden spürbar auswirkt. 

Der Verein muss mit steigenden Kosten auf 

allen Ebenen zurechtkommen. Besonders 

im IT-Bereich kumulieren die Anforderun-

gen für funktionierende Technik, Soft- und 

Hardware sowie für den Datenschutz. Die 

permanent wachsenden Ausgaben in den 

Bereichen Fortbildung und Supervision, die 

nötig sind, um dem notwendigen fachli-

chen Qualitätsanspruch gerecht zu werden, 

blieben zwar durch die Corona bedingten 

Einschränkungen im vergangenen Jahr – wie 

auch die damit verbundenen Reisekosten 

– einigermaßen im Lot. Dafür musste der 

Verein Ausgaben im Bereich der Hygiene- 

und Gesundheitsvorsorge sowie für tech-

nische und sonstige Rahmenbedingungen 

(Videomeetings, Homeoffice und Umbauten) 

aufbringen. 
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Der Eingang von Geldauflagen für den Verein 

ging nach dem Höchststand im Vorjahr 2021 

spürbar (um 36%) zurück. Auf Grund der aus-

reichenden institutionellen Förderung hatte 

dieser Rückgang keine negativen Folgen für 

die Finanzverwaltung des Vereins. Geldaufla-

gen müssen im Wesentlichen durch die Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter des Opferhilfe 

Sachsen e.V. bei Richterinnen und Richtern 

sowie bei der Staatsanwaltschaft eingewor-

ben werden. Diese Aufgabe benötigt viel 

Einsatz und Zeit, die für die Beratung und 

Betreuung von Opfern nicht zur Verfügung 

steht. Bei einer hohen Arbeitsbelastung 

durch die Beratungsarbeit fehlt die Zeit, um 

im gleichen Maße Geldauflagen akquirieren 

zu können. Nicht zu unterschätzen ist die 

Verwaltungsarbeit bei den Geldauflagen. 

Es besteht oft zwischen Zuweisung und 

Einzahlung der Bußgelder eine Differenz. In 

nicht geringem Umfang sind die Einzahlun-

gen als Ratenzahlungen vereinbart, die über 

mehrere Jahre kontrolliert werden müssen. 

Wöchentliche, manchmal tägliche Kontrol-

len und Rücksprachen zwischen Verein und 

Justiz sind durchzuführen. Diese Aufgabe 

wird komplett durch eine Mitarbeiterin in der 

Geschäftsstelle übernommen, die dadurch 

die Fachkräfte in den Beratungsstellen etwas 

entlastet.

Ebenfalls nicht zu vernachlässigen ist, 

dass die Zuweisungen und Zahlungen im 

Jahresverlauf und darüber hinaus großen 

Schwankungen ausgesetzt sind und kei-

nesfalls feste Planungsgrößen darstellen. 

Werden eingeplante Zahlungen nicht 

erreicht, muss der Verein eben seine sparsam 

bemessenen Rücklagen zum Ausgleich ein-

setzen. Deshalb ist allein eine entsprechend 

hohe institutionelle Förderung die Gewähr, 

dass die Angebote des Vereins stabil und 

kontinuierlich gewährleistet und auch höhe-

rer Bedarf abgefedert werden kann.

Aus unserer Sicht hilft es dem Rechtsfrieden, 

wenn durch die Zahlung einer Geldauflage 

direkt an eine Organisation, die auf professi-

onellem Niveau Opfer von Straftaten unter-

stützt, Unrecht und strafrechtlich relevantes 

Fehlverhalten anerkannt und in gewisser 

Weise entschädigt wird. Oft brauchen die 

Verletzten aus Straftaten genau dieses Ein-

geständnis der Täterinnen und Täter sowie 

diesen Ausgleich, um die Folgen der erlitte-

nen Taten besser und nachhaltig bewältigen 

zu können.

An dieser Stelle möchten wir uns bei allen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der 

Justiz und sämtlichen Spenderinnen und 

Spendern recht herzlich bedanken. Unter-

stützen Sie bitte weiterhin die Arbeit des 

Opferhilfe Sachsen e.V.!
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8.
ANLAGEN

Leipziger Volkszeitung, „Opferhilfe: Warum Klienten Face-to-Face-Gespräche favorisieren“ vom 13. 
Januar 2021

Deutlich verändert hat sich das
Deliktspektrum, zu dem Betroffene
oder Angehörige Rat suchen: „Bei
fast der Hälfte der Fälle geht es in-
zwischen um Sexualdelikte, um se-
xuellen Missbrauch von Kindern
und Jugendlichen, sexuelle Nöti-
gung, Vergewaltigung“, berichtet
die Sozialpädagogin. 2014machten
diese Fälle noch etwa 25 Prozent
aus. Ansonsten dreht es sich um
Körperverletzungen, Mobbing,
häuslicheGewalt oder Sachbeschä-
digung.

Immermehr ratsuchende
Seit Jahren wenden sich immer
mehr Ratsuchende an die insge-
samt achtBeratungsstellen inSach-
sen: Nach 1964 (2017) waren es
2209 (2018) und 2510 (2019) Frauen
und Männer. Für das Jahr 2020 lie-
gen noch keine Gesamt-Fallzahlen
vor. Die Beratungsstelle Leipzig ist

stark gefragt: Nach 427 Ratsuchen-
den (2017) weist die Statistik für
2018 und 2019 jeweils fast 560 Be-
troffene auf. Mit etwa 530 Ratsu-
chenden fällt die Anzahl für 2020
auch hoch aus.

„Wirwissenabernicht, obzuletzt
die Zahl derÜbergriffe beziehungs-
weise Gewaltdelikte zugenommen
hat oder aber vielmehr die Bereit-
schaft, sichzuöffnen“,soEllenRich-
ter, diebereits seitderEröffnungder
Leipziger Beratungsstelle im Mai
2000zumTeamgehört.Trotzaktuel-
ler Einschränkungen bietet die Op-
ferhilfe die Begleitung von Zeugen
zu Prozessen an – denn auch an den
Gerichten wird weiter verhandelt.

Info www.opferhilfe-sachsen.de; Be-
ratungsstelle Leipzig, Kochstraße 1;
e-mail: leipzig@opferhilfe-sachsen.de;
tel. 0341 2254318; Kontakt zur
Zeugenbegleitung: 0341 96276486

Opferhilfe: Warum Klienten Face-to-Face-Gespräche favorisieren
Direkter Kontakt ist aktuell aber nur in Ausnahmefällen möglich / Hilfe vorrangig via Video, Telefon und Internet

Missbrauch, Mobbing, Misshand-
lung: Die weiterhin bestehenden
Coronabedingungen spitzen Kon-
flikte in Beziehungen und Familien
zu. Für viele Menschen verschärft
sich der Problemdruck – sie suchen
Beratung und Unterstützung. Auf-
fällig dabei ist: Viele Klienten der
Opferhilfe Sachsen aus Leipzig und
Umgebungwünschensichnachwie
vor eine Präsenzberatung vor Ort.
„Wir merken, dass sie ein persönli-
ches Gespräch Face to Face, also
von Angesicht zu Angesicht, in der
Beratungsstelle bevorzugen“, er-
zähltSozialpädagoginEllenRichter.

EinesderArgumenteBetroffener
sei, dass es doch um sehr sensible
Themen gehe, die man nicht am
Telefon und schon gar nicht via Vi-
deochat besprechen möchte. „Wir
wissen doch nicht, wer noch in der

Von Sabine Kreuz

schule Leipzig (HHL) entwickelt. In
diesem Brutkasten namens „HHL
Digital Space“ unterstützen Wis-
senschaftler seit September ambi-
tionierteGründer zueinemsehr frü-
hen Zeitpunkt: wenn es eine Idee
gibt, sonst jedoch fast nichts. „Neue
Einfälle ploppen ja ständig auf“,
sagtMarcPethran.„Aberoft folgen-
los.“ In dem Kurs hingegen hätten
sie ihr Konzept so intensiv geprüft,
dass sie jetzt sicher seien: „Daraus
lässt sich was machen“, betont der
41-Jährige.

Dennoch birgt das Projekt ein
persönliches Risiko. Roos und Pe-
thran waren rund zehn Jahre lang
bei einer Design-Agentur ange-
stellt, von dort kennen sie sich. Roos
kündigte den Job vor wenigen Mo-
naten, um an der HHL einManage-
ment-Studium zu beginnen, Pe-
thran, um sich als Grafik-Designer
selbstständig zu machen. Beides
läuft allerdings momentan nur
nebenher. Eine Firma zu gründen,
kostet Zeit und erfordert Hartnä-
ckigkeit. Aber nicht nur das: auch
Geld.

Zwar stehedieSuchenach Inves-
toren aktuell nicht im Vordergrund.
Aber als die HHL kürzlich allen elf
Start-up-Teams des Programms die
Gelegenheit eröffnete, ihre Ideen in
jeweils fünf Minuten möglichen
Geldgebern vorzustellen, versuch-
tenRoosundPethran ihrGlück –ein
bisschen so wie in der Fernsehsen-
dung „Die Höhle der Löwen“. Die
Flottes-Gründer erhielten viel Zu-
stimmung. „Eine wundervolle Sa-
che“, fand Tina Ruseva, Chefin des
Münchner Mentoring-Dienstleis-
ters Mentessa. Und Björn Bauer-
meister von der Leipziger Beteili-
gungsgesellschaft „Smart Infras-
tructure Ventures“ sicherte zu,
selbst gern Kunde zu werden. „Ich

habe zwei Töchter!“ Aber keiner
von ihnenwollte investieren: zu ge-
ringe Gewinnmarge, zu langsames
Wachstum, hieß es.

Testlauf in Leipzig
Ruseva lobte gleichwohl den Flot-
tes-Geschäftsplan dafür, das Ganze
im ersten Jahr überschaubar zu hal-
ten: in Leipzig. Im zweiten Jahr
rückt dannmit ungefähr 2000 Fahr-
rädern das gesamte Bundesgebiet
in den Fokus – wofür jedoch ein Ka-
pital von 350000 Euro in das Unter-
nehmen fließenmüsste.Mit Investi-
tionen von 2,5 Millionen Euro will
man im vierten Jahr bei 10000 Rä-
dern landen. „Bei Flottes geht es
aber in erster Linie um Nachhaltig-
keit, Kostendeckung und eine Sha-
red Community“, erläutert Pethran,
„nicht um die Gewinnmaximie-
rung“.

An einer Online-Umfrage der
Flottes-Gründer haben sich bislang
knapp 300 Eltern beteiligt. „Das
Echo ist überaus positiv“, sagt Pe-
thran. „Und es hilft uns, offene Fra-
gen zu beantworten.“ Worin sehen
Interessierte die Vorzüge eines
Abos gegenüber dem Kauf eines
Fahrrads? Weniger Mühe bei der
Suche? Die ökologische Nachhal-
tigkeit? Dass sich keine schrottrei-
fen Wracks mehr im Keller ansam-
meln? Die bessere Planbarkeit der
Ausgaben? Was sollte bei so einem
Mietrad alles dabei sein? Klingel,
Gangschaltung,Gepäckträger?Wie
siehtesmiteinerDiebstahlversiche-
rung aus? Wie schnell sollte der
Tausch klappen? Sofort, in wenigen
Tagen, in zweiWochen?

„Für ein hochwertiges Rad wer-
dendieElternbeiunsnichtvielGeld
auf den Tisch legen müssen“, ver-
sprichtRoos. „UnddieKids erhalten
dauerhaftein tollesFahrgefühl.“Al-

lerdings sollte der finanzielle As-
pekt wohl auch für die künftigen
Kunden nicht im Vordergrund ste-
hen. Die entscheidenden Vorteile
seienandere:Zeitersparnis, Flexibi-
litätunddieGewissheit,Ressourcen
zuschonen.„FürBio-Äpfelzahle ich
auch gern etwas mehr“, betont sie.
„Unser Ziel ist ein fairer Preis.“

Abos ab fünf euro
Je nach Radgröße soll die monatli-
che Abo-Gebühr zwischen 5 und 16
Euro liegen. Für ihre Präsentation
vor den Investoren kalkulierten die
Firmengründer mit 12,90 Euro pro
Monat, dem Preis für ein 16-Zoll-
Rad. Bei 2000 Abonnenten kämen
dann pro Jahr rund 300000 Euro in
die Kassen, bei 10000 Kunden 1,5
Millionen Euro. Damit ließen sich
Räder und Infrastruktur allmählich
refinanzieren.

„Gewinne fließen in den Kauf
neuer Räder“, sagt Pethran. Doch
wird so vielen Eltern ein gutes öko-
logisches Gewissen mehr wert sein
als das Bedürfnis mancher Kinder,
was Eigenes zu besitzen, und der
Wunsch mancher Großeltern, es ih-
nen zu schenken? Immerhin ist für
knapp 310 Euro Abogebühr in zwei
Jahren auch der Kauf eines nächs-
ten Kinderrads drin.

Die Testphase soll erhellen, ob
der Markt wirklich groß genug ist.
„Alles spricht dafür“, ist Marc Pe-
thran optimistisch. „Aber wir wer-
den es erst genau wissen, wenn
unsere Idee inLeipzig funktioniert.“
So oder so werden spätestens im
Frühlingwieder etliche jungeFami-
lien durch Clara-Zetkin-Park, Au-
waldundzudenSeenradeln.Einige
vonihnenvielleichtschonmiteinem
Flottes-Rad.

Info flottesrad.de

Kinderräder im Abo
Lina Roos und Marc Pethran wollen ihren Start-up „Flottes“ zunächst in ihrer Heimatstadt testen –

und dann bundesweit anbieten.

DieNachfrage ist da. Daswissen Li-
na Roos und Marc Pethran, weil sie
sich ein solches Angebot für sich
selbst wünschen. „Meine Kinder
fuhren Rad, kurz nachdem sie lau-
fen gelernt hatten“, erzählt Lina
Roos. „Mit anderthalb.“ Heute ist
ihre Tochter sechs, ihr Sohn acht. Im
Keller der jungen Familie in Linde-
nau stapelt sich bereits die vierte
Fahrrad-Generation, sagt die 38-
Jährige.„Ichstandnebendenunge-
nutzten Rädern und dachte, daran
muss man was ändern.“ Marc Pe-
thran erinnert sich, wie er für seine
Tochter das erste Laufrad kaufte.
Mittlerweile ist auch sie acht Jahre
alt „und schon mit der fünften Rad-
größe unterwegs“. Leider sieht ihr
vierjähriger Bruder nicht ein, in die
abgelegten Pedale der großen
Schwester zu treten.

So kamen die Leipziger auf die
Idee, einen Abo-Service für Kinder-
räder zu gründen. Gegen eine mo-
natliche Gebühr wollen sie Eltern
immerdanndienächsteGrößenach
Hauseliefern,wennderNachwuchs
dembisherigenRadentwachsen ist.
Das alte Gefährt sammeln sie ein,
umesweiterzureichen. „Nachneun
Monaten bis zwei Jahren“, schätzt
Lina Roos. Im Frühjahr möchten die
beidenmit ihremAngebot loslegen,
für das es bereits einen Namen und
eine Internetseite gibt: „Flottes“ als
Kurzformvon„FlottesRad“.Aktuell
verhandeln sie mit Rad-Herstellern
und feilen weiter am Geschäftsmo-
dell.

Gründerprogrammhilft
Die Grundlage dafür haben Roos
und Pethran im Herbst in einem
dreimonatigen sogenannten Inku-
bator-Programm der Handelshoch-

Von Mathias Wöbking

Hochschulen
informieren

digital
AmTag der offenenHochschultür
drückenElft-undZwölfklässler im
Januar nicht die Schulbank, son-
dern informieren sich über Mög-
lichkeitendesStudiums.2021prä-
sentieren die Hochschulen ihre
Angebote wegen der Pandemie
morgen allerdings nur aus der
Ferne.

Die Universität Leipzig berät
von 9 bis 15 Uhr am Telefon. Die
Nummern werden Donnerstag-
früh online veröffentlicht. Die
Hochschule für Technik, Wirt-
schaft und Kultur (HTWK) stellt
ihr Angebot zwischen 9 und 14
Uhr auf ihrer Internetseite in 45-
minütigen Live-Schalten vor, die
zu jeder vollen Stunde beginnen,
darunter Schnupper-Vorlesun-
gen, Workshops und Fragerun-
den. Die Hochschule für Musik
und Theater informiert zwischen
8.30 und 11.30 Uhr in Zoom-Kon-
ferenzen. Auf ihrerWebsite öffnet
auch die Hochschule für Grafik
und Buchkunst zwischen 10 und
17 Uhr mehrere virtuelle Räume.
Zusätzlich werden Fragen zwi-
schen 10 und 12 sowie 13.30 und
16 Uhr telefonisch beantwortet.
Um 14 Uhr beginnt ein künstleri-
schesLive-Programm.DieLeipzi-
ger Berufsakademie öffnet zwi-
schen 9und 13Uhr in zweiDurch-
läufen vier Chaträume. mwö

Sammelstelle für
Schadstoffe zu
Aufgrund einer mitarbeiterschu-
lung bleibt die stationäre Schad-
stoffsammelstelle in der Lößniger
Straße 7 am Freitag, 15. Januar, ge-
schlossen. Wie die Stadtreinigung
weiter mitteilte, steht die Abgabe-
stelle ab Samstag wieder zur Ver-
fügung.

Bisher sind es die Räder der eigenen Kinder, vor denen Marc Pethran und Lina Roos in der Hocke sitzen. Doch für ihren geplanten Abo-Service bauen die beiden bald eine ganze
Räderflotte auf. Foto: André Kempner

Ich stand neben den
ungenutzten Rädern

und dachte,
daran muss man was

ändern.
Lina Roos,

Jungunternehmerin

Inkubator-Programm
an der HHL
Die Handelshochschule Leipzig
(HHL) bietet Gründern seit 2020 eine
Frühforderung an. Im „HHL digital
Space“ sollen Geschäftsideen in einem
zwölfwöchigen Kurs wie in einem Brut-
kasten reifen. Alter und beruflicher Hin-
tergrund spielen keine rolle. manmuss
sich für das programm bewerben, Stu-
diengebühren fallen nicht an. das Bun-
deswirtschaftsministerium fördert das
Inkubator-programm, dessen zweiter
durchgang am 21. Januar beginnt.

Leitung hängt“, würde es heißen.
Der Verein berät und begleitet Op-
fer von Straftaten, Angehörige und
ebenso Zeugen.

Schließung bei ersterWelle
Auch vieleMütter favorisierten den
direkten Kontakt vor Ort. Ihrer An-
sicht nach sollten ihre Kinder da-
heim nicht Ohrenzeuge bri-
santer Gespräche werden.
Manche Klienten wiederum
würden auch nicht über
Technik wie etwa einen
Laptop verfügen. „Es ist
wirklich schwierig, die
Leute für unpersönli-
chereFormenderBe-
ratung zu moti-
vieren“, be-
richtet die
47-jährige
Sozialpä-
dagogin.

Angesichts der Pandemie ist ak-
tuell ein Präsenzgespräch jedoch
nur in Ausnahmefällen in der Koch-
straße 1 möglich. Telefon- und Vi-
deoberatungmüssenweiterhinVor-
rang behalten. Seit der erstenWelle
hätten auch die Opferberater selbst
ausreichend technische Vorausset-
zungen dafür schaffen müssen,
nachdem die Einrichtung den
Monat April über zunächst
geschlossen worden war, sagt
Ellen Richter.

Auch Online-Beratung ist
möglich – und das
schon seit etlichen
Jahren. Start dafür
war bereits Mitte
2013. Mit der Ein-
führung der ver-

traulichen, anonymenundkostenlo-
senOnline-Beratungwollte derVer-
ein gerade allen Hilfesuchenden
entgegenkommen, für die ein direk-
ter KontaktmitMitarbeitern in einer
der acht sächsischen Beratungsstel-
len eine zu hohe Hemmschwelle
darstellt. Betroffene können sich da-
bei Rat zum Verhalten nach einer
Straftat holen, sich ihre Last von der
Seele schreiben. Die Klienten müs-
sen sich registrieren lassen, aber
nicht ihren realen Namen nennen.
Doch die Zahl der jährlichen Nutzer
der Online-Beratungen schwankt
erheblich; „nur“ 28 waren es 2017,
es folgten 42 (2018) und 55 (2019).
FürdieSchwankungenhabemanim
Grunde „keine Erklärungen“, so
Richter weiter.

Ellen Richter gehört seit gut 20 Jahren zum Team
in der Leipziger Beratungsstelle. Foto: A. Kempner

Auch Onl

In Kürze

Online-Gespräch
zur Bundestagswahl
der Leipziger Bundestagsabge-
ordnete Sören pellmann (Linke)
hat für morgen Jan Korte, erster
parlamentarischer Geschäftsführer
der Links-Fraktion im Bundestag,
zum Gespräch eingeladen. Interes-
senten können es ab 15.30 Uhr
über Facebook (https://www.face-
book.com/mdBSoerenpellmann/)
live verfolgen. es geht um die the-
men Innere Sicherheit, Bundes-
tagswahl und Corona.

Livestream über
Luxemburg-Bibliothek
Am 15. Januar, dem tag der ermor-
dung rosa Luxemburgs, eröffnet
das team des Felsenkellers die Lu-
xemburg-Bibliothek im Lesezimmer
des Hauses in der Karl-Heine-Stra-
ße. dazu soll es einen Livestream
geben. 2021 werde im Zeichen der
berühmten revolutionärin stehen,
die 1913 im Felsenkeller eine ihrer
bedeutendsten reden hielt: mit der
Bibliothek werde ihr 150. Geburts-
tag gefeiert; im märz soll ein denk-
zeichen eingeweiht werden.
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1.300 Soldaten im
Corona-Einsatz

Dresden/Berlin. Die Bundeswehr spielt in
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen ei-
ne wichtige Rolle zur Bekämpfuuf ng der Co-
rona-Pandemie. Insgesamt sind in den drei
östlichen Bundesländern rund 1.300 Solda-
tinnen und Soldaten im Einsatz (Stand 6. Ja-
nuar). Das geht aus einer Antwwt ort des Bun-
desinnenministeriums an den sächsischen
FDP-Bundestagsabgeordneten Torsten
Herbst hervvr or. Die meisten helfen dem-
nach in Sachsen aus – rund 850 stehen den
Einsatzkräfttf en in Gesundheitsämtern,
Krankenhäusern und Pfllf egeheimen zur
Seite. In Sachsen-Anhalt helfen 130 Solda-
ten vor allem in Gesundheitsämtern, aber
auch in Seniorenheimen. In Thüringen
leisten 144 Bundeswehrkräfttf e Hilfe in Ge-
sundheitsämtern, rund 100 in Pfllf egehei-
men und 69 in den Krankenhäusern. (dpa)

Überfall auf Tankstelle –
Kassiererin gefesselt

Leipzig. Bei einem ÜbbÜ erfall auf eine Tank-
stelle in Leipzig ist eine Mitarbeiterin be-
droht und gefesselt worden. Zwei Unbe-
kannte hätten am Sonntagmorgen die
Tankstelle betreten und die Kassiererin un-
ter Vorhalt eines waffff enähnlichen Gegen-
standes zur Herausgabe von Zigaretten und
Bargeld aufgefordert, sagte eine Polizei-
sprecherin. Anschließend fllf üchteten die
beiden Täter. Wie viiv el Bargeld und Zigaret-
ten sie erbeuteten, ist noch unklar. Die
Tankstellen-Mitarbeiterin erlitt einen
Schock und wuuw rde zur Untersuchung in
ein Krankenhaus gebracht. (dpa)

Polizeistelle
in Leipzig attackiert

Leipzig. Eine Polizeistelle in Leipzig-Conne-
witz ist in der Nacht zum Sonntag atta-
ckiert worden. Nach Angaben der Polizei
warfen mehrere Unbekannte Pfllf asterstei-
ne, Böller sowiemit Farbe gefüüf llte Flaschen
auf den Eingangsbereich. Die Höhe des
Sachschadens ist derzeit noch unklar. Ein
politisches Motiv ist laut Polizei nicht aus-
zuschließen. Deshalb wird geprüfttf , ob das
Landeskriminalamt den Fall übernimmt.
Im Leipziger Süden hatten amSsonnabend-
nachmittag laut Polizei rund 250 Men-
schen gegen Rechtsextremismus demons-
triert, nach Polizeiangaben blieb es jedoch
friedlich. (dpa)
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Dresden. Seit etwwt a zwei Tagen verbreitet
sich über WhhW atsApp-Gruppen und andere
Messenger-Dienste auch in Sachsen die
Sprachnachricht einer unbekannten
männlichen Person, die unbelegte Behaup-
tungen über einen kompletten Shutdown
der deutschenWirtschafttf äußert. Insbeson-
dere wird behauptet, der Volkswagen-Be-
triebsrat hätte einem harten Corona-Shut-
down füüf r den Monat Februar zugestimmt.
Auch bekannte Verschwörungsideologen
wie Attila Hildmann teilten die Nachricht
auf Telegram.

Auf Nachfrage von sächsische.de sagte

der Sprecher von Volkswagen Sachsen am
Sonntag: „Das ist falsch, das ist ein Fake.“
Auch ein Sprecher des VWWV -Betriebsrates
bezeichnete die Aussagen gegenüber
ZDFheute als „völlig frei erfuuf nden“. Die
Sprachnachricht sei dem Betriebsrat seit
mehreren Tagen bekannt. Die Anschuldi-
guug ng, aktuell wüüw rde man hinter den Kulis-
sen einen angeblichen Shutdown von VWWV -
Standorten vorbereiten, wies der Sprecher
entschieden zurück.

„Das verbreitet sich inzwischen weit
über die Grenzen des VWWV -Kernlandes hi-
naus“, sagte der Betriebsrat-Sprecher dem

ZDF. Er wüüw nsche sich, dass Menschen, die
diese Nachricht sehen, sie kritisch hinter-
fragen und nicht einfach weiterleiten.
Auch in Brandenburg wird diese Fake-
Nachricht verbreitet. Ein VWWV -Betriebsrat,
so die Regionalzeitung MAAM Z, dementierte
dort ebenfalls.

Welche konkreten Maßnahmen bei der
Konferenz der Bundesregierung mit den
Ministerpräsidenten der Länder am Diens-
tag beschlossen werden, ist noch nicht be-
kannt. Möglicherwwr eise können darunter
auch weitere Einschränkungen füüf r die
Wirtschafttf fallen. (SZ/um)

Falscher WhatsApp-Kettenbrief zum Shutdown

äusliche Gewalt hat viele Formen. Ver-
gewaltiguug ng, Freiheitsberaubung,

Mord. Gerade in Zeiten des Lockdowns
warnten viele Verbände vor steigenden Op-
ferzahlen. Die Hilferufe der Betroffff enen
blieben im Corona-Jahr jedoch aus. Exper-
ten erklären, warum. Rolaf Boye vom Kin-
derschutzbund Sachsen stellte während
des ersten Lockdowns fest: Beim Hilfstele-
fon rufen weniger Betroffff ene an. „Aber
häusliche Gewalt gab es weiterhin“, sagt er.
Nur gesehen habe sie niemand, weil Ju-
gendhäuser und Schulen geschlossen hat-
ten. Blaue Flecken konnten von der Lehre-
rin nicht gesehen werden, vertraute Erzie-
herwaren nicht vor Ort.

Blickt man auf die Fallzahlen in Sach-
sen, zeichnet sich ein klares Bild ab: Die
Anzeigen gegen häusliche Gewalt gingen
in Sachsen zurück. So gab es im Frühjahr
laut Polizei fast 700 Delikte weniger als
2019. „Grund hierfüüf r ist die Tatsache, dass
häusliche Gewalt häufiif g nicht durch die
Opfer selbst, sondern durch Dritte wie zum
Beispiel Freunde oder Kolleginnen ange-
zeigt wird“, beantwwt ortete Justizministerin
Katja Meier eine kleine Anfrage der AffA DDf im
Sommer. Und auch nach dem ersten Lock-
down stiegen die Anzeigen gegen häusli-
che Gewaltdelikte nicht auf das Niveau
vomVorjahr.

Eskalation vermeiden
Doch Maria Dabrunz vom Sozialdienst ka-
tholischer Frauen (SkF Radebeul) gibt zu
bedenken, dass die Polizeiangaben nur ei-
nen kleinen Ausschnitt berücksichtigen.
Viele Betroffff ene wüüw rden sich nicht trauen,
ihren Partner oder ihre Eltern bei der Poli-
zei anzuzeigen. Oder aber die Form der Ge-
walt sei nicht strafrechtlich verfolgbar.
Denn neben Prügel oder sexuellen Delik-
ten zählen noch weitere Arten dazu. Häus-
liche Kontrolle, Beleidiguug ngen, Rufmord,
Stalking – die Liste ließe sich beliebig fort-
setzen. Und ein Geldentzug sei beispiels-
weise schwierig nachzuweisen. Maria Da-
brunz vermutet, dass die Dunkelziffff er
weitaus höher liege, als die eingegangenen
Gewaltdelikte bei der Polizei.

Trotz ausbleibender Anrufe, Maria Da-
brunz hat eine neue Kategorie erkannt: Sie
nennt sie Corona-Opfer. So habe es bei
manchen Familien im ersten Lockdown
erst angefangen zu eskalieren. Die Gründe
sind leicht zu fiif nden: Homeoffff iif ce, wegfal-
lende Freizeitaktiviiv täten, Kinder und El-
tern auf engem Raum. Familien geraten
durch die Pandemie in prekäre Lebenssi-
tuationen: fiif nanzielle Engpässe, Schul-
schließung und damit verbundene Mehr-
belastung durch Homeschooling. Plötzlich
schlagen Eltern oder Partner zu, obwohl es

H

vorher keine Gewaltausbrüche gab. Auch
Annett Engelmann von Triade aus Leipzig
beobachtet ein wachsendes Gewaltpoten-
zial im Lockdown.

Die GbR Triade ist in der Anti-Gewaltar-
beit aktiv und berät Täter sowie Täterin-
nen. Gemeinsam werden Lösungen erar-
beitet, um Eskalationen zu vermeiden. Be-
sonders im Juni hätten dort mehr als dop-
pelt so viiv ele Personen ein Beratungsge-
spräch gewüüw nscht als im Vorjahr. Und auch
Sindy Lohberg von der Landesarbeitsge-
meinschafttf Gewaltfreies Zuhause Sachsen

berichtet: „Nicht während, sondern nach
dem Lockdown stieg der Bedarf an Beratun-
gen zu häuslicher Gewalt deutlich an,
leicht versetzt auch die Anfragen bei den
Frauenschutzeinrichtungen.“ Das sonstige
Sommerloch blieb in den Intervvr entions-
stellen zur Bekämpfuuf ng häuslicher Gewalt
und Stalking im Jahr 2020 aus.

Rolaf Boye vom Kinderschutzbund
blickt dem jetzigen Lockdown besorgt ent-
gegen. Er befüüf rchtet eine hohe Dunkelzif-
fer. Jugendhäuser hätten zumindest im
Notbetrieb geöffff net bleiben müssen, sagt

er. Denn Kinder oder Jugendliche wüüw rden
lieber mit vertrauten Menschen sprechen,
als eine fremde Person anzurufen. Er erin-
nert daran, wie wichtig der Beitrag von
Schulen zur Prävention häuslicher Gewalt
sei. Neben der angespannten Pandemie-Si-
tuation stellen die Schutzverbände noch
weitere Forderungen an die Politik. So
wüüw nscht sich die Vorsitzende des sächsi-
schen Landesfrauenrats Susanne Köhler ei-
ne bessere und einheitliche Finanzierung
der Frauenhäuser. Zwar gibt es derzeit ei-
nen Beschluss von CDU, SPD und Bündnis
90/Grüne, die Schutzeinrichtungen auszu-
bauen, doch wann der Beschluss ausge-
füüf hrtwird, ist noch unklar.

Auch Männer sind Opfer
Denn über denDoppelhaushalt füüf r 2021/22
hat der Landtag noch nicht abgestimmt.
Damit sei die derzeitige Situation in Frau-
enschutzhäusern und Intervvr entionsstellen
angespannter als sonst, erklärt Sindy Loh-
berg von Gewaltfreies Zuhause Sachsen.
Sie fordert zudem eine langfristige gesi-
cherte Finanzierung.

Ein weiteres Manko im Beschluss der
Regierungsfraktionen bleibe der Mann als
Opfer. Zwar richten sich rund 80 Prozent
der Gewalttaten im Familienkreis gegen
Frauen und Mädchen, aber auch Jungen
undMänner sind betroffff en. Männerschutz-
wohnungen werden erst seit drei Jahren
angeboten. In ganz Sachsen gibt es etwwt a
260 Plätze füüf r Frauen und neun Plätze füüf r
Männer. Und diese seien fast immer voll,
sagt Sascha Möckel vom Männernetzwerk
Dresden, ob mit oder ohne Corona. Seine
zweiWünsche an Politik und Bevölkerung:
„Dass wir über Gewalt in Familien sowie
Partnerschafttf en sprechen können und es
nicht in ein bestimmtes Milieu schieben.
Frauen als Täterinnen – das sollte kein Ta-
buthema sein.“ Männerschutzwohnungen
werden bisher noch nicht regelfiif nanziert.

Ob Mann, Frau oder Kind: Je länger der
Lockdown anhält, desto größer wird vo-
raussichtlich die Dunkelziffff er. „Mit zuneh-
mender Dauer des zweiten Lockdowns
nehmen die Anfragen in den Frauenschutz-
einrichtungen ab“, sagt Sindy Lohberg. Ei-
ne Botschafttf möchten aber alle Verbände
noch loswerden: Beratungsstellen und
Schutzwohnungen sind trotz Corona er-
reichbar und arbeitenweiter.

Von Luisa Zenker

Gewalttätiger Ehemann wird von der Polizei aus dem Haus geführt. Foto: Imago Images

Weniger häusliche
Gewalt im Corona-Jahr?

Seit Beginn der Pandemie wird vor
mehr häuslicher Gewalt gewarnt.

Doch die Zahl der Anzeigen
sind gesunken. Experten warnen
vor einer hohen Dunkelziffer.

ANZEIGE

Kamenz. AllA ina kuschelt sich an die schwar-
ze Fellnase. Der guug tmütige Labrador
nimmt sofort Kontakt mit der Dreijährigen
auf. Schnüffff elt leicht, stupst sie mit der
Schnauze an. AllA ina strahlt. Hier ist plötz-
lich so viiv el Wärme, Ruhe und trotzdem
Energie im Raum. Genauso einen wuuw nder-
vollen Freund auf vier Pfoten braucht das
Mädchen. Familie Engmann aus Kamenz
fääf ngt an, davon zu träumen.

AllA ina hat das Leigh-Synny drom. Die Stoffff -
wechselkrankheit ist unheilbar, und es gibt
nur 20.000 Erkrankteweltwwt eit. Keine Kran-
kengeschichte ähnelt der anderen, was ei-
nen Austausch unter Betroffff enen schwerer

macht. Sämtliche Energie, die das Mäd-
chen über Speisen und Getränke auf-
nimmt, fllf ießt zuerst in Herz und Hirn. Die
Muskeln werden dadurch chronisch unter-
versorgt. Es schmerzt, das lebensfrohe
Kind so zu sehen. „Sie ist eine Kämpferin,
ein fröhliches Kind, das uns Vorbild ist. Und
wir versuchen, ihr alles zu geben, was sie
braucht“, sagen die Eltern.

Dazu gehört die Idee vom Assistenz-
hund. Die Engmanns nahmen Kontakt
zum Verein Rehahunde Deutschland auf,
der seinen Sitz in Mecklenburg-Vorpom-
mern hat. Eine Mitarbeiterin stattete der
Familie noch vor Weihnachten einen Be-
such ab. „Daswarmagisch“, sagt dieMama.
„Wir sind seitdem aufgelöst und glauben
daran, dass so ein Hund das Größte füüf r AllA i-
na wäre.“ Beweguug ngen und Handgriffff e, die
sie nicht alleine ausfüüf hren kann, könnten
von einemHund übernommenwerden. As-
sistenzhunde geben Sicherheit und kön-
nen im Notfall auch Hilfe holen. AllA ina, die
durch ihre schwere Krankheit gezeichnet
ist, wüüw rde profiif tieren. Erst vor ein paarWo-
chen musste ihr eine Magensonde gesetzt

werden, weil sie zu wenig isst. Das Leben
der Familie spielt sich zwischen Ergo-, Lo-
go-, Physio- und Osteopathie-Terminen ab.
„Sie lässt jetzt öfttf er ihren Becher fallen,
weil die rechte Hand nicht mehr mit-
spielt“, erzählt ihreMama.

„AllA ina benötigt einen Assistenzhund
füüf r die Förderung der Ausdauer im körper-
lichen sowie kognitiven Bereich“, so Ver-
einschefiif n Astrid Ledwina, die füüf r ihre Ver-
dienste um die Unterstützung von Men-
schen mit Behinderungen und chroni-
schen Erkrankungen bereits das Verdienst-
kreuz amBande besitzt.

Bei AllA ina gehe es darum, Konzentration
und Beweguug ngsabläufe zu steigern, Grob-
und Feinmotorik sowie die Spastik zu ver-
bessern. Auch ihre Sprachentwwt icklung
könnte zumindest auf dem derzeitigen
Stand erhalten werden. „Das Kind hat emo-
tionale und positive Erlebnisse durch einen
Assistenzhund. Durch die Arbeit mit dem
Tier wird das HormonOxytty ocin freigesetzt,
das füüf r Entspannung sorgt. So wird die
Stimmung füüf r alle im Haus besser“, so
Astrid Ledwina. Doch die Ausbildung eines

Assistenzhundes ist umfangreich. Das Tier
wird individuell auf die Bedürfnisse des
Menschen abgestimmt. Das kostet Zeit und
viiv el Geld. Einen hohen Eigenanteil müssen
die Eltern selbst aufbbf ringen, der Rest er-
folgt generell über Spenden. Die gilt es zu
sammeln. Es geht um etwwt a 25.000 Euro.
„Wir hoffff en auf Freunde und Bekannte.
Auf Menschen, die unserem Kind wohlge-
sonnen sind“, sagt Familie Engmann. „Uns

wuuw rde schon ofttf geholfen, aber wirmüssen
noch einmal darum bitten.“ Auch füüf r die
Eltern wäre der Hund irgendwann Trost,
sollte AllA ina nicht mehr da sein. Aber daran
will erst einmal niemand denken …

Spendenkonto Rehahunde-Deutschland e.V., Rostocker
Volks- und Raiffeisenbank eG, Betreff: Alina Engmann,
IBAN: DE19 1309 0000 0002 5341 18, BIC-Code: GENO-
DEF1HR1

So könnte ein Hund der kleinen Alina helfen
Für das unheilbar kranke Kind
aus Kamenz wäre ein speziell
ausgebildetes Assistenztier von
großem Wert. Die Familie
kämpfttf darum, doch es gibt vor
allem eine Hürde.

Alina (4) aus Ka-
menz ist unheilbar
krank. Ein Assis-
tenzhund würde
das Leben der gan-
zen Familie Eng-
mann erleichtern.
Doch die Kosten
können sie nicht
allein stemmen.

Foto: privat

Von Ina Förster
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1.300 Soldaten im
Corona-Einsatz

Dresden/Berlin. Die Bundeswehr spielt in
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen ei-
ne wichtige Rolle zur Bekämpfuuf ng der Co-
rona-Pandemie. Insgesamt sind in den drei
östlichen Bundesländern rund 1.300 Solda-
tinnen und Soldaten im Einsatz (Stand 6. Ja-
nuar). Das geht aus einer Antwwt ort des Bun-
desinnenministeriums an den sächsischen
FDP-Bundestagsabgeordneten Torsten
Herbst hervvr or. Die meisten helfen dem-
nach in Sachsen aus – rund 850 stehen den
Einsatzkräfttf en in Gesundheitsämtern,
Krankenhäusern und Pfllf egeheimen zur
Seite. In Sachsen-Anhalt helfen 130 Solda-
ten vor allem in Gesundheitsämtern, aber
auch in Seniorenheimen. In Thüringen
leisten 144 Bundeswehrkräfttf e Hilfe in Ge-
sundheitsämtern, rund 100 in Pfllf egehei-
men und 69 in den Krankenhäusern. (dpa)

Überfall auf Tankstelle –
Kassiererin gefesselt

Leipzig. Bei einem ÜbbÜ erfall auf eine Tank-
stelle in Leipzig ist eine Mitarbeiterin be-
droht und gefesselt worden. Zwei Unbe-
kannte hätten am Sonntagmorgen die
Tankstelle betreten und die Kassiererin un-
ter Vorhalt eines waffff enähnlichen Gegen-
standes zur Herausgabe von Zigaretten und
Bargeld aufgefordert, sagte eine Polizei-
sprecherin. Anschließend fllf üchteten die
beiden Täter. Wie viiv el Bargeld und Zigaret-
ten sie erbeuteten, ist noch unklar. Die
Tankstellen-Mitarbeiterin erlitt einen
Schock und wuuw rde zur Untersuchung in
ein Krankenhaus gebracht. (dpa)

Polizeistelle
in Leipzig attackiert

Leipzig. Eine Polizeistelle in Leipzig-Conne-
witz ist in der Nacht zum Sonntag atta-
ckiert worden. Nach Angaben der Polizei
warfen mehrere Unbekannte Pfllf asterstei-
ne, Böller sowiemit Farbe gefüüf llte Flaschen
auf den Eingangsbereich. Die Höhe des
Sachschadens ist derzeit noch unklar. Ein
politisches Motiv ist laut Polizei nicht aus-
zuschließen. Deshalb wird geprüfttf , ob das
Landeskriminalamt den Fall übernimmt.
Im Leipziger Süden hatten amSsonnabend-
nachmittag laut Polizei rund 250 Men-
schen gegen Rechtsextremismus demons-
triert, nach Polizeiangaben blieb es jedoch
friedlich. (dpa)
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Dresden. Seit etwwt a zwei Tagen verbreitet
sich über WhhW atsApp-Gruppen und andere
Messenger-Dienste auch in Sachsen die
Sprachnachricht einer unbekannten
männlichen Person, die unbelegte Behaup-
tungen über einen kompletten Shutdown
der deutschenWirtschafttf äußert. Insbeson-
dere wird behauptet, der Volkswagen-Be-
triebsrat hätte einem harten Corona-Shut-
down füüf r den Monat Februar zugestimmt.
Auch bekannte Verschwörungsideologen
wie Attila Hildmann teilten die Nachricht
auf Telegram.

Auf Nachfrage von sächsische.de sagte

der Sprecher von Volkswagen Sachsen am
Sonntag: „Das ist falsch, das ist ein Fake.“
Auch ein Sprecher des VWWV -Betriebsrates
bezeichnete die Aussagen gegenüber
ZDFheute als „völlig frei erfuuf nden“. Die
Sprachnachricht sei dem Betriebsrat seit
mehreren Tagen bekannt. Die Anschuldi-
guug ng, aktuell wüüw rde man hinter den Kulis-
sen einen angeblichen Shutdown von VWWV -
Standorten vorbereiten, wies der Sprecher
entschieden zurück.

„Das verbreitet sich inzwischen weit
über die Grenzen des VWWV -Kernlandes hi-
naus“, sagte der Betriebsrat-Sprecher dem

ZDF. Er wüüw nsche sich, dass Menschen, die
diese Nachricht sehen, sie kritisch hinter-
fragen und nicht einfach weiterleiten.
Auch in Brandenburg wird diese Fake-
Nachricht verbreitet. Ein VWWV -Betriebsrat,
so die Regionalzeitung MAAM Z, dementierte
dort ebenfalls.

Welche konkreten Maßnahmen bei der
Konferenz der Bundesregierung mit den
Ministerpräsidenten der Länder am Diens-
tag beschlossen werden, ist noch nicht be-
kannt. Möglicherwwr eise können darunter
auch weitere Einschränkungen füüf r die
Wirtschafttf fallen. (SZ/um)

Falscher WhatsApp-Kettenbrief zum Shutdown

äusliche Gewalt hat viele Formen. Ver-
gewaltiguug ng, Freiheitsberaubung,

Mord. Gerade in Zeiten des Lockdowns
warnten viele Verbände vor steigenden Op-
ferzahlen. Die Hilferufe der Betroffff enen
blieben im Corona-Jahr jedoch aus. Exper-
ten erklären, warum. Rolaf Boye vom Kin-
derschutzbund Sachsen stellte während
des ersten Lockdowns fest: Beim Hilfstele-
fon rufen weniger Betroffff ene an. „Aber
häusliche Gewalt gab es weiterhin“, sagt er.
Nur gesehen habe sie niemand, weil Ju-
gendhäuser und Schulen geschlossen hat-
ten. Blaue Flecken konnten von der Lehre-
rin nicht gesehen werden, vertraute Erzie-
herwaren nicht vor Ort.

Blickt man auf die Fallzahlen in Sach-
sen, zeichnet sich ein klares Bild ab: Die
Anzeigen gegen häusliche Gewalt gingen
in Sachsen zurück. So gab es im Frühjahr
laut Polizei fast 700 Delikte weniger als
2019. „Grund hierfüüf r ist die Tatsache, dass
häusliche Gewalt häufiif g nicht durch die
Opfer selbst, sondern durch Dritte wie zum
Beispiel Freunde oder Kolleginnen ange-
zeigt wird“, beantwwt ortete Justizministerin
Katja Meier eine kleine Anfrage der AffA DDf im
Sommer. Und auch nach dem ersten Lock-
down stiegen die Anzeigen gegen häusli-
che Gewaltdelikte nicht auf das Niveau
vomVorjahr.

Eskalation vermeiden
Doch Maria Dabrunz vom Sozialdienst ka-
tholischer Frauen (SkF Radebeul) gibt zu
bedenken, dass die Polizeiangaben nur ei-
nen kleinen Ausschnitt berücksichtigen.
Viele Betroffff ene wüüw rden sich nicht trauen,
ihren Partner oder ihre Eltern bei der Poli-
zei anzuzeigen. Oder aber die Form der Ge-
walt sei nicht strafrechtlich verfolgbar.
Denn neben Prügel oder sexuellen Delik-
ten zählen noch weitere Arten dazu. Häus-
liche Kontrolle, Beleidiguug ngen, Rufmord,
Stalking – die Liste ließe sich beliebig fort-
setzen. Und ein Geldentzug sei beispiels-
weise schwierig nachzuweisen. Maria Da-
brunz vermutet, dass die Dunkelziffff er
weitaus höher liege, als die eingegangenen
Gewaltdelikte bei der Polizei.

Trotz ausbleibender Anrufe, Maria Da-
brunz hat eine neue Kategorie erkannt: Sie
nennt sie Corona-Opfer. So habe es bei
manchen Familien im ersten Lockdown
erst angefangen zu eskalieren. Die Gründe
sind leicht zu fiif nden: Homeoffff iif ce, wegfal-
lende Freizeitaktiviiv täten, Kinder und El-
tern auf engem Raum. Familien geraten
durch die Pandemie in prekäre Lebenssi-
tuationen: fiif nanzielle Engpässe, Schul-
schließung und damit verbundene Mehr-
belastung durch Homeschooling. Plötzlich
schlagen Eltern oder Partner zu, obwohl es

H

vorher keine Gewaltausbrüche gab. Auch
Annett Engelmann von Triade aus Leipzig
beobachtet ein wachsendes Gewaltpoten-
zial im Lockdown.

Die GbR Triade ist in der Anti-Gewaltar-
beit aktiv und berät Täter sowie Täterin-
nen. Gemeinsam werden Lösungen erar-
beitet, um Eskalationen zu vermeiden. Be-
sonders im Juni hätten dort mehr als dop-
pelt so viiv ele Personen ein Beratungsge-
spräch gewüüw nscht als im Vorjahr. Und auch
Sindy Lohberg von der Landesarbeitsge-
meinschafttf Gewaltfreies Zuhause Sachsen

berichtet: „Nicht während, sondern nach
dem Lockdown stieg der Bedarf an Beratun-
gen zu häuslicher Gewalt deutlich an,
leicht versetzt auch die Anfragen bei den
Frauenschutzeinrichtungen.“ Das sonstige
Sommerloch blieb in den Intervvr entions-
stellen zur Bekämpfuuf ng häuslicher Gewalt
und Stalking im Jahr 2020 aus.

Rolaf Boye vom Kinderschutzbund
blickt dem jetzigen Lockdown besorgt ent-
gegen. Er befüüf rchtet eine hohe Dunkelzif-
fer. Jugendhäuser hätten zumindest im
Notbetrieb geöffff net bleiben müssen, sagt

er. Denn Kinder oder Jugendliche wüüw rden
lieber mit vertrauten Menschen sprechen,
als eine fremde Person anzurufen. Er erin-
nert daran, wie wichtig der Beitrag von
Schulen zur Prävention häuslicher Gewalt
sei. Neben der angespannten Pandemie-Si-
tuation stellen die Schutzverbände noch
weitere Forderungen an die Politik. So
wüüw nscht sich die Vorsitzende des sächsi-
schen Landesfrauenrats Susanne Köhler ei-
ne bessere und einheitliche Finanzierung
der Frauenhäuser. Zwar gibt es derzeit ei-
nen Beschluss von CDU, SPD und Bündnis
90/Grüne, die Schutzeinrichtungen auszu-
bauen, doch wann der Beschluss ausge-
füüf hrtwird, ist noch unklar.

Auch Männer sind Opfer
Denn über denDoppelhaushalt füüf r 2021/22
hat der Landtag noch nicht abgestimmt.
Damit sei die derzeitige Situation in Frau-
enschutzhäusern und Intervvr entionsstellen
angespannter als sonst, erklärt Sindy Loh-
berg von Gewaltfreies Zuhause Sachsen.
Sie fordert zudem eine langfristige gesi-
cherte Finanzierung.

Ein weiteres Manko im Beschluss der
Regierungsfraktionen bleibe der Mann als
Opfer. Zwar richten sich rund 80 Prozent
der Gewalttaten im Familienkreis gegen
Frauen und Mädchen, aber auch Jungen
undMänner sind betroffff en. Männerschutz-
wohnungen werden erst seit drei Jahren
angeboten. In ganz Sachsen gibt es etwwt a
260 Plätze füüf r Frauen und neun Plätze füüf r
Männer. Und diese seien fast immer voll,
sagt Sascha Möckel vom Männernetzwerk
Dresden, ob mit oder ohne Corona. Seine
zweiWünsche an Politik und Bevölkerung:
„Dass wir über Gewalt in Familien sowie
Partnerschafttf en sprechen können und es
nicht in ein bestimmtes Milieu schieben.
Frauen als Täterinnen – das sollte kein Ta-
buthema sein.“ Männerschutzwohnungen
werden bisher noch nicht regelfiif nanziert.

Ob Mann, Frau oder Kind: Je länger der
Lockdown anhält, desto größer wird vo-
raussichtlich die Dunkelziffff er. „Mit zuneh-
mender Dauer des zweiten Lockdowns
nehmen die Anfragen in den Frauenschutz-
einrichtungen ab“, sagt Sindy Lohberg. Ei-
ne Botschafttf möchten aber alle Verbände
noch loswerden: Beratungsstellen und
Schutzwohnungen sind trotz Corona er-
reichbar und arbeitenweiter.

Von Luisa Zenker

Gewalttätiger Ehemann wird von der Polizei aus dem Haus geführt. Foto: Imago Images

Weniger häusliche
Gewalt im Corona-Jahr?

Seit Beginn der Pandemie wird vor
mehr häuslicher Gewalt gewarnt.

Doch die Zahl der Anzeigen
sind gesunken. Experten warnen
vor einer hohen Dunkelziffer.

ANZEIGE

Kamenz. AllA ina kuschelt sich an die schwar-
ze Fellnase. Der guug tmütige Labrador
nimmt sofort Kontakt mit der Dreijährigen
auf. Schnüffff elt leicht, stupst sie mit der
Schnauze an. AllA ina strahlt. Hier ist plötz-
lich so viiv el Wärme, Ruhe und trotzdem
Energie im Raum. Genauso einen wuuw nder-
vollen Freund auf vier Pfoten braucht das
Mädchen. Familie Engmann aus Kamenz
fääf ngt an, davon zu träumen.

AllA ina hat das Leigh-Synny drom. Die Stoffff -
wechselkrankheit ist unheilbar, und es gibt
nur 20.000 Erkrankteweltwwt eit. Keine Kran-
kengeschichte ähnelt der anderen, was ei-
nen Austausch unter Betroffff enen schwerer

macht. Sämtliche Energie, die das Mäd-
chen über Speisen und Getränke auf-
nimmt, fllf ießt zuerst in Herz und Hirn. Die
Muskeln werden dadurch chronisch unter-
versorgt. Es schmerzt, das lebensfrohe
Kind so zu sehen. „Sie ist eine Kämpferin,
ein fröhliches Kind, das uns Vorbild ist. Und
wir versuchen, ihr alles zu geben, was sie
braucht“, sagen die Eltern.

Dazu gehört die Idee vom Assistenz-
hund. Die Engmanns nahmen Kontakt
zum Verein Rehahunde Deutschland auf,
der seinen Sitz in Mecklenburg-Vorpom-
mern hat. Eine Mitarbeiterin stattete der
Familie noch vor Weihnachten einen Be-
such ab. „Daswarmagisch“, sagt dieMama.
„Wir sind seitdem aufgelöst und glauben
daran, dass so ein Hund das Größte füüf r AllA i-
na wäre.“ Beweguug ngen und Handgriffff e, die
sie nicht alleine ausfüüf hren kann, könnten
von einemHund übernommenwerden. As-
sistenzhunde geben Sicherheit und kön-
nen im Notfall auch Hilfe holen. AllA ina, die
durch ihre schwere Krankheit gezeichnet
ist, wüüw rde profiif tieren. Erst vor ein paarWo-
chen musste ihr eine Magensonde gesetzt

werden, weil sie zu wenig isst. Das Leben
der Familie spielt sich zwischen Ergo-, Lo-
go-, Physio- und Osteopathie-Terminen ab.
„Sie lässt jetzt öfttf er ihren Becher fallen,
weil die rechte Hand nicht mehr mit-
spielt“, erzählt ihreMama.

„AllA ina benötigt einen Assistenzhund
füüf r die Förderung der Ausdauer im körper-
lichen sowie kognitiven Bereich“, so Ver-
einschefiif n Astrid Ledwina, die füüf r ihre Ver-
dienste um die Unterstützung von Men-
schen mit Behinderungen und chroni-
schen Erkrankungen bereits das Verdienst-
kreuz amBande besitzt.

Bei AllA ina gehe es darum, Konzentration
und Beweguug ngsabläufe zu steigern, Grob-
und Feinmotorik sowie die Spastik zu ver-
bessern. Auch ihre Sprachentwwt icklung
könnte zumindest auf dem derzeitigen
Stand erhalten werden. „Das Kind hat emo-
tionale und positive Erlebnisse durch einen
Assistenzhund. Durch die Arbeit mit dem
Tier wird das HormonOxytty ocin freigesetzt,
das füüf r Entspannung sorgt. So wird die
Stimmung füüf r alle im Haus besser“, so
Astrid Ledwina. Doch die Ausbildung eines

Assistenzhundes ist umfangreich. Das Tier
wird individuell auf die Bedürfnisse des
Menschen abgestimmt. Das kostet Zeit und
viiv el Geld. Einen hohen Eigenanteil müssen
die Eltern selbst aufbbf ringen, der Rest er-
folgt generell über Spenden. Die gilt es zu
sammeln. Es geht um etwwt a 25.000 Euro.
„Wir hoffff en auf Freunde und Bekannte.
Auf Menschen, die unserem Kind wohlge-
sonnen sind“, sagt Familie Engmann. „Uns

wuuw rde schon ofttf geholfen, aber wirmüssen
noch einmal darum bitten.“ Auch füüf r die
Eltern wäre der Hund irgendwann Trost,
sollte AllA ina nicht mehr da sein. Aber daran
will erst einmal niemand denken …

Spendenkonto Rehahunde-Deutschland e.V., Rostocker
Volks- und Raiffeisenbank eG, Betreff: Alina Engmann,
IBAN: DE19 1309 0000 0002 5341 18, BIC-Code: GENO-
DEF1HR1

So könnte ein Hund der kleinen Alina helfen
Für das unheilbar kranke Kind
aus Kamenz wäre ein speziell
ausgebildetes Assistenztier von
großem Wert. Die Familie
kämpfttf darum, doch es gibt vor
allem eine Hürde.

Alina (4) aus Ka-
menz ist unheilbar
krank. Ein Assis-
tenzhund würde
das Leben der gan-
zen Familie Eng-
mann erleichtern.
Doch die Kosten
können sie nicht
allein stemmen.

Foto: privat

Von Ina Förster
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Tag der Kriminalitätsopfer – 22. März 2021 

Vor 30 Jahren wurde der „Tag der Kriminalitätsopfer“ vom Verein 
WEISSER RING ins Leben gerufen, um auf Menschen aufmerksam zu 
machen, die durch Kriminalität und Gewalt geschädigt wurden. Politik, 
Justiz und Medien haben in der Zusammenarbeit mit den ehren- und 
hauptamtlichen Hilfesystemen in den letzten drei Jahrzehnten viel 
Positives zur Unterstützung von Kriminalitätsopfern erreicht.  

Jeder Mensch kann zu jeder Zeit, an jedem Ort durch eine Straftat – 
besonders wenn es sich um eine Gewaltstraftat handelt – verletzt werden 
und Angehörige oder Freunde verlieren. Häufig ist das Erlebte für die 
Betroffenen einschneidend bis traumatisierend. Deshalb bietet der 
Opferhilfe Sachsen e.V. seit 25 Jahren mit ausgebildeten und erfahrenen 
Fachkräften für Kriminalitätsopfer Hilfe in Form von psychosozialer 
Beratung und Begleitung an.  

Du bist nicht allein – Es gibt Auswege 

Die Opferberaterinnen und -berater des Vereins Opferhilfe Sachsen 
unterstützen jeden Tag Menschen, die durch eine Straftat in irgendeiner 
Weise betroffen wurden. Das können Verletzte sein, jedes Geschlechts 
und jeden Alters sowie Angehörige oder Institutionen. Eine Beraterin 
meint: „Das sind mutige und tapfere Menschen, die sich entschlossen 
haben, für sich aktiv zu werden. Sie sind Opfer unterschiedlichster 
Delikte, die mit Gefühlen von Angst und Ausweglosigkeit einhergehen 
können. Sie haben sich uns anvertraut und wir begleiten sie auf dem 
Weg, zu lernen, mit den traumatischen Erlebnissen umzugehen, mit 
ihnen zu leben und Lebensfreude zurück zu gewinnen.“ 

Seit Jahren steigen kontinuierlich die Zahlen der Betroffenen, welche 
sich aktiv Hilfe suchen. Wenn sich ein Kriminalitätsopfer dafür 
entschieden hat, eine Straftat anzuzeigen, sind Polizei und Justiz für die 
Ermittlung und die Strafverfolgung zuständig. Die Fachkräfte des 
Opferhilfe Sachsen e.V. helfen den Betroffenen, die Folgen einer Tat 
sozial, körperlich, psychisch und materiell zu bewältigen. Wir begleiten 
die Verletzten in den Ermittlungs- und Strafverfahren, um weitere 
Opferwerdung zu vermeiden.  
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Sexualisierte Gewalt ist keine Randerscheinung 

Insbesondere die Anzahl der Ratsuchenden, die sexualisierte Gewalt 
erfahren haben, steigt. Diese Fälle von sexuellen Übergriffen, sexueller 
Nötigung und Vergewaltigung gegen Kinder, Jugendliche und 
Erwachsene in allen Bevölkerungsschichten machen in den Dienststellen 
des Opferhilfe Sachsen e.V. 64% aus. Diese Kriminalitätsopfer und ihre 
Angehörigen empfinden Dankbarkeit, eine niedrigschwellige Anlaufstelle 
zu haben. Sie treffen auf erfahrene Fachkräfte, die sich Zeit nehmen, 
ihnen zuhören und sie im Umgang mit ihren Verletzungen unterstützen.  

Wir bieten vertrauliche, auf Wunsch auch anonyme Gespräche zur 
Bewältigung der Geschehnisse an. Nach Bedarf erhalten sie von uns 
Beratung, Information und Begleitung entlang des Strafverfahrens. Diese 
Art der Hilfeleistung bietet Transparenz und Orientierung, unterstützt sie 
darin, ihr Gewalterleben zu verarbeiten und sich in belastenden 
Situationen besser zurechtzufinden. 

Zusätzlich helfen wir bei der Antragsstellung hinsichtlich des 
Opferentschädigungsgesetzes (OEG), Stiftungsanträgen und des Fonds 
Sexueller Missbrauch. Hier können Betroffene sexuellen Missbrauchs im 
familiären Bereich Sachleistung beantragen, die zur Bewältigung der 
Ereignisse beitragen können. 

Wir sind für Sie da – auch in Zeiten von Corona 

In der aktuellen Situation, bedingt durch die Pandemie, bleiben die 
Zahlen der Ratsuchenden weiterhin stabil hoch. Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in den neun Beratungsstellen des Opferhilfe Sachsen e.V. 
sind während des Lockdowns weiterhin ansprechbar. Die Beratung kann 
auf unterschiedlichen Wegen erfolgen. Wir beraten online, telefonisch, 
per Video und nach Absprache persönlich in der Beratungsstelle.  

Eine Beratung ist auch in Ihrer Nähe möglich. Weitere Infos zur 
Kontaktaufnahme finden Sie unter: www.opferhilfe-sachsen.de 

 

Pressemitteilung des Opferhilfe Sachsen e.V. „Tag der Kriminalitätsopfer – 22. März 2021“ 
vom 19. März 2021
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Neue Strafvorschriften treten morgen in Kraft 
Unter Strafe gestellt werden u.a. die Verbreitung sogenannter Feindeslisten, die 
Verbreitung und der Besitz von Anleitungen zu sexuellem Missbrauch von Kindern 
und verhetzende Beleidigungen 

Zum 22. September 2021 tritt ein Gesetz in Kraft, das das deutsche Strafrecht in 
mehreren Punkten fortentwickelt: das Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches – 
Verbesserung des strafrechtlichen Schutzes gegen sogenannte Feindeslisten, 
Strafbarkeit der Verbreitung und des Besitzes von Anleitungen zu sexuellem Missbrauch 
von Kindern und Verbesserung der Bekämpfung verhetzender Inhalte sowie 
Bekämpfung von Propagandamitteln und Kennzeichen verfassungswidriger und 
terroristischer Organisationen. 

Das Gesetz bewirkt unter anderem folgende Neuerungen: 

1. Strafbarkeit sogenannter Feindeslisten 
Der neue Straftatbestand des § 126a Strafgesetzbuch (StGB) stellt das „Gefährdende 
Verbreiten personenbezogener Daten“ unter Strafe. Er verbessert damit den 
strafrechtlichen Schutz gegen sogenannte Feindeslisten. 

Feindeslisten sind Sammlungen von Daten, typischerweise Adressdaten, die 
vornehmlich im Internet veröffentlicht werden, um den Eindruck zu vermitteln, Betroffene 
seien schutzlos und könnten Opfer einer Straftat werden. Betroffene können dadurch 
eingeschüchtert und gewaltbereite Täter können zu Straftraten motiviert werden. 

Künftig gilt: Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe kann bestraft werden, 
wer öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten eines Inhalts 
personenbezogene Daten einer anderen Person in einer Art und Weise verbreitet, die 
geeignet und bestimmt ist, die betroffene oder eine ihr nahestehende Person der Gefahr 
einer gewichtigen Straftat auszusetzen. Hierunter fallen Verbrechen sowie sonstige 
rechtswidrige Taten, die sich gegen die sexuelle Selbstbestimmung, die körperliche 
Unversehrtheit, die persönliche Freiheit oder gegen eine Sache von bedeutendem Wert 
richten. Wenn nicht allgemein zugängliche Daten verbreitet werden, können bis zu drei 
Jahre Freiheitsstrafe oder Geldstrafe verhängt werden. Berichterstattung über Vorgänge 
des Zeitgeschehens sowie anderes sozialadäquates Handeln – etwa die 
Recherchearbeit von Vereinen, die der Aufdeckung extremistischer Strukturen dient – 
sind ausdrücklich nicht erfasst. 
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Pressemitteilung „Neue Strafvorschriften treten morgen in Kraft“ des Bundesministeriums 
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Neue Strafvorschriften treten morgen in Kraft 
Unter Strafe gestellt werden u.a. die Verbreitung sogenannter Feindeslisten, die 
Verbreitung und der Besitz von Anleitungen zu sexuellem Missbrauch von Kindern 
und verhetzende Beleidigungen 

Zum 22. September 2021 tritt ein Gesetz in Kraft, das das deutsche Strafrecht in 
mehreren Punkten fortentwickelt: das Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches – 
Verbesserung des strafrechtlichen Schutzes gegen sogenannte Feindeslisten, 
Strafbarkeit der Verbreitung und des Besitzes von Anleitungen zu sexuellem Missbrauch 
von Kindern und Verbesserung der Bekämpfung verhetzender Inhalte sowie 
Bekämpfung von Propagandamitteln und Kennzeichen verfassungswidriger und 
terroristischer Organisationen. 

Das Gesetz bewirkt unter anderem folgende Neuerungen: 

1. Strafbarkeit sogenannter Feindeslisten 
Der neue Straftatbestand des § 126a Strafgesetzbuch (StGB) stellt das „Gefährdende 
Verbreiten personenbezogener Daten“ unter Strafe. Er verbessert damit den 
strafrechtlichen Schutz gegen sogenannte Feindeslisten. 

Feindeslisten sind Sammlungen von Daten, typischerweise Adressdaten, die 
vornehmlich im Internet veröffentlicht werden, um den Eindruck zu vermitteln, Betroffene 
seien schutzlos und könnten Opfer einer Straftat werden. Betroffene können dadurch 
eingeschüchtert und gewaltbereite Täter können zu Straftraten motiviert werden. 

Künftig gilt: Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe kann bestraft werden, 
wer öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten eines Inhalts 
personenbezogene Daten einer anderen Person in einer Art und Weise verbreitet, die 
geeignet und bestimmt ist, die betroffene oder eine ihr nahestehende Person der Gefahr 
einer gewichtigen Straftat auszusetzen. Hierunter fallen Verbrechen sowie sonstige 
rechtswidrige Taten, die sich gegen die sexuelle Selbstbestimmung, die körperliche 
Unversehrtheit, die persönliche Freiheit oder gegen eine Sache von bedeutendem Wert 
richten. Wenn nicht allgemein zugängliche Daten verbreitet werden, können bis zu drei 
Jahre Freiheitsstrafe oder Geldstrafe verhängt werden. Berichterstattung über Vorgänge 
des Zeitgeschehens sowie anderes sozialadäquates Handeln – etwa die 
Recherchearbeit von Vereinen, die der Aufdeckung extremistischer Strukturen dient – 
sind ausdrücklich nicht erfasst. 

2. Strafbarkeit verhetzender Beleidigung 
Der neue Straftatbestand „Verhetzende Beleidigung“ (§ 192a StGB) verbessert den 
strafrechtlichen Schutz vor Herabwürdigung aufgrund nationaler, rassischer, religiöser 
oder ethnischer Herkunft, der Weltanschauung, Behinderung oder sexuellen 
Orientierung. 
Bereits das geltende Recht stellt Volksverhetzung (§ 130 StGB), Beleidigung, üble 
Nachrede und Verleumdung (§§ 185 ff. StGB) unter Strafe. Gewisse strafwürdige 
Äußerungen, die die Menschenwürde anderer angreifen, sind von diesen Vorschriften 
jedoch unzureichend erfasst. Dies gilt insbesondere für verhetzende Inhalte, die sich 
gegen bestimmte Gruppen richten und Angehörigen dieser Gruppen zugeleitet werden. 
Eine Volksverhetzung (§ 130 StGB) liegt in der Regel nicht vor, wenn die Nachricht nicht 
öffentlich verbreitet wird. Für eine strafbare Beleidigung (§ 185 StGB) fehlt es oftmals an 
dem erforderlichen konkreten Bezug zu einer individuellen Person. 

Der neue Straftatbestand „Verhetzende Beleidigung“ schließt die vorstehend umrissene 
Strafbarkeitslücke. Er erfasst Inhalte, die eine durch ihre nationale, rassische, religiöse 
oder ethnische Herkunft, ihre Weltanschauung, ihre Behinderung oder ihre sexuelle 
Orientierung bestimmte Gruppe oder einen Einzelnen wegen seiner Zugehörigkeit zu 
einer dieser Gruppen beschimpfen, böswillig verächtlich machen oder verleumden. Die 
Tathandlung besteht im Gelangenlassen eines entsprechenden Inhalts an eine Person, 
die einer der genannten Gruppen angehört. Der Strafrahmen der verhetzenden 
Beleidigung beträgt Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

3. Strafbarkeit der Verbreitung und des Besitzes von 
Anleitungen zu sexuellem Missbrauch von Kindern 
Der neue Straftatbestand des § 176e StGB stellt „Verbreitung und Besitz von 
Anleitungen zu sexuellem Missbrauch von Kindern“ unter Strafe. Er schließt damit eine 
Lücke im Sexualstrafrecht und verbessert den Schutz von Kindern gegen sexuelle 
Übergriffe. 

Wie Strafverfolgungsbehörden berichten, werden im Zuge strafrechtlicher Ermittlungen 
wegen des Verdachts des sexuellen Missbrauchs von Kindern mitunter Anleitungen zu 
entsprechenden Taten aufgefunden. Deren Inhalte reichen von Empfehlungen zu Orten, 
an denen Täter Kindern auflauern und das Vertrauen von Kindern erschleichen können, 
bis hin zu Beschreibungen von Missbrauchshandlungen. 

Künftig steht die Verbreitung einer Missbrauchsanleitung unter Strafe. Auch der Abruf 
und der Besitz solcher Anleitungen sowie alle Handlungen, durch die einer anderen 
Person der Besitz an einer solchen Anleitung verschafft oder diese ihr sonst zugänglich 
gemacht wird, stehen unter Strafe. Im Falle der Verbreitung beträgt das Strafmaß bis zu 
drei Jahren Freiheitsstrafe oder Geldstrafe, im Falle von Abruf, Besitz und 
Zugänglichmachen sind es bis zu zwei Jahren Freiheitsstrafe oder Geldstrafe. 
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Jahreskalender 2022, Monatsblatt Januar „Opferhilfe Sachsen e.V. – Professionelle Opfer-
hilfe und Begleitung für Betroff ene von Straftaten“, Opferbeauftragte der Sächsischen 
Staatsregierung, August 2021

Der Opferhilfe Sachsen e.V. ist landesweiter Träger der profes-
sionellen Opferhilfe, der mit hauptamtlichen Fachpersonal in 
seinen Beratungsstellen Informationen, psychosoziale Beratung 
und Begleitung für Betroffene von Straftaten, deren Angehö-
rige und Institutionen anbietet. Seine aktive Netzwerkarbeit 
dient zur besseren Versorgung von Verletzten sowie zur Ver-
meidung erneuter Opferwerdung.

ERKLÄRUNG & AUFGABEN

Andreas Edhofer (Geschäftsführer) 
ANSPRECHPARTNER

Opferhilfe Sachsen e.V. Geschäftsstelle

KONTAKT
Tel.:  0351 8113 898

gfma@opferhilfe-sachsen.de

www.opferhilfe-sachsen.deHeinrichstraße 12 | 01097 Dresden
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OPFERHILFE SACHSEN E.V.
Professionelle Opferhilfe und Begleitung für Betroffene von Straftaten

      
 

 

Fachveranstaltung der Opferbeauftragten der Sächsischen 
Staatsregierung am  

3. November 2021 in Dresden 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Kolleginnen und Kollegen,  

 

der Schutz und die Unterstützung von Menschen, die Opfer von Terrorismus, 
Extremismus und schweren Gewalttaten werden, sind wichtige Aufgaben in unserer 
Gesellschaft und sie sind unser gemeinsames Anliegen. Opferschutz und die 
umfassende Unterstützung können nur funktionieren, wenn wir uns miteinander für 
die betroffenen Menschen einsetzen. 

Daher lade ich Sie herzlich zur nächsten Fachveranstaltung  

 

„Gemeinsam für Opfer von Terrorismus und Extremismus“ 

am 3. November 2021 von 9:30 bis 16:00 Uhr 

Dreikönigskirche - Haus der Kirche, Hauptstr. 23, 01097 Dresden  
 

ein. Grundlegendes Ziel der Opferhilfe und des Opferschutzes ist es, die 
bestmögliche und umfassende Rehabilitation der Opfer zu erreichen und hierbei 
Reviktimisierungen zu vermeiden.  

Wir wollen die Zusammenarbeit aller fördern, die nach einer terroristischen oder 
extremistischen Straftat an der Aufarbeitung und Unterstützung beteiligt sind. 
Erfahrungsaustausch und Vernetzung der beteiligten Berufsgruppen sind 
unabdingbar, ebenso Wissen und Verständnis für Aufgaben und Verfahrensweisen 
der beteiligten Professionen. Anliegen der Fachveranstaltung ist es darüber hinaus, 
für Empathie und die individuellen Bedürfnisse der Opfer zu sensibilisieren.  

Die Fachveranstaltung am 3. November 2021 in Dresden bietet Raum zum weiteren 
Kennenlernen, zur Vernetzung, zum Wissenstransfer, zum Aufzeigen praktischer 
oder strukturell bedingter Schwierigkeiten und zum Perspektivwechsel. Sie richtet 
sich an ein breites Spektrum von Akteurinnen und Akteuren der Opferhilfe und des 
Opferschutzes insbesondere aus Polizei, Staatsanwaltschaften, Gerichten, 
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Einladung Fachveranstaltung der Opferbeauftragten der Sächsischen Staatsregierung am 
3. November 2021 in Dresden (September/Oktober 2021)

      
 

 

Fachveranstaltung der Opferbeauftragten der Sächsischen 
Staatsregierung am  

3. November 2021 in Dresden 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Kolleginnen und Kollegen,  

 

der Schutz und die Unterstützung von Menschen, die Opfer von Terrorismus, 
Extremismus und schweren Gewalttaten werden, sind wichtige Aufgaben in unserer 
Gesellschaft und sie sind unser gemeinsames Anliegen. Opferschutz und die 
umfassende Unterstützung können nur funktionieren, wenn wir uns miteinander für 
die betroffenen Menschen einsetzen. 

Daher lade ich Sie herzlich zur nächsten Fachveranstaltung  

 

„Gemeinsam für Opfer von Terrorismus und Extremismus“ 

am 3. November 2021 von 9:30 bis 16:00 Uhr 

Dreikönigskirche - Haus der Kirche, Hauptstr. 23, 01097 Dresden  
 

ein. Grundlegendes Ziel der Opferhilfe und des Opferschutzes ist es, die 
bestmögliche und umfassende Rehabilitation der Opfer zu erreichen und hierbei 
Reviktimisierungen zu vermeiden.  

Wir wollen die Zusammenarbeit aller fördern, die nach einer terroristischen oder 
extremistischen Straftat an der Aufarbeitung und Unterstützung beteiligt sind. 
Erfahrungsaustausch und Vernetzung der beteiligten Berufsgruppen sind 
unabdingbar, ebenso Wissen und Verständnis für Aufgaben und Verfahrensweisen 
der beteiligten Professionen. Anliegen der Fachveranstaltung ist es darüber hinaus, 
für Empathie und die individuellen Bedürfnisse der Opfer zu sensibilisieren.  

Die Fachveranstaltung am 3. November 2021 in Dresden bietet Raum zum weiteren 
Kennenlernen, zur Vernetzung, zum Wissenstransfer, zum Aufzeigen praktischer 
oder strukturell bedingter Schwierigkeiten und zum Perspektivwechsel. Sie richtet 
sich an ein breites Spektrum von Akteurinnen und Akteuren der Opferhilfe und des 
Opferschutzes insbesondere aus Polizei, Staatsanwaltschaften, Gerichten, 

Rechtsanwaltschaft, Opferhilfevereinen, psychosozialer Beratung und Begleitung 
sowie Notfallversorgung und der Verwaltung.  

Am Vormittag sind Impulsvorträge der Staatsanwaltschaft, der Opferhilfe Sachsen   
e. V., der Rechtsanwaltschaft, der psychosozialen Krisenintervention, der Polizei und 
der Sächsischen Opferbeauftragten geplant.  

Nach der Mittagspause wird in entsprechenden Dialogrunden Zeit sein, sich 
kennenzulernen, sich zu einzelnen Themen und Fragestellungen auszutauschen 
sowie praktische Lösungsansätze zu diskutieren.  

Die Fachveranstaltung ist als Präsenzveranstaltung unter Einhaltung der geltenden 
Corona-Regeln1 geplant.  

Alle weiteren Informationen können Sie dem beigefügten Programm, dem 
Anmeldebogen und den Teilnahmevoraussetzungen einschließlich der 
Hygienevorgaben entnehmen. 

Für Ihre Versorgung mit Getränken und Speisen ist gesorgt.   

Ich freue mich, Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen bei der Fachveranstaltung am 
3. November begrüßen zu können.  

Wir bitten um Anmeldung bis zum 13. Oktober 2021 unter Nutzung des 
Anmeldebogens.  

Im Hinblick auf die geltenden Corona-Regelungen weisen wir darauf hin, dass die 
Teilnahme nur mit einem entsprechenden Nachweis („3G“) zulässig ist2. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 

 

 

Anlagen: 

Programm 

Anmeldung 

Einverständniserklärung Datenschutz 

Hygieneregeln 

 

                                                           
1 vorbehaltlich von etwaigen Verschärfungen der geltenden Corona-Regelungen – eine Onlineveranstaltung 
anstelle der geplanten Präsenzveranstaltung ist nicht vorgesehen 
2 vorbehaltlich von Änderungen der geltenden Corona-Regelungen 

Rechtsanwaltschaft, Opferhilfevereinen, psychosozialer Beratung und Begleitung 
sowie Notfallversorgung und der Verwaltung.  

Am Vormittag sind Impulsvorträge der Staatsanwaltschaft, der Opferhilfe Sachsen   
e. V., der Rechtsanwaltschaft, der psychosozialen Krisenintervention, der Polizei und 
der Sächsischen Opferbeauftragten geplant.  

Nach der Mittagspause wird in entsprechenden Dialogrunden Zeit sein, sich 
kennenzulernen, sich zu einzelnen Themen und Fragestellungen auszutauschen 
sowie praktische Lösungsansätze zu diskutieren.  

Die Fachveranstaltung ist als Präsenzveranstaltung unter Einhaltung der geltenden 
Corona-Regeln1 geplant.  

Alle weiteren Informationen können Sie dem beigefügten Programm, dem 
Anmeldebogen und den Teilnahmevoraussetzungen einschließlich der 
Hygienevorgaben entnehmen. 

Für Ihre Versorgung mit Getränken und Speisen ist gesorgt.   

Ich freue mich, Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen bei der Fachveranstaltung am 
3. November begrüßen zu können.  

Wir bitten um Anmeldung bis zum 13. Oktober 2021 unter Nutzung des 
Anmeldebogens.  

Im Hinblick auf die geltenden Corona-Regelungen weisen wir darauf hin, dass die 
Teilnahme nur mit einem entsprechenden Nachweis („3G“) zulässig ist2. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 

 

 

Anlagen: 

Programm 

Anmeldung 

Einverständniserklärung Datenschutz 

Hygieneregeln 

 

                                                           
1 vorbehaltlich von etwaigen Verschärfungen der geltenden Corona-Regelungen – eine Onlineveranstaltung 
anstelle der geplanten Präsenzveranstaltung ist nicht vorgesehen 
2 vorbehaltlich von Änderungen der geltenden Corona-Regelungen 
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Sächsische Zeitung, Ausgabe Döbeln „Gewalt gegen Frauen: Niveau im Landkreis bleibt 
hoch“ 26. November 2021
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orsten Peschel-Heinzmann ist gerade
dabei, etwwt a 50 Senioren anzurufen.

Viermal pro Jahr veranstaltet der Inhaber
des Reisebüros „Zur alten Bäckerei“ in Leis-
nig mit ihnen eine Tagesfahrt. Die nächste
war füüf r den 1. Dezember ins Erzgebirge ge-
plant – mit Besuch eines Weihnachtsmark-
tes und einer Stollenmanufaktur. Die Fahrt
fääf llt der vierten Welle der Corona-Pande-
mie zum Opfer. Aber nicht nur das. Ob-
wohl der Einzelhandel unter 2G weiter öffff -
nen kann, müssen die Reisebüros geschlos-
sen bleiben.

„Das kann ich nicht nachvollziehen.
Das ist eine glatte Fehlentscheidung“, sagt
Peschel-Heinzmann. Da habe wohl jemand
nicht richtig nachgedacht. Gemeinsammit
den Kollegen der Reisebüro-Kooperation,
zu der das Leisniger gehört, werde er gegen
diese Vorgabe klagen.

In der am vergangenen Freitag in Sach-
sen beschlossenen Corona-Notvvt erordnung
heißt es: „Die Öffff nung von Reisebüros, Ver-
sicherungsagenturen, Vermögensbera-
tungsbüros, Unternehmensberatungsbü-
ros, Finanzdienstleistungsbüros mit Aus-
nahme der Banken und Sparkassen, füüf r Pu-
blikumsverkehr ist untersagt.“

Damit sei den betroffff enen Unterneh-
men nicht grundsätzlich die Öffff nung un-
tersagt, sondern lediglich die Öffff nung füüf r
den Publikumsverkehr, informiert das So-
zialministerium Sachsen auf Nachfrage des
Döbelner Anzeigers. Praktisch könnten die
Inhaber weiter ihre Geschäfttf sräume betre-
ten und von dort aus arbeiten. Reisebüros
und die anderen genannten Firmen seien
nicht direkt mit Einzelhandelsgeschäfttf en,
wie zum Beispiel Modeläden vergleichbar,

T

da sie im Gegensatz zu Letzteren ihre Kun-
den digital oder telefonisch beraten könn-
ten. Das sei beim stationären Einzelhandel
nur bedingt bis gar nichtmöglich.

Um die Dynny amik des Infektionsgesche-
hens positiv beeinfllf ussen zu können, be-
dürfe es in Sachsen nach Einschätzung von
Experten eine Reduzierung der Kontakte
um 60 Prozent. „Diese ist bei der aktuellen
Impfquote im Freistaat allein durch Ein-
schränkungen füüf r Ungeimpfttf e oder Nicht-
Genesene nicht zu erreichen, sodass die Er-
reichung dieses Ziels auch einen Beitrag
von Geimpfttf en und Genesenen erforder-
lichmacht“, so das Sozialministerium.

Torsten Peschel-Heinzmann hat mit ei-
nem Hygienekonzept, einer riesigen
Schutzwand, Desinfektionsmitteln und
dem Tragen der Maskemehr vorgesorgt als
mancher Einzelhändler. Aber das nützt
ihm nichts. In den vergangenen Monaten
sei das Geschäfttf guug t gelaufen, auchwenn es
die Reisebüros in diesem Jahr nicht leicht
gehabt hätten. „Jetzt werde ich überden-
ken, wann ich im Büro arbeite und wann
im Homeoffff iif ce“, sagt er. Computer und Te-
lefon werden dabei die bevorzugten Ar-
beitsmittel sein. Denn er ist überzeugt,
dass die Kunden zumindest weiter Aus-
landsreisen buchen werden. Für den
Deutschlandurlaub erwwr artet er Zurückhal-
tung.

Mit Click and Collect zum Katalog
Auch bei Heike Geßner vom Reiseservvr iiv ce
May in Waldheim wird die Online-Bera-
tung in der kommenden Zeit im Vorder-
grund stehen. „Aber private Gespräche
sind schöner. Digital ist es sehr unpersön-
lich“, meint sie. Die Busveranstalter hätten
gerade die neuen Reisekataloge herausge-
bracht, an die die Kunden nun nicht heran-
kämen. Aber, es gebe einen Ausweg: Click
and Collect. Auch die Online-Beratung wer-
de vom Reisebüro aus erfolgen. Deshalb
könne sie Kunden, Kataloge von dort he-
rausgeben.

Dass sie die Kunden nicht im Reisebüro
beraten darf, ist ihr unverständlich. „Ich

könnte Termine machen, die Kunden ein-
zeln einlassen und regelmäßig lüfttf en“, er-
klärt sie. Das Sozialministerium nennt ein
Modegeschäfttf als Beispiel füüf r den Einzel-
handel. Und Heike Geßner greifttf das auf:
„Wenn dort füüf nf Personen am Tag densel-
ben Rollkragenpullover anziehen, wird der
auch nicht jedes Mal danach desinfiif ziert,
sondern sowieder ins Regal zurückgelegt.“

Zudem sei die digitale Beratung, wie sie
vom Ministerium angeregt werde, nicht so
einfach. „Wir haben einen hohen Anteil äl-
terer Menschen als Kunden. Sie besitzen
ofttf kein Internet oder Handy oder können
nur schlecht damit umgehen“, sagt Heike
Geßner. Trotzdem werde sie versuchen, so
guug t es in dieser Situation geht, weiter füüf r
die Kunden da zu sein.

Gleich doppelt triffff ttf es Regiobus Mittel-
sachsen. Da touristische Busreisen unter-
sagt sind, stehen die füüf nf Busse des Firmen-
zweiges Reisegenuss still. „Ich verstehe,
dass die Pandemie nicht dem Selbstlauf
überlassen werden kann, dabei aber auch
nicht punktgenau die richtigen Maßnah-
men getroffff en werden“, meint Henning
Schmidt, Fachbereichsleiter Verkehr bei
Regiobus. AllA lerdings entstehe dabei auch
einiger Schaden.

Reisegenuss betreibt in Döbeln, Mitt-
weida und Freiberg Reisebüros. Viele
Stammkunden hätten bereits die neuen
Kataloge erhalten. Jetzt bleibe nur noch die
Online- und telefonische Betreuung. Die
Advents- und Weihnachtszeit werde wahr-
scheinlich ebenso schwierigwie im vergan-
genen Jahr. „Diese Situation erfordert von
allen Langmut“, meint Schmidt. Viele Bu-
chungen füüf r Weihnachtsurlaube seien
schon vor längerer Zeit erfolgt. „Wir waren
auf einem guug ten Weg“, so der Fachbe-
reichsleiter. „Ohne die vierte Welle hätten
wir eine vernünfttf ige Entwwt icklung gehabt.“

Jetzt können viiv ele Kunden ihre Reise
nicht antreten. Das Unternehmen werde
versuchen, im beiderseitigen Interesse eine
Lösung zu fiif nden. Das könne sowohl ein
neuer Reisetermin sein, als auch die Rück-
zahlung von bereits angezahlten Beträgen.

„Schließung der Reisebüros
ist eine Fehlentscheidung“

Die Corona-Notverordnung
untersagt Reisebüros, Kunden
direkt zu beraten. Die Begründung
des Sozialministeriums ist nur
schwer nachvollziehbar.

Von Cathrin Reichelt

Wer jetzt einen Urlaub buchen oder sich vom Mitarbeiter eines Reisebüros beraten lassen möchte, kann das nur telefonisch oder on-
line. Denn die Reisebüros mussten erneut schließen. Foto: Thomas Eisenhuth

Nur zwei Tage blieb der Inzidenzwert im
Landkreis Mittelsachsen unter der 1.000er-
Marke. Am Donnerstag stieg die Inzidenz
auf den Rekordwert von 1.011.

Die Corona-Ansteckungsrate in Sach-
sen hat ebenfalls einen traurigen Rekord
erreicht: Das Robert Koch-Institut (RKKR I) ver-
meldet nun eine Sieben-Tage-Inzidenz füüf r
den Freistaat von 1.074,6, tags zuvor waren
es noch 935,8. Die Zahl gibt an, wie viiv ele
von 100.000 Einwohnern sich an den letz-
ten sieben Kalendertagen infiif ziert haben.

Dem Gesundheitsamt zufolge lagen füüf r
Mittelsachsen am Donnerstag 319 neue La-
bor-Nachweise einer Infektion mit dem
Sars-CoV-2-Virus vor. Das sind deutlich we-
niger als amMittwwt och (557).

Das mittelsächsische Gesundheitsamt
meldete am Donnerstag acht weitere To-

desopfer. Damit sind seit Beginn der Pande-
mie im März 2020 insgesamt 745 Men-
schen in Mittelsachsen im Zusammenhang
mit einer Corona-Erkrankung verstorben.

In Deutschland sind nach offff iif zieller
Zählung mehr als 100.000 Menschen mit
oder an Coviiv d-19 gestorben. Das Robert
Koch-Institut gab die Zahl am Donnerstag-
morgenmit 100.119 an.

In den mittelsächsischen Kliniken wer-
den laut Gesundheitsamt zurzeit 136 Co-
viiv d-Patienten versorgt. Das sind 18 Perso-
nen mehr als am Mittwwt och. Von diesen Pa-
tienten müssen 19 beatmet werden, drei
weniger als amVortag.

Weil die Inzidenz nur an zwei Tagen un-
ter 1.000 lag, gilt füüf r Personen, die nicht ge-
impfttf oder genesen sind, weiterhin eine
Ausgangssperre. „Zwischen 22 und 6 Uhr
dürfen Ungeimpfttf e das Haus nur noch aus
trifttf igen Gründen verlassen“, teilte Kreis-
sprecher André Kaisermit.

Zu diesen gehört beispielsweise die Aus-
übung des Berufs. Wird der Inzidenz-
Schwellenwert von 1.000 im Landkreis Mit-
telsachsen an drei aufeinanderfolgenden
Tagen unterschritten, gilt die Ausgangsbe-
schränkung ab dem nächsten Tag nicht
mehr.

Achtweitere Todesopfer
inMittelsachsen

Das Gesundheitsamt meldet am
Donnerstag einen sprunghafttf en
Anstieg der Covid-Patienten in
den Kliniken. Die Inzidenz stieg
auf 1.011.

Von Elke Görlitz

Ab Montag, 29. November, gilt bei allen
vom DRKKR -Blutspendedienst Nord-Ost
durchgefüüf hrten Blutspendeterminen die
3G-Regelung.

Zutritt erhalten ausschließlich Men-
schen, die den Status geimpfttf , genesen
oder getestet (Antigen-Schnelltest nicht äl-
ter als 24 Stunden oder PCR-Test nicht älter
als 48 Stunden) vorwwr eisen können. Um
Wartezeiten und größere Menschenan-

sammlungen vor Ort zu vermeiden, kön-
nen der erforderliche Antigen-Schnelltest
oder PCR-Test nicht unmittelbar vor oder
in den Spendelokalen erfolgen.

Es wird darum gebeten, vorab einen
Termin füüf r die Blutspende zu reservvr iiv eren.
Dies ist unter der kostenlosen Hotline
0800 1194911 oder im Internet unter ter-
minreservvr ierung.blutspende-nordost.de/
möglich. (DA)

Die nächsten DRK-Blutspendetermine: 29. November,
Döbeln, Körnerplatzgymnasium, 15.30 bis 19.30 Uhr;
7. Dezember Waldheim, Förderschule, 15.30 bis 19 Uhr;
28. Dezember, Hartha, Feuerwehr, 15 bis 19 Uhr;
18. Januar, Roßwein, Oberschule, 16 bis 19 Uhr;
26. Januar, Leisnig, Helios-Klinik, 13 bis 18 Uhr.

Blutspende nur mit 3G-Regel
Spendenwillige müssen genesen,
geimpfttf oder getestet sein.
Zudem sollten sie sich vorab
einen Termin reservvr ieren.

Der 25. November ist im Kalender von
Gleichstellungsbeaufttf ragten und Sozialar-
beitenden in den Gewaltschutzeinrichtun-
gen besonders markiert, handelt es sich
doch um den Internationalen Tag gegen
Gewalt an Frauen.

Auch wenn die Corona- Pandemie öf-
fentlichkeitswirksame AkkA tionen kaum zu-
lässt, so verwwr eist die Gleichstellungsbeauf-
tragte des Landkreises Mittelsachsen, An-
nett Schrenk, dennoch auf die Bedeutung
dieses Tages. Gewalt gegen Frauen in wel-
cher Form auch immer, ist auch im Land-
kreis Mittelsachsen kein unbekanntes The-
ma. Das Lagebild der Polizei vermeldete füüf r
das 2020 536 Fälle füüf r den Landkreis – eine
Zahl, die seit Jahren auf diesem Niveau sta-
gniert. 427 Personen erfasste die Statistik
als Opfer; die Mehrzahl davon sind weib-
lich. 78Opferwaren nochminderjährig.

„Die Ursachen von Gewalt im sozialen

Nahbereich sind vielgestaltig: Da spielen
ÜbbÜ erforderungen im Familienalltag, feh-
lende, weil nicht erlernte Strategien zur
Konfllf iktschlichtung, Drogenkonsum ge-
nauso eine Rolle wie Eifersucht, Domi-
nanz- und sexuelle Ansprüche. Sind die Ur-
sachen auch unterschiedlich, die Auswir-
kungen sind immer gleich: Neben physi-
schen Folgen erleiden die Opfer nicht sel-
ten auch psychische Folgen, die das Leben
noch jahrelang belasten“, so Annett
Schrenk.

Umso wichtiger sei daher ein guug tes
Netzwerk an Beratungs- und Intervvr entions-
möglichkeiten, die Betroffff ene in Anspruch
nehmen können. So gibt es im Landkreis
Mittelsachsen mit dem Frauenschutzhaus
in Freiberg ein stationäres Angebot, in dem
betroffff ene Frauen füüf r einen längeren Zeit-
raum Schutz und eine neue Lebensper-
spektive fiif nden können.

Im kommenden Jahr soll der Landkreis
Mittelsachsen eine eigene Intervvr entions-
und Koordinierungsstelle erhalten. Der
Kreistag Mittelsachsen gab im September
grünes Licht dazu. Zurzeit läufttf dazu das In-
teressenbekundungsverfahren. (DA/fkkf )

Gewalt gegen Frauen: Niveau im
Landkreis bleibt hoch

Im vergangenen Jahr sind über
500 Fälle aufgetreten. Die
Ursachen sind vielfääf ltig.

Gerade in der Zeit vor und um Weihnach-
ten sind die Gottesdienste und Andachten
guug t besucht. Wegen der aktuellen Lage im
Zusammenhang mit der Corona-Pandemie
gibt es jedochmehrere Änderungen.

Kirchgemeinde Döbeln
Die Kirchgemeinde Döbeln hatte eigent-
lich füüf r Freitag einen Turmtreffff geplant.
Dieser entfääf llt aufgrund der aktuellen Lage.
Eswirdweiterhin darauf hingewiesen, dass
die Gottesdienste nur noch unter der 3G-
Regel besucht werden dürfen. Außerdem
ist das Tragen einer FFP2-Maske während
der Gottesdienste Pfllf icht.

Kirchgemeinde Waldheim-Geringswalde
Die Kirchgemeinde Waldheim-Geringswal-
de hat ihre Versammlungen, Gottesdienste

und Konzerte füüf r diese Adventszeit kom-
plett abgesagt. „Zu den Zeiten, an denen
Gottesdienste vorgesehen waren, werden
die Kirchen aber in jedem Fall offff en ste-
hen“, teilt der Waldheimer Pfarrer Reinald
RiiR chber mit. Die Kirchen inWaldheim und
Grünlichtenberg öffff nen außerdem an je-
dem Adventsnachmittag von 15 bis 17 Uhr.
„Bei einer kleinen ,Reise‘ durch den Advent
wird es dort immer etwwt as zu tun, zu sehen,

zu lesen, zu schreiben, anzuzünden oder
einfach die Möglichkeit einiger persönli-
cher Momente in der Kirche geben“, so
RiiR chber.

Roßwein und Niederstriegis
Am 1. Advent muss die Familienkirche in
Roßwein aufgrund der Infektionslage aus-
fallen. „Die hohen Inzidenzwerte in Roß-
wein und im Landkreis Mittelsachsen so-

wie die Schließung der Grundschule Roß-
wein hat zu dieser Entscheidung im Kir-
chenvorstand Roßwein-Niederstriegis ge-
füüf hrt“, so Pfarrer Heiko Jadatz. AllA le weite-
ren Gottesdienste und Andachten fiif nden
unter Einhaltung der 3G-Regel (geimpfttf –
genesen – getestet) statt. Einmitgebrachter
Schnelltest, der vor Ort unter Aufsicht ge-
macht wird, sei dabei ausreichend. AllA le Ge-
meindekreise und sonstige Gemeindever-
anstaltungen entfallen bis aufweiteres.

Kirchgemeinde
Leisnig-Tragnitz-AllA tenhof

Die Kirchgemeinde Leisnig-Tragnitz-AllA ten-
hof teilt mit, dass die Gottesdienste auch
weiterhin stattfiif nden. AllA lerdings gilt auch
hier die 3G-Regel. Es muss ein Nachweis
mitgebracht werden, dass die Teilnehmer
geimpfttf oder genesen sind. Ist das nicht der
Fall, muss ein aktueller negativer Testnach-
weis mitgebracht werden. Wichtig ist
auch, dass während des Gottesdienstes ei-
ne FFP2-Maske getragen wird. Abgesagt
werden müssen die Adventsmusik und das
diesjährige Silvesterkonzert in Leisnig. Die

Friedhofs- und Pfarramtsverwwr altungen
sind nur noch telefonisch erreichbar.

Kirchgemeinde Zschoppach
Orgelmusik erklingt am Montag, 29. No-
vember, anlässlich der Orgelweihe im Jahr
1868 in der Kirche AllA tleisnig zu Polditz. An
der Ladegastorgel spielen Irute und Samuel
Kummer aus Dresden. Die musikalische
Andacht beginnt um 19 Uhr. Pfarrer
Schindler von der Kirchgemeinde Zschop-
pach spricht an diesem Abend ebenfalls
zumThemaAdvent.

Kirchgemeinde Hartha
Auch die Gottesdienste und Andachten in
den Kirchen der Gemeinde Hartha werden
am 1. Advent planmäßig unter 3G abgehal-
ten. „Im Ausnahmefall können wir auch ei-
nen Test bereitstellen, um zu ermöglichen,
dass die Gottesdienste besucht werden
können“, so PfarrerinMaria Beyer. AllA lewei-
terfüüf hrenden Veranstaltungen wie Weih-
nachtsmärkte oder Adventsnachmittage,
Kreise und Gruppen müssen jedoch entfal-
len.

Die etwas anderen Gottesdienste
Angesichts der angespannten
Infektionslage planen die
Kirchen der Region um. Einige
Veranstaltungen sind abgesagt.

Die Kirchgemeinde
Waldheim hat ihre
Gottesdienste
komplett für diese
Adventszeit abge-
sagt.

Archivbild: Thomas Kube

(c) Sächsische Zeitung, Döbeln 26.11.2021 www.sächsische.de

(c) Sächsische Zeitung, alle Rechte vorbehalten Weitergabe an Dritte nicht gestattet.
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„AUF – BRUCH“
Eine Ausstellung mit Bildern 
von Betroffenen von Gewalt

Mit freundlicher UnterstützungDer Opferhilfe Sachsen e.V. wurde 1996 
gegründet und ist Mitglied im Arbeitskreis der 
Opferhilfen in Deutschland e.V. (ado).

Weitere Informationen unter 
www.opferhilfe-sachsen.de

KontaKt

Opferhilfe Sachsen e.V. 

Beratungsstelle Zwickau 

Osterweihstraße 5 

08056 Zwickau 

Telefon: 0375 3031748 

zwickau@opferhilfe-sachsen.de 

www.opferhilfe-sachsen.de

Der Verein opferhilfe SachSen e.V.

Unser Anliegen, die professionelle Begleitung 

und Unterstützung der Opfer von Straftaten, 

wird durch qualifizierte Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter in unseren Beratungsstellen 

flächendeckend im Freistaat Sachsen 

umgesetzt.

Neben den Aufgaben der psychosozialen 

Beratung und Begleitung der Opfer von 

Straftaten sind wir auch in der fachlichen Fort- 

und Weiterbildung in den Bereichen Justiz, 

Polizei und bei freien Trägern aus dem sozialen 

Bereich tätig.

UnterStützen Sie UnSere arbeit

Jede Spende hilft, um unsere Arbeit in dem 

jetzigen Umfang weiterzuführen. Gern senden 

wir Ihnen eine Spendenbescheinigung zu.

Commerzbank AG, BIC: COBADEFFXXX 

IBAN: DE22 8704 0000 0601 4252 01

WaS iSt aUf – brUch?

AUF – BRUCH ist eine Ausstellung mit Bildern von 

Betroffenen von Gewalt. Unsere Klientinnen und 

Klienten nutzen die Kunst, um ihre Gespenster 

der Vergangenheit zu vertreiben. In unserer 

täglichen Arbeit sind wir immer wieder tief 

beeindruckt von der Kraft, der Ausdauer und dem 

Überlebenswillen der Betroffenen. Im Umfang der 

Ausstellung finden sich eine Vielzahl an Bildern, 

welche als Ganzes oder in einer kleineren Auswahl 

beim Opferhilfe Sachsen e.V. ausgeliehen werden 

können.

entStehUng Der aUSStellUng

Unser 15-jähriges Jubiläum der Beratungsstelle 

Zwickau 2016 haben wir zum Anlass genommen, 

unsere Klientinnen und Klienten in den 

Mittelpunkt zu stellen und (sie) zu würdigen. Es 

wurde die Idee zu einer Ausstellung, gemeinsam 

mit Hilfe des Kontraste e.V., geboren*. Wir haben 

Interessierte im Kreis unserer Klientinnen und 

Klienten gesucht. Gemeinsam mit ihnen haben 

wir uns auf den Weg der Ausstellungsplanung 

und Organisation begeben. Die Begegnungen 

in einem anderen Kontext waren und sind 

spannend. Wir lernten viel Neues von- und 

übereinander und konnten uns so noch einmal 

anders kennenlernen.

Entstanden ist eine Ausstellung von Gemälden 

unterschiedlicher Stilrichtungen und Techniken. 

Sie zeigt eine Palette von Werken die in ihrem 

Ausdruck von wunderschön, farbenfroh und 

friedlich bis erschütternd, bedrohlich und 

emotional ergreifend sind.

* Es entstand die Idee zu einer gemeinsamen 

Ausstellung mit dem Kontraste e.V.

aUSleihbeDingUngen

Die einzelnen Bilder sind aus unserem Katalog 

der Ausstellung auswählbar. Wünschenswert ist 

eine fachliche, traumasensible Begleitung, da 

bei einigen Bildern eine Triggergefahr besteht. 

Ist keine Begleitung möglich, können nicht alle 

Bilder zur Verfügung gestellt werden.

Ein Hinweis auf Triggergefahr ist sichtbar am 

Beginn der Ausstellung anzubringen. Dies 

wird mit Unterschrift auf dem Ausleihvertrag 

bestätigt.

Für eine 4-wöchige Ausleihe betragen die 

Kosten derzeit 300 €. Wir bitten, den Transport 

auf eigene Kosten selbst zu organisieren.
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Hinweis der Redaktion

Es wurde versucht, den gesamten Text gendersensi-

bel, mit geschlechtergerechten Formulierungen zu 

verfassen. Schreibweisen, die den Lesefluss und die 

Klarheit des Textes eher stören, wie Einklammerung, 

Schrägstrich-, Binnen-I-, Sternchen-, Unterstrich- 

oder weitere, ungewöhnlichere Varianten, wurden 

unterlassen. 

Bilder

Sofern nicht anders gekennzeichnet: Fachkräfte des 

Opferhilfe Sachsen e.V.

Copyright

Diese Veröffentlichung ist urheberrechtlich geschützt. 

Alle Rechte, auch die des Nachdruckes von Auszügen 

und der fotomechanischen Wiedergabe, sind dem 

Herausgeber vorbehalten.

© Opferhilfe Sachsen e.V., 2022

Unterstützen Sie die Arbeit der 
Opferhilfe und des Opferschutzes in 
Sachsen!

Spenden Sie für den Opferhilfe Sachsen e.V. auf das 

folgende Konto: 

Commerzbank AG 

IBAN: DE22 8704 0000 0601 4252 01 

BIC: COBADEFFXXX

Wir senden gern eine Spendenbescheinigung zu.
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Landgerichtsbezirk Chemnitz

09116 Chemnitz 
Weststraße 88 
Tel.: 0371 - 4331698 
chemnitz@opferhilfe-sachsen.de

Zeugenbegleitung am Landgericht Chemnitz 
Dienstag 8:30 – 12:00 Uhr 
Tel.: 0152 - 53324112

Landgerichtsbezirk Dresden

01097 Dresden 
Heinrichstraße 12 
Tel.: 0351 - 8010139 
dresden@opferhilfe-sachsen.de

01796 Pirna 
Lange Straße 4 
Tel.: 03501 - 4611550  
pirna@opferhilfe-sachsen.de

Landgerichtsbezirk Görlitz

02625 Bautzen (Achtung! neue Anschrift) 
Töpferstraße 17 
Tel.: 03591 - 679550 
bautzen@opferhilfe-sachsen.de

02826 Görlitz 
Wilhelmsplatz 2 
Tel.: 03581 - 420023 
goerlitz@opferhilfe-sachsen.de

Landgerichtsbezirk Leipzig

04275 Leipzig (Achtung! neue Anschrift) 
Karl-Liebknecht-Straße 16 
Tel.: 0341 - 2254318 
leipzig@opferhilfe-sachsen.de

Zeugenbegleitung 
Tel.: 0341 - 96276486 
Dienstag am Amtsgericht Leipzig 
Tel.: 0341 - 4940634

Beratungsangebote im Landkreis Nordsachsen

04275 Leipzig (Achtung! neue Anschrift) 
Karl-Liebknecht-Straße 16 
Tel.: 03421 - 1861165 
nordsachsen@opferhilfe-sachsen.de

Landgerichtsbezirk Zwickau

08523 Plauen 
Klosterstraße 2  
Tel.: 03741 - 3006499 
plauen@opferhilfe-sachsen.de

08056 Zwickau 
Osterweihstraße 5 
Tel.: 0375 - 3031748 
zwickau@opferhilfe-sachsen.de

DIE BERATUNGSSTELLEN DES OPFERHILFE SACHSEN E.V. FINDEN SIE UNTER FOL-
GENDEN ADRESSEN
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